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A. Amtliche Texte

Gesetze

33	 Gesetz Nr. 1772 
	 zur Neuregelung des Glücksspielwesens  
	 im Saarland

Vom 20. Juni 2012

Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Gesetz über die Zustimmung zum  

Ersten Staatsvertrag zur Änderung des  
Staatsvertrages zum Glücksspielwesen  

in Deutschland  
(Erster Glücksspieländerungsstaatsvertrag —  

Erster GlüÄndStV)

(1) Dem am 15. Dezember 2011 unterzeichneten Ersten 
Glücksspieländerungsstaatsvertrag wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 2 Ab-
satz 1 Satz 1 am 1. Juli 2012 in Kraft.

(4) Wird der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 Ab-
satz 1 Satz 2 gegenstandslos, so wird dies bis zum 
1. August 2012 im Amtsblatt des Saarlandes bekannt 
gemacht. In diesem Fall

a)	 gelten die Regelungen des Artikel 1 des Ersten 
Glücksspieländerungsstaatsvertrages mit Ausnah-
me von § 2 Absatz 6, § 4 Absatz 6, §§ 4a bis 4e, 
§ 9a, § 10 Absatz 3, § 10a, § 12 Absatz 3, § 19 Ab-
satz 2 und 3, §§ 31 bis 33 und § 35 als Landesrecht 
fort,

b)	 gilt Artikel 1 § 5 Absatz 4 des Ersten Glücksspiel-
änderungsstaatsvertrages mit der Maßgabe, dass 
das für das Glücksspielwesen zuständige Ministe-
rium die Richtlinien zur Konkretisierung von Art 
und Umfang der nach § 5 Absatz 1 bis 3 des Ers-
ten Glücksspieländerungsstaatsvertrages erlaubten 
Werbung (Werberichtlinie) erlässt,

c)	 gilt Artikel 1 § 8 des Ersten Glücksspieländerungs-
staatsvertrages mit der Maßgabe, dass in Absatz 1 
und Absatz 6 Satz 1 jeweils der Klammerzusatz 
„(§ 23)“ entfällt,

d)	 gilt Artikel 1 § 23 Absatz 1 Satz 1 des Ersten 
Glücksspieländerungsstaatsvertrages mit der Maß-
gabe, dass an die Stelle der zuständigen Behörde 
des Landes Hessen die nach § 8 Absatz 4 des Saar-
ländischen Gesetzes zur Ausführung des Staats-
vertrages zum Glücksspielwesen in Deutschland 
zuständige Behörde tritt,

e)	 ist zuständige Behörde im Sinne des

	 aa)	 Artikel 1 § 9 Absatz 1, § 9a Absatz 1, Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 des Ersten Glücksspielände-
rungsstaatsvertrages das für das Glücksspiel-
wesen zuständige Ministerium,

	 bb)	Artikel 1 § 9 Absatz 1, § 9a Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 des Ersten Glücksspieländerungs-
staatsvertrages die Landesmedienanstalt Saar-
land,

	 cc)	 Artikel 1 § 9 Absatz 1, § 9a Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3 des Ersten Glücksspieländerungs-
staatsvertrags hinsichtlich der Erlaubnis nach 
§ 27 Absatz 2 das für Pferdewetten zuständige 
Ministerium,

	 dd)	Artikel 1 § 9 Absatz 1, § 9a Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4 des Ersten Glücksspieländerungs-
staatsvertrages das Landesverwaltungsamt,

f)	 gilt Artikel 4 § 8 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 die-
ses Gesetzes nicht.

Die in Satz 2 Buchstabe e) bestimmten Zuständigkei-
ten gelten — einschließlich der Regelung des § 14 
Absatz 6 Satz 2 AG GlüStV-Saar — entsprechend, so-
lange und soweit nach Inkrafttreten des Staatsvertrages 
einzelne Länder an der Ausübung ihrer Kompetenzen 
in ländereinheitlichen Verfahren gehindert sind.
(5) Gilt der Staatsvertrag nach seinem Artikel 1 § 35 
Absatz 2 im Saarland über den 30. Juni 2021 fort, ist 
dies bis zum 1. August 2021 im Amtsblatt des Saarlan-
des bekannt zu geben.
(6) Tritt der Staatsvertrag nach seinem Artikel 1 § 35 
Absatz 2 Satz 1 zum 30. Juni 2021 außer Kraft, gelten 
die Regelungen des Artikel 1 des Ersten Glücksspiel-
änderungsstaatsvertrages mit Ausnahme des § 4 Ab-
satz 6, § 9a, § 10 Absatz 3, § 12 Absatz 3, § 19 Absatz 2 
und 3, §§ 31 bis 33 und § 35 im Saarland als Landes-
recht fort. Absatz 4 Satz 2 Buchstabe d) und e) gelten 
entsprechend. Zuständige Behörde für die Erteilung 
und Überwachung der Konzessionen gemäß §§ 4a, 9 
Absatz 1 des Ersten Glücksspieländerungsstaatsver-
trags ist das Landesverwaltungsamt. Das Fortgelten als 
Landesrecht ist bis zum 1. August 2021 im Amtsblatt 
des Saarlandes bekannt zu geben.

Artikel 2
Gesetz über die Zustimmung zum 

Staatsvertrag über die Gründung der 
GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder 

(GKL-StV)
(1) Dem vom 15. Dezember 2011 bis 19. Januar 2012 
unterzeichneten Staatsvertrag über die Gründung der 
GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder wird zu-
gestimmt.
(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.
(3) Der Staatsvertrag tritt nach seinem § 20 Absatz 1 
am 1. Juli 2012 in Kraft. Wird der Staatsvertrag gegen-
standslos, weil nicht alle Ratifikationsurkunden nach 
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seinem § 20 Absatz 2 Satz 2 bis zum 30. Juni 2012 bei 
der Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg 
hinterlegt sind, so wird dies bis zum 1. August 2012 im 
Amtsblatt des Saarlandes bekannt gemacht.

Artikel 3
Saarländisches Gesetz zur Ausführung  

des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in 
Deutschland (AG GlüStV-Saar)

Inhaltsübersicht
Allgemeiner Teil

Abschnitt 1 
Staatliches Glücksspiel als ordnungsrechtliche  

Aufgabe
§ 1	 Staatliches Glücksspiel als ordnungsrechtliche 

Aufgabe
Abschnitt 2 

Suchtprävention und Suchthilfe, Suchtforschung
§ 2	 Suchtprävention und Suchthilfe
§ 3	 Suchtforschung

Abschnitt 3 
Erlaubnisverfahren

§ 4	 Erlaubnis
Besonderer Teil

Abschnitt 1
Staatliches Glücksspielangebot

§ 5	 Saarland-Sporttoto GmbH
§ 6	 Klassenlotterie
§ 7	 Verwendung der Spieleinsätze und des Reinertra-

ges der Saarland-Sporttoto GmbH
Abschnitt 2
Sperrsystem

§ 8	 Sperrsystem
Abschnitt 3 
Vermittler

§ 9	 Annahmestellen
§ 10	 Örtliche Verkaufsstellen der Lotterieeinnehmer
§ 11	 Wettvermittlungsstellen der Konzessionsnehmer
§ 12	 Gewerbliche Spielvermittlung

Abschnitt 4 
Kleine Lotterien

§ 13	 Allgemeine Erlaubnis für kleine Lotterien und 
Ausspielungen

Abschnitt 5 
Zuständigkeit, Verordnungsermächtigung, Ordnungs-

widrigkeiten, Einschränkung von Grundrechten, 
Gebühren

§ 14	 Zuständigkeit, Verordnungsermächtigung
§ 15	 Ordnungswidrigkeiten
§ 16	 Einschränkung von Grundrechten
§ 17	 Gebühren

Allgemeiner Teil

Abschnitt 1 
Staatliches Glücksspiel als  

ordnungsrechtliche Aufgabe

§ 1
Staatliches Glücksspiel als  

ordnungsrechtliche Aufgabe

(1) Zur Erreichung der in § 1 des Staatsvertrages 
zum Glücksspielwesen in Deutschland (Glücksspiel-
staatsvertrag — GlüStV) genannten Ziele nimmt das 
Saarland die Glücksspielaufsicht, die Sicherstellung 
eines ausreichenden Glücksspielangebots und die Si-
cherstellung der wissenschaftlichen Forschung zur 
Vermeidung und Abwehr von Suchtgefahren durch 
Glücksspiele, die Suchtprävention und Suchthilfe als 
ordnungsrechtliche Aufgaben wahr. § 9a Absatz 3, Ab-
satz 5 bis 8 GlüStV sowie § 19 Absatz 2 Satz 2 GlüStV 
bleiben unberührt.

(2) Der Glücksspielaufsicht obliegt die Überwachung 
der durch den Glücksspielstaatsvertrag und der auf-
grund des Glücksspielstaatsvertrages begründeten 
öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen einschließlich 
derjenigen, die durch dieses Gesetz oder aufgrund 
dieses Gesetzes statuiert werden. § 9 Absatz 1 und 2 
GlüStV gilt auch in diesen Fällen. Die für die Glücks-
spielaufsicht zuständige Behörde ist verpflichtet, er-
langte Kenntnisse gegenüber den Finanzbehörden zu 
offenbaren, soweit die Offenbarung der Durchführung 
eines Verfahrens in Steuersachen dient.

(3) Die nach § 9a Absatz 1 bis 3 GlüStV, § 19 Ab-
satz 2 GlüStV zuständigen Glücksspielaufsichtsbehör-
den, das Glücksspielkollegium (§ 9a Absatz 5 Satz 1 
GlüStV) und die Geschäftsstelle (§ 9a Absatz 7 Satz 1 
GlüStV) werden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben un-
terstützt.

(4) Eines Vorverfahrens nach § 68 der Verwaltungs-
gerichtsordnung bedarf es nicht hinsichtlich Verwal-
tungsakten, die von den Glücksspielaufsichtsbehörden 
des Saarlandes nach dem Glücksspielstaatsvertrag, 
aufgrund des Glücksspielstaatsvertrages, nach diesem 
Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen werden. 
Hiervon ausgenommen sind die nach § 14 Absatz  4 
Nummer 1 und 2 sowie § 14 Absatz 5 zuständigen Be-
hörden.

Abschnitt 2
Suchtprävention und Suchthilfe, Suchtforschung

§ 2
Suchtprävention und Suchthilfe

(1) Für den Betrieb von Beratungsstellen, für die Un-
terstützung des Landes bei der Glücksspielaufsicht 
sowie für die fachliche Beratung des Landes bei Maß-
nahmen zur Glücksspielsuchtprävention wird ein ange-
messener Anteil von den im Saarland erzielten Spiel-
einsätzen der in § 10 Absatz 2 und 3 GlüStV genannten 
Veranstalter zur Verfügung gestellt.
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(2) Das für das Glücksspielwesen zuständige Minis-
terium setzt im Benehmen mit dem für das Gesund-
heitswesen zuständigen Ministerium die Höhe und die 
Verwendung der abzuführenden Mittel fest.

§ 3
Suchtforschung

Das Saarland gewährleistet die Finanzierung wissen-
schaftlicher Projekte zur Vermeidung und Abwehr von 
Suchtgefahren durch Glücksspiele. Im Rahmen der 
Erfüllung dieser Aufgabe kann das Land mit anderen 
Ländern gemeinsame Projekte fördern.

Abschnitt 3 
Erlaubnisverfahren

§ 4
Erlaubnis

(1) Eine Erlaubnis gemäß § 4 Absatz 1 GlüStV und 
nach diesem Gesetz darf nur erteilt werden, wenn

1.	 die Erlaubnis den Zielen des Glücksspielstaatsver-
trages nicht zuwiderläuft,

2.	 der Veranstalter, der Vermittler oder der Betrei-
ber der örtlichen Verkaufsstelle insbesondere in 
persönlicher, sachlicher und wirtschaftlicher Hin-
sicht zuverlässig und sachkundig ist und einen 
ordnungsgemäßen, für die Spieler wie für die Auf-
sichtsbehörde transparenten und sicheren Spielbe-
trieb gewährleistet,

3.	 bei der Einführung neuer Glücksspielangebote 
oder der Einführung neuer oder der erheblichen 
Erweiterung bestehender Vertriebswege die Erfül-
lung der Anforderungen des § 9 Absatz 5 GlüStV 
nachgewiesen wird,

4.	 gewährleistet ist, dass die Jugendschutzanforde-
rungen gemäß § 4 Absatz 3 GlüStV, die Werbebe-
schränkungen des § 5 GlüStV, die Anforderungen 
an ein Sozialkonzept nach § 6 GlüStV sowie die 
Erfordernisse hinsichtlich der Aufklärung über 
Suchtrisiken nach § 7 GlüStV erfüllt sind,

5.	 sichergestellt ist, dass gesperrte Spieler gemäß 
§ 21 Absatz 5 Satz 1 GlüStV, § 22 Absatz 2 Satz 1 
GlüStV von der Teilnahme am Spiel ausgeschlos-
sen sind,

6.	 sichergestellt ist, dass Veranstalter nach § 10 Ab-
satz 2 GlüStV nach Maßgabe der §§ 8 und 23 
GlüStV am übergreifenden Sperrsystem teilneh-
men,

7.	 sichergestellt ist, dass Vermittler von Glücksspie-
len nach Maßgabe von § 8 Absatz  6 GlüStV am 
Sperrsystem mitwirken,

8.	 bei gewerblichen Spielvermittlern die Einhaltung 
der Anforderungen gemäß § 19 GlüStV gewähr-
leistet ist,

9.	 die Einhaltung des Internetverbots gemäß § 4 Ab-
satz 4 GlüStV vorbehaltlich zulässiger Ausnahmen 
nach Maßgabe von Absatz 5 sichergestellt ist,

10.	 keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
durch die Erlaubnis aus anderen Gründen die öf-
fentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet wird.

Abweichend hiervon wird die Erlaubnis nach § 24 Ab-
satz 1 GlüStV nach den Bestimmungen des Saarländi-
schen Spielhallengesetzes erteilt.

(2) Alle Erlaubnisvoraussetzungen sind vom jewei-
ligen Antragsteller durch Einreichung geeigneter Be-
scheinigungen, Konzepte und sonstiger Darstellungen 
nachzuweisen und vollständig zusammen mit dem 
Antrag vorzulegen. Die Erlaubnisbehörde ist in die-
sem Zusammenhang nicht zu eigenen Ermittlungen 
verpflichtet. Im Falle der Erfüllung der Erlaubnisvor-
aussetzungen sind im Rahmen der Ermessensausübung 
nach § 4 Absatz 2 Satz 3 GlüStV die Ziele des § 1 
GlüStV maßgeblich zu berücksichtigen.

(3) Die Erteilung einer Vermittlungserlaubnis für öf-
fentliche Glücksspiele oder die Erteilung einer Er-
laubnis für den Betrieb einer örtlichen Verkaufsstelle 
setzt voraus, dass die zuständige Behörde des Saarlan-
des zuvor dem Veranstalter, an den vermittelt werden 
soll, eine Erlaubnis zur Veranstaltung des jeweiligen 
Glücksspiels erteilt hat.

(4) Im Rahmen ländereinheitlicher Verfahren gemäß 
§§ 9a, 19 Absatz 2 GlüStV erteilte Erlaubnisse stehen 
Erlaubnissen saarländischer Behörden gleich.

(5) Zur besseren Erreichung der Ziele des § 1 GlüStV 
kann abweichend von § 4 Absatz 4 GlüStV der Eigen-
vertrieb und die Vermittlung von Lotterien sowie die 
Veranstaltung und Vermittlung von Sportwetten im In-
ternet erlaubt werden, wenn gewährleistet ist, dass ne-
ben den Erlaubnisvoraussetzungen von Absatz 1 und 2 
auch diejenigen des § 4 Absatz 5 GlüStV eingehalten 
werden.

(6) In der Erlaubnis sind neben den Regelungen gemäß 
§ 9 Absatz 4 GlüStV insbesondere festzulegen

1.	 der Veranstalter oder der Vermittler einschließlich 
eingeschalteter dritter Personen,

2.	 das veranstaltete bzw. vermittelte öffentliche 
Glücksspiel,

3.	 die Form des Vertriebs oder der Vermittlung,

4.	 Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der 
Veranstaltung oder Vermittlung,

5.	 bei Lotterieveranstaltungen der Spielplan und

6.	 bei Vermittlungen der Veranstalter.

(7) Die Erlaubnis soll insbesondere widerrufen wer-
den, wenn

1.	 die Bestimmungen der Erlaubnis trotz vorheriger 
Beanstandung durch die Erlaubnisbehörde nicht 
beachtet worden sind,

2.	 die Erfordernisse des Jugend- und Spielerschutzes 
trotz vorheriger Beanstandung durch die Erlaub-
nisbehörde nicht eingehalten worden sind,
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3.	 die Werbung trotz vorheriger Beanstandung durch 
die Erlaubnisbehörde nicht den Anforderungen des 
§ 5 GlüStV entsprochen hat,

4.	 die Verpflichtungen aus § 6 GlüStV nicht erfüllt 
worden sind,

5.	 die Aufklärungspflichten nach § 7 GlüStV verletzt 
worden sind,

6.	 gesperrten Spielern entgegen § 21 Absatz 5 Satz 1 
GlüStV, § 22 Absatz 2 Satz 1 GlüStV die Teilnah-
me am öffentlichen Glücksspiel ermöglicht wor-
den ist,

7.	 im Anschluss an die Einführung neuer Glücksspiel- 
angebote, im Anschluss an die Einführung neuer 
Vertriebswege oder im Anschluss an die erhebliche 
Erweiterung bestehender Vertriebswege entgegen 
§ 9 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 GlüStV der Erlaub-
nisbehörde nicht über die sozialen Auswirkungen 
des neuen Angebotes oder des neuen oder erheb-
lich erweiterten Vertriebsweges berichtet wurde,

8.	 die Erlaubnis durch arglistige Täuschung erlangt 
wurde oder

9.	 Gründe eingetreten sind, die das Versagen der Er-
laubnis rechtfertigen würden, wenn ohne den Wi-
derruf das öffentliche Interesse gefährdet würde.

(8) Kosten, die der Erlaubnisbehörde insbesondere im 
Zusammenhang mit der Beteiligung des Fachbeirates 
gemäß § 9 Absatz 5 GlüStV entstehen, sind als beson-
dere Auslagen im Sinne von § 2 Absatz 2 Buchstabe e) 
des Saarländischen Gebührengesetzes durch den An-
tragsteller zu erstatten.

Besonderer Teil

Abschnitt 1 
Staatliches Glücksspielangebot

§ 5
Saarland-Sporttoto GmbH

(1) Die ordnungsrechtliche Aufgabe des Saarlandes 
gemäß § 10 Absatz 1 GlüStV und § 1 Absatz 1, Sport-
wetten sowie Losbrieflotterien und Zahlenlotterien, 
insbesondere das Zahlenlotto, zu veranstalten, wird 
durch die Saarland-Sporttoto GmbH erfüllt. Die Er-
füllung dieser ordnungsrechtlichen Aufgabe kann die 
Saarland-Sporttoto GmbH mit Zustimmung des für 
das Glücksspielwesen zuständigen Ministeriums und 
des für Finanzen zuständigen Ministeriums vollständig 
oder teilweise auf juristische Personen übertragen, an 
denen entweder das Saarland oder das Saarland und an-
dere vertragsschließende Länder unmittelbar oder mit-
telbar maßgeblich beteiligt sind. § 10 Absatz 6 GlüStV, 
§ 10a GlüStV und § 5 Absatz 5 bleiben unberührt. Son-
derauslosungen aus nicht ausgezahlten Gewinnen sind 
zulässig, um eine möglichst vollständige Ausschüttung 
des vorgesehenen Gewinnanteils zu erreichen.

(2) An der Saarland-Sporttoto GmbH ist das Saarland 
mehrheitlich beteiligt. Weiterer Gesellschafter ist der 
Landessportverband für das Saarland als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts.

(3) Die Saarland-Sporttoto GmbH soll im Rahmen der 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe die Zahl der An-
nahmestellen auf höchstens 360 beschränken. Unter 
Beachtung der Regelungen in § 1 GlüStV, § 10 Ab-
satz 1 Satz 1 GlüStV hat die Saarland-Sporttoto GmbH 
fortlaufend die Zahl der Annahmestellen zu überprüfen 
und dem für das Glücksspielwesen zuständigen Mi-
nisterium halbjährlich, jeweils zum 30. Juni und zum 
31. Dezember eines Jahres, über die Entwicklung zu 
berichten.

(4) Die Saarland-Sporttoto GmbH ist berechtigt, mit 
Erlaubnis des für das Glücksspielwesen zuständigen 
Ministeriums die in Absatz 1 Satz 1 genannten Glücks-
spiele mit Lotterieunternehmen anderer Länder durch-
zuführen.

(5) Eine wirtschaftliche Betätigung der Saarland-
Sporttoto GmbH, insbesondere die Gründung von 
Tochterunternehmen, die Beteiligung an anderen Un-
ternehmen sowie die Kooperation mit anderen Unter-
nehmen sind nur zulässig, wenn sichergestellt ist, dass 
die ordnungsgemäße Veranstaltung der in Absatz 1 
Satz 1 genannten öffentlichen Glücksspiele hierdurch 
nicht gefährdet ist.

(6) In dem Gesellschaftsvertrag der Saarland-Sporttoto 
GmbH ist ein aus sieben Mitgliedern bestehender Auf-
sichtsrat zu bestellen, dem vier Vertreter der Landesre-
gierung sowie drei Vertreter des Landessportverbandes 
für das Saarland angehören. Den Vorsitz führt ein Ver-
treter der Landesregierung; er soll von einem Vertreter 
des für das Glücksspielwesen zuständigen Ministeri-
ums geführt werden. Die Tätigkeit der Aufsichtsrats-
mitglieder ist ehrenamtlich.

(7) Die Geschäftsführer der Saarland-Sporttoto GmbH 
werden nach Anhörung des Aufsichtsrates durch die 
Landesregierung bestellt und abberufen.

§ 6
GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder

Abweichend von § 5 Absatz 1 wird die ordnungs-
rechtliche Aufgabe des Saarlandes nach § 10 Absatz 1 
GlüStV und § 1 Absatz 1, Klassenlotterien und ähnli-
che Glücksspielangebote im Saarland zu veranstalten, 
durch die GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Län-
der nach Maßgabe des Staatsvertrages über die Grün-
dung der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder 
oder die NKL Nordwestdeutsche Klassenlotterie oder 
die SKL Süddeutsche Klassenlotterie nach Maßgabe 
der jeweils zugrunde liegenden Staatsverträge erfüllt.

§ 7
Verwendung der Spieleinsätze und des  

Reinertrages der Saarland-Sporttoto GmbH

(1) Soweit nachfolgend nichts anderes geregelt ist, ste-
hen von den Spieleinsätzen der Lotterien und Sport-
wetten der Saarland-Sporttoto GmbH den nachgenann-
ten Empfängern und Förderungszwecken folgende 
Anteile zu:

1.	 12,5 Prozent dem Landessportverband für das 
Saarland zur Förderung des Sports,
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2.	 1,5 Prozent, mindestens aber 1 534 000 Euro, der 
Stiftung Saarländischer Kulturbesitz zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben,

3.	 1,0 Prozent der Landesakademie für musisch-kul-
turelle Bildung e.V. für die vom Verein unterhalte-
ne Akademie und zur Förderung kultureller Aufga-
ben,

4.	 0,75 Prozent zur Förderung kultureller Projekte, 
insbesondere zur Förderung von Projekten im Be-
reich der Bildung, der Kultur, der Kunst, der Wis-
senschaft und der Denkmalpflege und

5.	 0,4 Prozent zur Förderung sozialer Zwecke.

Über die Verteilung der Mittel nach Satz 1 Nummer 4 
entscheidet für den Bereich der Bildung das für das 
Bildungswesen zuständige Ministerium, für den Be-
reich der Wissenschaft das für Wissenschaft zustän-
dige Ministerium und für den Bereich der Denkmal-
pflege das für Denkmalpflege zuständige Ministerium. 
Über die Verteilung der Mittel nach Satz 1 Nummer 5 
entscheidet das für Soziales zuständige Ministerium. 
Die in Satz 1 Nummer 1 und 3 genannten Empfänger 
sowie die aus Mitteln nach Satz 1 Nummer  4 und 5 
geförderten Empfänger verwenden die ihnen zugewie-
senen Mittel gemäß den Richtlinien der Landesregie-
rung; hierbei ist das Benehmen mit den für die jewei-
ligen Verwendungszwecke zuständigen Ministerien 
herzustellen.

Werden Lotterien oder Sportwetten mit festen Gewinn-
ausschüttungsbeträgen veranstaltet, deren Gewinnplan 
oder mathematisch berechnete Gewinnausschüttungs-
konzeption einen geringeren Gesamtabgabesatz als 
den in Satz 1 geregelten zur Folge haben kann, werden 
die in Satz 1 genannten Prozentsätze anteilig ermäßigt.

Über die Verwendung der nach Abzug der Kosten und 
Steuern verbleibenden Überschüsse entscheidet der 
Aufsichtsrat der Saarland-Sporttoto GmbH mit Ge-
nehmigung des für das Glücksspielwesen zuständigen 
Ministeriums.

(2) Über die Verwendung des Reinertrages der Los-
brieflotterien entscheidet der Aufsichtsrat der Saar-
land-Sporttoto GmbH mit Zustimmung des für das 
Glücksspielwesen zuständigen Ministeriums. Dabei 
hat der Aufsichtsrat ausschließlich kulturelle Instituti-
onen und Institutionen des Naturschutzes zu bedenken.

(3) Vom Reinertrag der länderübergreifend veranstal-
teten Lotterie Glücksspirale werden dem Deutschen 
Olympischen Sportbund, der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspflege e.V. und der Deut-
schen Stiftung Denkmalschutz e.V. jeweils 25 Prozent 
zur Verfügung gestellt. Über die Verwendung des 
verbleibenden Reinertrages entscheidet das für das 
Glücksspielwesen zuständige Ministerium im Beneh-
men mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium. 
Ein angemessener Anteil des jeweils zur Verfügung 
gestellten Reinertrages soll im Saarland verwendet 
werden. Über die Verwendung des Reinertrages der 
auf die Lotterie Glücksspirale gespielten Zusatzlotteri-
en entscheidet der Aufsichtsrat der Saarland-Sporttoto 
GmbH mit Zustimmung des für das Glücksspielwesen 
zuständigen Ministeriums.

(4) Über die Verwendung von Einkünften der Saar-
land-Sporttoto GmbH aus der Beteiligung an anderen 
Unternehmen oder der Kooperation mit anderen Un-
ternehmen im Sinne des § 5 Absatz 1 Satz 2 entschei-
det der Aufsichtsrat der Saarland-Sporttoto GmbH mit 
Zustimmung des für das Glücksspielwesen zuständi-
gen Ministeriums.

Abschnitt 2 
Sperrsystem

§ 8
Sperrsystem

(1) Die Saarland-Sporttoto GmbH ist verpflichtet, 
Spielersperren nach § 8 GlüStV sowie deren Änderun-
gen und Aufhebungen unverzüglich zur Aufnahme an 
die für die Führung der Sperrdatei nach § 23 Absatz 1 
Satz 1 GlüStV zuständige Stelle des Landes Hessen 
zu übermitteln. Soweit die Saarland-Sporttoto GmbH 
im Sinne von § 5 Absatz 1 Satz 2, Absatz 4 und 5 an 
einem zur Teilnahme am Sperrsystem verpflichteten 
Veranstalter beteiligt ist, hat sie durch geeignete Maß-
nahmen sicherzustellen, dass dieser eine unverzügliche 
Übermittlung nach Satz 1 vornimmt. Dokumente, die 
zur Sperrung geführt haben, dürfen unbeschadet der 
Regelung des § 23 Absatz 1 Satz 3 GlüStV auch von 
der Saarland-Sporttoto GmbH gespeichert werden.

(2) Gesperrte Spieler können ihre Auskunftsrechte 
nach den gesetzlichen Bestimmungen des Landes Hes-
sen auch gegenüber der Saarland-Sporttoto GmbH gel-
tend machen. Die Saarland-Sporttoto GmbH leitet die 
Anliegen der gesperrten Spieler an die für die Führung 
der Sperrdatei nach § 23 Absatz 1 Satz 1 GlüStV zu-
ständige Stelle des Landes Hessen weiter.

(3) Im Fall der Fremdsperre ist der betroffene Spieler 
unverzüglich anzuhören. Kann der gesperrte Spieler 
glaubhaft belegen, dass die Sperre unbegründet ist, 
ist die Sperre unverzüglich aufzuheben. Der gesperrte 
Spieler hat einen Anspruch auf Aufhebung der Sperre, 
wenn die Gründe, die zur Aufnahme in die Sperrdatei 
geführt haben, nicht mehr gegeben sind.

(4) Vor Ablauf der in § 29 Absatz 3 Satz 1 GlüStV ge-
nannten Frist zur Übernahme der Sperrdatei nach § 23 
Absatz 1 Satz 1 GlüStV durch die zuständige Behör-
de des Landes Hessen sind die im Saarland erhobenen 
Daten gesperrter Spieler von Veranstaltern, die zur 
Teilnahme, und von Vermittlern, die zur Mitwirkung 
am Sperrsystem nach §§ 8 und 23 GlüStV verpflichtet 
sind, an die durch die Saarland-Sporttoto GmbH ge-
meinsam mit dem Spielbankunternehmen nach dem 
Saarländischen Spielbankgesetz eingerichtete Sperr-
datei zu übermitteln. Der bei der Saarland-Sporttoto 
GmbH vorhandene Datenbestand ist der zentralen 
Sperrdatei des Landes Hessen nach Inbetriebnahme 
unverzüglich zuzuleiten. Die betroffenen gesperrten 
Spieler sind über die Zuleitung zu informieren. Danach 
hat die Saarland-Sporttoto GmbH die bei ihr gespei-
cherten Spielersperren unverzüglich zu löschen.

(5) Vor Übernahme der Sperrdatei nach § 23 Absatz 1 
Satz 1 GlüStV durch die zuständige Behörde des Lan-
des Hessen erhalten gesperrte Spieler bei der verant-
wortlichen Stelle im Sinne des § 3 Absatz 3 des Saar-
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ländischen Datenschutzgesetzes auf Antrag Auskunft 
über folgende zu ihrer Person gespeicherte Daten:
1.	 die Daten nach § 23 Absatz 1 GlüStV,
2.	 den Zweck und die Rechtsgrundlagen der Erhe-

bung, Speicherung, Verarbeitung oder Nutzung der 
Daten,

3.	 die Empfänger von Datenübermittlungen nach 
§§ 8 und 23 GlüStV und § 29 Absatz 3 GlüStV,

4.	 sofern ein Dritter mit der Datenverarbeitung be-
auftragt wurde, Name und Anschrift des Auftrag-
nehmers.

Abschnitt 3 
Vermittler

§ 9
Annahmestellen

(1) Die Erteilung einer Erlaubnis zum Betrieb einer 
Annahmestelle setzt einen Geschäftsbesorgungsver-
trag des Inhabers mit der Saarland-Sporttoto GmbH 
zur Vermittlung von Glücksspielen nach § 5 Absatz 1 
Satz 1 voraus. Die Erlaubnis beinhaltet die Zulassung 
der Annahmestelle und die Zulassung des Inhabers der 
Annahmestelle.
(2) Eine Erlaubnis zum Betrieb einer Annahmestelle 
kann nur von der Saarland-Sporttoto GmbH beantragt 
werden. Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn 
die Saarland-Sporttoto GmbH mit der Antragstellung 
erklärt, dass
1.	 die Räumlichkeiten der Annahmestelle, insbeson-

dere nach ihrer Lage und ihrer Gestaltung, den 
Zielen des § 1 GlüStV nicht entgegenstehen,

2.	 die Annahmestelle nicht in einer Spielhalle oder 
einem ähnlichen Unternehmen im Sinne des § 33i 
der Gewerbeordnung eingerichtet wird und

3.	 die Voraussetzungen für die Zuverlässigkeit des 
Inhabers gegeben sind und dies insbesondere 
durch Vorlage eines einwandfreien Führungszeug-
nisses und durch die Bestätigung, dass hinsichtlich 
der finanziellen Verhältnisse des Inhabers keine 
Bedenken bestehen, nachgewiesen wird.

(3) Eine Erlaubnis zum Betrieb einer Annahmestelle 
darf außerdem nur erteilt werden, wenn die Vorausset-
zungen des § 4 Absatz 1 und 3 vorliegen und
1.	 der zwischen dem Inhaber der Annahmestelle und 

der Saarland-Sporttoto GmbH abgeschlossene Ge-
schäftsbesorgungsvertrag vorgelegt wird und sich 
daraus Bedenken nicht ergeben,

2.	 keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
der Inhaber der Annahmestelle nicht die Gewähr 
dafür bietet, die ihm aufgrund des Geschäftsbesor-
gungsvertrages mit der Saarland-Sporttoto GmbH 
obliegenden Pflichten zu erfüllen,

3.	 der Inhaber sich verpflichtet, sich selbst und das 
sonstige Personal der Annahmestelle im Hinblick 
auf die notwendigen Fachkenntnisse für den Be-
trieb einer Annahmestelle schulen zu lassen.

(4) Die Erlaubnis für bei Inkrafttreten dieses Geset-
zes bereits zugelassene Annahmestellen der Saarland-
Sporttoto GmbH kann als Sammelantrag auch ohne die 
in Absatz 2 Nummer 3 genannten Nachweise beantragt 
werden.

(5) Um den Ausschluss gesperrter Spieler von der 
Teilnahme an öffentlichen Glücksspielen gemäß § 21 
Absatz 5 Satz 1 GlüStV, § 22 Absatz 2 Satz 1 GlüStV 
zu gewährleisten, sind die Inhaber der Annahmestellen 
der Saarland-Sporttoto GmbH verpflichtet, die Identi-
tät des Spielinteressenten durch Kontrolle des Auswei-
ses oder eine vergleichbare Identitätskontrolle zu über-
prüfen und die persönlichen Daten mit den Daten der 
Sperrdatei (§ 23 GlüStV) abzugleichen.

§ 10
Örtliche Verkaufsstellen der Lotterieeinnehmer

(1) Örtliche Verkaufsstellen der Lotterieeinnehmer der 
GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder im Saar-
land können erlaubt werden, wenn mit der Antragstel-
lung erklärt wird, dass

1.	 die Räumlichkeiten der Verkaufsstelle, insbeson-
dere nach ihrer Lage und ihrer Gestaltung, den 
Zielen des § 1 GlüStV nicht entgegenstehen,

2.	 die Verkaufsstelle nicht in einer Spielhalle oder ei-
nem ähnlichen Unternehmen im Sinne des § 33i 
der Gewerbeordnung eingerichtet wird und

3.	 die Voraussetzungen für die Zuverlässigkeit des 
Inhabers gegeben sind und dies insbesondere 
durch Vorlage eines einwandfreien Führungszeug-
nisses und durch die Bestätigung, dass hinsichtlich 
der finanziellen Verhältnisse des Inhabers keine 
Bedenken bestehen, nachgewiesen wird.

(2) Eine Erlaubnis zum Betrieb einer örtlichen Ver-
kaufsstelle eines Lotterieeinnehmers der GKL Ge-
meinsame Klassenlotterie der Länder darf außerdem 
nur erteilt werden, wenn die Voraussetzungen des § 4 
Absatz 1 und 3 vorliegen und

1.	 der zwischen dem Inhaber der örtlichen Verkaufs-
stelle und dem Lotterieeinnehmer abgeschlossene 
Geschäftsbesorgungsvertrag vorgelegt wird und 
sich daraus Bedenken nicht ergeben,

2.	 keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
der Inhaber der örtlichen Verkaufsstelle nicht die 
Gewähr dafür bietet, die ihm aufgrund des Ge-
schäftsbesorgungsvertrages mit dem Lotterieein-
nehmer obliegenden Pflichten zu erfüllen,

3.	 der Inhaber sich verpflichtet, sich selbst und das 
sonstige Personal der örtlichen Verkaufsstelle im 
Hinblick auf die notwendigen Fachkenntnisse für 
den Betrieb einer örtlichen Verkaufsstelle schulen 
zu lassen.

(3) Die Erlaubnis beinhaltet die Zulassung der Ver-
kaufsstelle und die Zulassung des Inhabers der Ver-
kaufsstelle.
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§ 11
Wettvermittlungsstellen der Konzessionsnehmer

(1) Die Gesamtzahl der im Saarland zulässigen Wett-
vermittlungsstellen der Konzessionsnehmer gemäß 
§ 10a Absatz 5 GlüStV wird auf höchstens 60 begrenzt. 
Jedem Konzessionsnehmer steht ein der gemäß § 4a 
Absatz 3 GlüStV, §  10a Absatz 1 GlüStV zulässigen 
Höchstzahl von Konzessionen entsprechender Anteil 
zu.

(2) Ist die Saarland-Sporttoto GmbH Konzessionsneh-
mer gemäß § 10a Absatz 5 GlüStV, kann die Wettver-
mittlung an diese entweder ausschließlich in Wettver-
mittlungsstellen nach Absatz 1 oder ausschließlich in 
den nach § 5 Absatz 3 zahlenmäßig beschränkten An-
nahmestellen erfolgen. § 5 Absatz 1 Satz 2, Absatz 4 
und 5 gelten entsprechend.

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 2 ist eine Vermittlung 
von Sportwetten in anderen Stellen als in Wettvermitt-
lungsstellen nach Absatz 1 nicht zulässig.

(4) Die Erlaubnis zum Betrieb einer Wettvermittlungs-
stelle ist vom Konzessionsnehmer nach § 10a Absatz 5 
GlüStV zu beantragen und darf nur erteilt werden, 
wenn mit der Antragstellung erklärt wird, dass

1.	 die Räumlichkeiten der Wettvermittlungsstelle, 
insbesondere nach ihrer Lage und ihrer Gestaltung, 
den Zielen des § 1 GlüStV nicht entgegenstehen,

2.	 die Wettvermittlungsstelle nicht in einer Spielhalle 
oder einem ähnlichen Unternehmen im Sinne des 
§ 33i der Gewerbeordnung eingerichtet wird, und

3.	 die Voraussetzungen für die Zuverlässigkeit des 
Inhabers gegeben sind und dies insbesondere 
durch Vorlage eines einwandfreien Führungszeug-
nisses und durch die Bestätigung, dass hinsichtlich 
der finanziellen Verhältnisse des Inhabers keine 
Bedenken bestehen, nachgewiesen wird.

(5) Die Erlaubnis zum Betrieb einer Wettvermittlungs-
stelle ist vom Konzessionsnehmer nach § 10a Absatz 5 
GlüStV zu beantragen und darf nur erteilt werden, 
wenn zusätzlich zu den Erfordernissen nach § 4

1.	 der Wettvermittler seine Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen vorgelegt hat und sich daraus Be-
denken im Hinblick auf die Einhaltung der in § 1 
GlüStV genannten Ziele nicht ergeben,

2.	 der Wettvermittler den Vertrag mit dem Konzessi-
onsnehmer vorgelegt hat, an den die Vermittlung 
erfolgt, und sich daraus Bedenken hinsichtlich 
der Einhaltung der in § 1 GlüStV genannten Ziele 
nicht ergeben,

3.	 keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
der Wettvermittler nicht die Gewähr dafür bietet, 
die ihm aufgrund des Vertrages mit dem Konzessi-
onsnehmer obliegenden Pflichten zu erfüllen,

4.	 der Wettvermittler sich verpflichtet, sich selbst und 
das sonstige Personal der Wettvermittlungsstelle 
im Hinblick auf die notwendigen Fachkenntnisse 
für den Betrieb einer Wettvermittlungsstelle schu-
len zu lassen.

Die Erlaubnis beinhaltet die Zulassung der Wettver-
mittlungsstelle und die Zulassung des Inhabers der 
Wettvermittlungsstelle.
(6) Die Erlaubnis zum Betrieb einer Wettvermittlungs-
stelle ist nicht auf Dritte, auch nicht auf Tochterunter-
nehmen des Wettvermittlers, übertragbar.

§ 12
Gewerbliche Spielvermittlung

(1) Im Saarland betätigt sich als gewerblicher Spiel-
vermittler, wer Spielverträge an Personen vermittelt, 
die sich im Saarland aufhalten.
(2) Örtliche Verkaufsstellen gewerblicher Spielver-
mittler sind im Saarland nicht zulässig.
(3) Eine Erlaubnis zur Betätigung als gewerblicher 
Spielvermittler im Saarland darf nur erteilt werden, 
wenn zusätzlich zu den Erfordernissen nach § 4
1.	 der gewerbliche Spielvermittler seine Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen vorgelegt hat und sich dar-
aus Bedenken im Hinblick auf die Einhaltung der 
in § 1 GlüStV genannten Ziele nicht ergeben,

2.	 der gewerbliche Spielvermittler den Vertrag mit 
dem Treuhänder gemäß § 19 Absatz 1 GlüStV vor-
gelegt hat und sich daraus Bedenken hinsichtlich 
der Einhaltung der in § 1 GlüStV genannten Ziele 
nicht ergeben,

3.	 die Voraussetzungen für die Zuverlässigkeit des ge-
werblichen Spielvermittlers gegeben sind und dies 
insbesondere durch Vorlage eines einwandfreien 
Führungszeugnisses und durch die Bestätigung, 
dass hinsichtlich der finanziellen Verhältnisse des 
gewerblichen Spielvermittlers keine Bedenken be-
stehen, nachgewiesen wird,

4.	 der gewerbliche Spielvermittler sich verpflichtet, 
sich selbst und das sonstige Personal im Hinblick 
auf die notwendigen Fachkenntnisse für eine ge-
werbliche Spielvermittlung schulen zu lassen.

(4) Die Erlaubnis zur gewerblichen Spielvermittlung 
ist nicht auf Dritte, auch nicht auf Tochterunternehmen 
des gewerblichen Spielvermittlers, übertragbar.
(5) Die Erlaubnis zur Betätigung als gewerblicher 
Spielvermittler im Saarland soll unbeschadet der Grün-
de des § 4 Absatz 7 widerrufen werden, wenn
1.	 die für die Abwicklung der Spielverträge erforder-

lichen Daten dem Veranstalter oder dem Treuhän-
der nicht vorgelegt werden,

2.	 die anteiligen Beträge nach § 19 Absatz 1 Num-
mer 1 GlüStV nicht unverzüglich oder nicht voll-
ständig an den Veranstalter weitergeleitet werden,

3.	 die Sicherheit des Spielgeschäfts sonst nachhaltig 
gefährdet wird,

4.	 der gewerbliche Spielvermittler gegenüber den 
Spielinteressenten nicht deutlich auf den für die 
Spielteilnahme an den Veranstalter weiterzuleiten-
den Betrag hingewiesen hat,

5.	 sonstige Gründe eingetreten sind, die das Versagen 
der Erlaubnis rechtfertigen würden.
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Abschnitt 4 
Kleine Lotterien

§ 13
Allgemeine Erlaubnis für kleine Lotterien   

und Ausspielungen
(1) Die Erlaubnis für die Veranstaltung von klei-
nen Lotterien und Ausspielungen im Sinne von § 18 
GlüStV kann in Form einer Allgemeinverfügung erteilt 
werden, wenn
1.	 die Veranstaltung nicht über das Gebiet eines 

Landkreises, des Regionalverbandes Saarbrücken 
ohne die Landeshauptstadt oder der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken hinaus durchgeführt wird,

2.	 der Losverkauf die Dauer von einem Monat nicht 
überschreitet,

3.	 die Summe der für den Erwerb aller Lose zu ent-
richtenden Entgelte den Betrag von 10 000  Euro 
nicht übersteigt,

4.	 der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für 
gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke 
verwandt wird und

5.	 der Reinertrag und die Gewinnsumme jeweils 
mindestens 25 Prozent der Entgelte betragen.

(2) In der allgemeinen Erlaubnis ist die Verpflichtung 
zur vorherigen Anzeige einer vorgesehenen Veranstal-
tung bei der nach § 14 Absatz 4 Nummer 1 oder 2 zu-
ständigen Behörde festzulegen.

Abschnitt 5 
Zuständigkeit, Verordnungsermächtigung,  
Ordnungswidrigkeiten, Einschränkung von 

Grundrechten, Gebühren
§ 14

Zuständigkeit, Verordnungsermächtigung
(1) Zuständige Behörde für die Erteilung von Erlaub-
nissen nach diesem Gesetz sowie zuständige Behörde 
für die Ausübung der Befugnisse nach § 9 Absatz 1 
GlüStV ist, soweit sich aus § 9a GlüStV, § 19 Absatz 2 
GlüStV oder aus diesem Gesetz nicht die Zuständig-
keit einer anderen Behörde ergibt, das Landesverwal-
tungsamt.
(2) Zuständige Behörde für die Erteilung von Erlaub-
nissen, die die Saarland-Sporttoto GmbH, die Annah-
mestellen der Saarland-Sporttoto GmbH und die örtli-
chen Verkaufsstellen der Lotterieeinnehmer der GKL 
Gemeinsame Klassenlotterie der Länder betreffen, so-
wie zuständige Behörde für die in diesem Zusammen-
hang stehende Ausübung der Befugnisse nach § 9 Ab-
satz 1 GlüStV ist, soweit sich die Zuständigkeit nicht 
aus § 9a GlüStV oder aus Absatz 6 ergibt, das für das 
Glücksspielwesen zuständige Ministerium.
(3) Die Zuständigkeit für die Erteilung der glücksspiel-
rechtlichen Erlaubnis gemäß §  24 Absatz 1 GlüStV 
sowie die Zuständigkeit für die in diesem Zusammen-
hang stehende Ausübung der Befugnisse nach § 9 Ab-
satz 1 GlüStV wird auf die nach dem Saarländischen 
Spielhallengesetz zuständige Behörde übertragen.

(4) Zuständige Behörde für Erlaubnisverfahren, die 
Lotterien mit geringerem Gefährdungspotenzial nach 
dem dritten Abschnitt des Glücksspielstaatsvertrages 
betreffen, sowie zuständige Behörde für die in diesem 
Zusammenhang stehende Ausübung der Befugnisse 
nach § 9 Absatz 1 GlüStV ist, soweit sich die Zustän-
digkeit nicht aus § 9a GlüStV oder aus Absatz 6 ergibt,

1.	 bei Lotterien mit einem Spielkapital von bis zu 
10 000 Euro die Gemeinde, in der die Lotterie ver-
anstaltet wird,

2.	 bei Gemeindegrenzen überschreitenden Lotterien 
sowie bei Lotterien mit einem Spielkapital von 
mehr als 10 000 Euro und bis zu 40 000 Euro, wenn 
die Lotterie nur in dem Gebiet eines Landkreises, 
des Regionalverbandes Saarbrücken ohne die Lan-
deshauptstadt Saarbrücken oder der Landeshaupt-
stadt Saarbrücken durchgeführt wird, der jeweilige 
Landkreis, der Regionalverband Saarbrücken oder 
die Landeshauptstadt Saarbrücken,

3.	 im Übrigen das Landesverwaltungsamt.

(5) Zuständige Behörde für den Erlass einer Allge-
meinverfügung nach § 13 Absatz  1 ist der jeweilige 
Landkreis, der Regionalverband Saarbrücken oder die 
Landeshauptstadt Saarbrücken.

(6) Vorbehaltlich bestehender Zuständigkeiten nach 
§ 9a GlüStV, § 19 Absatz 2 GlüStV ist zuständige Stel-
le für die Untersagung

1.	 des Veranstaltens und Vermittelns nicht nach § 4 
Absatz 5 GlüStV erlaubter öffentlicher Glücks-
spiele in Telemedien und

2.	 von Werbung für unerlaubtes öffentliches Glücks-
spiel und unerlaubte gewerbliche Spielvermittlung 
im Rundfunk und in Telemedien

mit Ausnahme von Angeboten des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks die Landesmedienanstalt Saarland.

Einzelheiten der Erstattung der Kosten der Landesme-
dienanstalt Saarland für Aufsichtsmaßnahmen nach 
Satz 1, insbesondere die Erstattung von Prozesskosten 
sowie eine Pauschale für entstehende Personal- und 
Sachkosten, regeln das für das Glücksspielwesen zu-
ständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium und die Landes-
medienanstalt Saarland in einer Verwaltungsvereinba-
rung.

Für Angebote des Saarländischen Rundfunks (SR) 
überwacht dessen Intendant die Einhaltung der Bestim-
mungen des Staatsvertrages zum Glücksspielwesen in 
Deutschland. Die Bestimmungen des ARD-Staatsver-
trages, des ZDF-Staatsvertrages und des Deutschland-
radio-Staatsvertrages bleiben unberührt.

(7) Die nach Absatz 1, Absatz 2, Absatz 4 Nummer 3 
und Absatz 6 zuständigen Behörden sind auch zustän-
dig für die Ermächtigung der zuständigen Behörde ei-
nes anderen Landes gemäß § 9 Absatz 1 Satz 4 GlüStV.

(8) Das für das Glücksspielwesen zuständige Ministe-
rium kann in Ausübung der Fachaufsicht
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1.	 Auskünfte, Berichte sowie die Vorlage der Akten 
und sonstigen Unterlagen fordern und Prüfungen 
anordnen,

2.	 im Rahmen seiner Zuständigkeit Weisungen ertei-
len.

In Ausübung der Fachaufsicht kann das für das Glücks-
spielwesen zuständige Ministerium einzelne Angele-
genheiten an sich ziehen.

(9) Das für das Glücksspielwesen zuständige Ministe-
rium wird zum Erlass einer Verordnung ermächtigt, in 
der zur besseren Erreichung der Ziele des § 1 GlüStV 
Regelungen

1.	 zu Kriterien betreffend die räumliche Verteilung 
der örtlichen Vermittlungs- und Verkaufsstellen 
nach §§ 9 bis 12 innerhalb des Saarlandes,

2.	 zu Beschränkungen der Vertriebswege bei der 
Veranstaltung und Vermittlung von öffentlichen 
Glücksspielen, insbesondere zur Begrenzung des 
Glücksspielangebots in örtlichen Verkaufsstellen,

3.	 zur Verbesserung der Gewährleistung des Jugend- 
und Spielerschutzes, insbesondere zur Einhaltung 
der §§ 4 bis 7 GlüStV,

4.	 zu Erlaubnisverfahren nach § 4 Absatz 1 GlüStV, 
insbesondere zu Umfang, Inhalt und Zahl der er-
forderlichen Anträge, Anzeigen, Nachweise und 
Bescheinigungen,

5.	 zur Mitwirkung von Veranstaltern und Vermittlern 
am Sperrsystem nach § 8, soweit dies nach der Er-
richtung der zentralen Sperrdatei durch das Land 
Hessen zur Vorbereitung der Übernahme nach § 29 
Absatz 3 Satz 1 GlüStV erforderlich ist,

6.	 zu zulässigen Glücksspielen der Anbieter nach § 5 
und § 6,

7.	 zur Senkung oder Erhöhung der Zahl der Annah-
mestellen nach § 5 Absatz 3 Satz 1 und der Zahl 
der Wettvermittlungsstellen nach § 11 Absatz 1 
Satz 1,

8.	 zur ergänzenden Ausgestaltung der Erlaubnisvor-
aussetzungen für gewerbliche Spielvermittler ein-
schließlich solcher, die der Gewährleistung eines 
ordnungsgemäßen und transparenten Geschäftsbe-
triebs dienen,

getroffen werden können.

§ 15
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1.	 entgegen § 4 Absatz 1 GlüStV ohne Erlaubnis 
öffentliche Glücksspiele veranstaltet, durchführt 
oder vermittelt,

2.	 entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2 GlüStV an Zahlungen 
im Zusammenhang mit unerlaubtem Glücksspiel 
mitwirkt,

3.	 entgegen § 4 Absatz 3 Satz 1 GlüStV beim Ver-
anstalten oder Vermitteln öffentlicher Glücksspiele 
den Erfordernissen des Jugendschutzes zuwider-
handelt,

4.	 entgegen § 4 Absatz 3 Satz 2 GlüStV Minderjähri-
ge an öffentlichen Glücksspielen teilnehmen lässt,

5.	 entgegen § 4 Absatz 3 Satz 3 GlüStV nicht sicher-
stellt, dass Minderjährige von der Teilnahme an öf-
fentlichen Glücksspielen ausgeschlossen sind,

6.	 entgegen § 4a Absatz 1 Satz 1 GlüStV ohne Kon-
zession öffentliches Glücksspiel veranstaltet oder 
vermittelt,

7.	 entgegen § 4a Absatz 1 Satz 2 GlüStV an Zahlun-
gen im Zusammenhang mit unerlaubtem Glücks-
spiel mitwirkt,

8.	 entgegen § 5 Absatz 1 und 2 und Absatz 5 GlüStV 
Werbung betreibt,

9.	 entgegen § 6 GlüStV seiner Verpflichtung nicht 
nachkommt, die Spieler zu verantwortungsbe-
wusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von 
Glücksspielsucht vorzubeugen,

10.	 entgegen § 7 Absatz 1 GlüStV seinen Aufklärungs-
pflichten nicht nachkommt,

11.	 entgegen § 7 Absatz 2 GlüStV die geforderten 
Hinweise auf Losen, Spielscheinen, Spielquittun-
gen und vergleichbaren Bescheinigungen nicht an-
bringt,

12.	 entgegen § 8 Absatz 2 GlüStV eine notwendige 
Sperre nicht rechtzeitig ausspricht oder entgegen 
§ 8 Absatz 5 GlüStV eine Sperre vorzeitig aufhebt,

13.	 entgegen § 8 Absatz 6 Satz 2 GlüStV nicht un-
verzüglich die bei ihm eingereichten Anträge auf 
Selbstsperren übermittelt,

14.	 entgegen § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 GlüStV 
die erforderlichen Auskünfte nicht oder nicht 
vollständig erteilt oder verlangte Unterlagen und 
Nachweise nicht oder nicht vollständig vorlegt,

15.	 entgegen § 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 GlüStV 
die von der Glücksspielaufsichtsbehörde gestellten 
Anforderungen nicht erfüllt,

16.	 entgegen § 19 Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 GlüStV 
die an den Veranstalter weiterzuleitenden Beträge 
nicht oder nicht vollständig weiterleitet,

17.	 entgegen § 19 Absatz 1 Nummer 1 Satz 2 GlüStV 
die nach § 19 Absatz 1 Nummer 1 Satz 1 GlüStV 
vorzunehmende Weiterleitung der Beträge nicht 
durch einen zur unabhängigen Ausübung eines 
rechts- oder steuerberatenden Berufs befähigten 
Beauftragten zur Vorlage bei der Erlaubnisbehörde 
bestätigen lässt,

18.	 entgegen § 19 Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 GlüStV 
seinen Hinweis- und Mitteilungspflichten gegen-
über dem Spielteilnehmer nicht nachkommt,
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19.	 entgegen § 19 Absatz 1 Nummer 2 GlüStV seiner 
Verpflichtung zur Offenlegung der Vermittlung ge-
genüber dem Veranstalter nicht nachkommt,

20.	 entgegen § 19 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 GlüStV 
nicht dafür Sorge trägt, dass bei Vertragsabschluss 
ein zur unabhängigen Ausübung eines rechts- oder 
steuerberatenden Berufs befähigter Treuhänder mit 
der Verwahrung der Spielquittungen und der Gel-
tendmachung des Gewinnanspruches gegenüber 
dem Veranstalter beauftragt wird,

21.	 entgegen § 19 Absatz 1 Nummer 3 Satz 2 GlüStV 
dem Spielteilnehmer kein Einsichtsrecht einräumt,

22.	 entgegen § 19 Absatz 1 Nummer 3 Satz 3 GlüStV 
den Gewinnbetrag im Falle eines nicht geltend ge-
machten Gewinnanspruchs nicht an den Veranstal-
ter abführt,

23.	 entgegen § 19 Absatz 3 GlüStV seiner Berichts-
pflicht nicht oder nicht vollständig nachkommt,

24.	 entgegen § 21 Absatz 2 GlüStV Sportwetten in ei-
nem Gebäude oder Gebäudekomplex vermittelt, in 
dem sich eine Spielhalle oder eine Spielbank be-
findet,

25.	 entgegen § 21 Absatz 4 Satz 2 GlüStV Sportwetten 
während eines laufenden Sportereignisses veran-
staltet oder vermittelt, ohne dass eine Zulassung 
nach § 21 Absatz 4 Satz 2, 1. Halbsatz GlüStV be-
steht,

26.	 entgegen § 21 Absatz 5 GlüStV oder § 22 Absatz 2 
GlüStV gesperrte Spieler an den dort genannten 
Glücksspielen teilnehmen lässt,

27.	 entgegen § 13 Absatz 2 die Veranstaltung einer all-
gemein erlaubten Lotterie den zuständigen Behör-
den nicht oder nicht rechtzeitig schriftlich anzeigt,

28.	bei Beantragung einer Erlaubnis nach diesem Ge-
setz wesentliche Tatsachen verschweigt oder wahr-
heitswidrig vorträgt,

29.	gegen Bestimmungen oder Nebenbestimmungen 
einer behördlichen Erlaubnis verstößt.

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann mit 
einer Geldbuße von bis zu fünfhunderttausend  Euro 
geahndet werden.

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 began-
gen worden, so können die Gegenstände,

1.	 auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht oder

2.	 die durch sie hervorgebracht oder zu ihrer Bege-
hung oder Vorbereitung gebraucht worden oder be-
stimmt gewesen sind,

eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist anzuwenden.

(4) Zuständig für die Ahndung der Ordnungswidrig-
keiten

1.	 nach Absatz 1 Nummer 1 bis 11, 14, 15 und 29 ist 
die nach § 14 Absatz 1, 2, 4 oder 6 zuständige Be-
hörde,

2.	 nach Absatz 1 Nummer 12 und 26 ist die nach § 14 
Absatz 2 zuständige Behörde,

3.	 nach Absatz 1 Nummer 13 ist die nach § 14 Ab-
satz 1 oder 2 zuständige Behörde,

4.	 nach Absatz 1 Nummer 16 bis 24 ist die nach § 14 
Absatz 1 zuständige Behörde,

5.	 nach Absatz 1 Nummer 25 ist die nach § 14 Ab-
satz 1 oder 6 zuständige Behörde,

6.	 nach Absatz 1 Nummer 27 ist die nach § 14 Ab-
satz 5 zuständige Behörde,

7.	 nach Absatz 1 Nummer 28 ist die nach § 14 Ab-
satz 1, 2 oder 4 zuständige Behörde.

§ 16
Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes kann das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung (Artikel 2 der Verfassung 
des Saarlandes) und das Grundrecht der Unverletzlich-
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes, Ar-
tikel 16 der Verfassung des Saarlandes) eingeschränkt 
werden.

§ 17
Gebühren

Nach dem Saarländischen Gebührengesetz sind für alle 
Amtshandlungen der zuständigen Behörde Gebühren 
entsprechend der Anlage zur Verordnung über den Er-
lass eines Allgemeinen Gebührenverzeichnisses (All-
gemeines Gebührenverzeichnis, GebVerz) zu erheben.

Artikel 4
Saarländisches Spielbankgesetz (SpielbG-Saar)

Inhaltsübersicht
Abschnitt 1 

Ziele, Staatliches Glücksspiel   
als ordnungsrechtliche Aufgabe

§ 1	 Ziele
§ 2	 Staatliches Glücksspiel als ordnungsrechtliche 

Aufgabe
Abschnitt 2 

Suchtprävention und Suchthilfe, Suchtforschung
§ 3	 Suchtprävention und Suchthilfe
§ 4	 Suchtforschung

Abschnitt 3 
Erlaubnis und Betrieb von Spielbanken

§ 5	 Erlaubnis von Spielbanken
§ 6	 Erlaubnisverfahren
§ 7	 Schutz Minderjähriger und gesperrter Spieler
§ 8	 Spielersperre
§ 9	 Sperrdatei (Störersperre)
§ 10	 Auskunftsrechte, Gästedatei
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§ 11	 Videoüberwachung

§ 12	 Aufsicht

§ 13	 Spielbankordnung

§ 14	 Spielbankabgabe

§ 15	 Weitere Leistung

§ 16	 Zuwendungen, Tronc

§ 17	 Abgabenrechtliche Pflichten des Spielbankunter-
nehmens, Entstehung und Fälligkeit der Abgaben

§ 18	 Verwaltung der Spielbankabgabe und der weite-
ren Leistung

§ 19	 Steuerbefreiung

§ 20	 Gemeindeanteil an der Spielbankabgabe und der 
weiteren Leistung

§ 21	 Ordnungswidrigkeiten

§ 22	 Einschränkung von Grundrechten

§ 23	 Gebühren

Abschnitt 1
Ziele, Staatliches Glücksspiel als  

ordnungsrechtliche Aufgabe

§ 1
Ziele

Ziele des Gesetzes sind gleichrangig

1.	 das Entstehen von Glücksspielsucht zu verhindern 
und die Voraussetzungen für eine wirksame Sucht-
bekämpfung zu schaffen,

2.	 durch ein begrenztes, eine geeignete Alternati-
ve zum nicht erlaubten Glücksspiel darstellendes 
Glücksspielangebot in Spielbanken den natürli-
chen Spieltrieb der Bevölkerung in geordnete und 
überwachte Bahnen zu lenken sowie der Entwick-
lung und Ausbreitung von unerlaubten Glücksspie-
len in Schwarzmärkten entgegenzuwirken,

3.	 den Jugend- und den Spielerschutz zu gewährleis-
ten,

4.	 sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsgemäß 
durchgeführt, die Spieler vor betrügerischen Ma-
chenschaften geschützt und die mit Glücksspielen 
verbundene Folge- und Begleitkriminalität abge-
wehrt werden und

5.	 einen sicheren und transparenten Spielbetrieb zu 
gewährleisten.

§ 2
Staatliches Glücksspiel als  

ordnungsrechtliche Aufgabe

Zur Erreichung der in § 1 genannten Ziele nimmt 
das Saarland die Sicherstellung eines ausreichenden 
Glücksspielangebotes, die Sicherstellung der wissen-
schaftlichen Forschung zur Vermeidung und Abwehr 
von Suchtgefahren durch Glücksspiele, die Suchtprä-

vention und Suchthilfe sowie die Glücksspielaufsicht 
als ordnungsrechtliche Aufgabe wahr.

Abschnitt 2
Suchtprävention und Suchthilfe, Suchtforschung

§ 3
Suchtprävention und Suchthilfe

(1) Für den Betrieb von Beratungsstellen, für die Un-
terstützung des Landes bei der Glücksspielaufsicht 
sowie für die fachliche Beratung des Landes bei Maß-
nahmen zur Glücksspielsuchtprävention wird ein an-
gemessener Anteil aus dem Bilanzgewinn des Spiel-
bankunternehmens zur Verfügung gestellt.

(2) Das für das Glücksspielwesen zuständige Minis-
terium setzt im Benehmen mit dem für das Gesund-
heitswesen zuständigen Ministerium die Höhe und die 
Verwendung der abzuführenden Mittel fest.

§ 4
Suchtforschung

Das Saarland gewährleistet die Finanzierung wissen-
schaftlicher Projekte zur Vermeidung und Abwehr von 
Suchtgefahren durch Glücksspiele. Im Rahmen der 
Erfüllung dieser Aufgabe kann das Land mit anderen 
Ländern gemeinsame Projekte fördern.

Abschnitt 3
Erlaubnis und Betrieb von Spielbanken

§ 5
Erlaubnis von Spielbanken

(1) Im Saarland können bis zu zwei öffentliche Spiel-
banken erlaubt werden. Für diese Spielbanken können 
Zweigspielbetriebe erlaubt werden. In Zweigspielbe-
trieben sind Automatenspiele (Kleines Spiel) zulässig; 
das für das Glücksspielwesen zuständige Ministerium 
kann in Zweigspielbetrieben die Veranstaltung des 
Tischspiels Poker in den üblichen Spielarten erlauben, 
wenn dies zur Wahrung der Ziele des § 1 notwendig 
ist. Die Landesregierung bestimmt den Standort der 
Spielbanken.

(2) Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn durch 
den Betrieb der Spielbank oder den Betrieb des Zweig-
spielbetriebes weder die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährdet wird noch sonstige öffentliche Be-
lange beeinträchtigt werden.

(3) Träger eines Spielbankunternehmens dürfen nur 
privatrechtliche Gesellschaften sein, deren Anteile zu 
mehr als der Hälfte unmittelbar oder mittelbar dem 
Saarland gehören. Die Berechtigung zum Betrieb ei-
ner Spielbank kann nicht auf Dritte übertragen oder zur 
Ausübung an Dritte überlassen werden.

§ 6
Erlaubnisverfahren

(1) Der Betrieb einer Spielbank bedarf der Erlaubnis. 
Sie wird durch das für das Glücksspielwesen zuständi-
ge Ministerium erteilt.



	 Amtsblatt des Saarlandes vom 28. Juni 2012� 167

(2) Die Erlaubnis wird schriftlich auf unbestimmte 
Zeit erteilt und kann jederzeit mit einer Frist von zwei 
Jahren zum Jahresende widerrufen werden. Es besteht 
kein Rechtsanspruch auf die Erteilung der Erlaubnis.

(3) Die Erlaubnis muss insbesondere bezeichnen

1.	 die Gemeinde und die Gebäude, in denen die 
Spielbank betrieben werden darf,

2.	 die Zweigspielbetriebe, die mit der Spielbank ver-
bunden werden dürfen.

(4) Die Erlaubnis kann mit Auflagen, Bedingungen 
und dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Än-
derung oder Ergänzung von Auflagen versehen wer-
den. In den Nebenbestimmungen können insbesondere 
festgelegt werden:

1.	 besondere Pflichten, die bei der Errichtung und 
Einrichtung der Spielbank zu beachten sind,

2.	 Pflichten gegenüber der Spielbankaufsicht,

3.	 die Auswahl des Personals,

4.	 Sicherheitsvorkehrungen der Spielbank,

5.	 die Berücksichtigung der örtlichen Belange der 
Standortgemeinde,

6.	 Maßgaben für die Werbung.

§ 7
Schutz Minderjähriger und gesperrter Spieler

Das Spielbankunternehmen ist verpflichtet, in seinen 
Spielbanken und Zweigspielbetrieben den Ausschluss 
Minderjähriger (§ 4 Absatz 3 Satz 2 des Staatsvertra-
ges zum Glücksspielwesen in Deutschland, Glücks-
spielstaatsvertrag — GlüStV) und gesperrter Spieler 
(§ 20 Absatz 2 Satz 1 GlüStV) von der Teilnahme an 
öffentlichen Glücksspielen zu gewährleisten. In der 
Erlaubnis nach § 6 Absatz 1 Satz 1 sind entsprechende 
Vorgaben zu treffen. Zu diesem Zweck hat das Spiel-
bankunternehmen die Identität und das Alter des Spiel-
interessenten durch Kontrolle des Ausweises oder eine 
vergleichbare Identitätskontrolle zu überprüfen und 
die persönlichen Daten volljähriger Spielinteressenten 
mit den Daten der Sperrdatei (§ 8) abzugleichen.

§ 8
Spielersperre

(1) Das Spielbankunternehmen sperrt Personen, die 
dies beantragen (Selbstsperre), oder von denen es 
aufgrund der Wahrnehmung seines Personals oder 
aufgrund von Meldungen Dritter weiß oder aufgrund 
sonstiger tatsächlicher Anhaltspunkte annehmen muss, 
dass sie spielsuchtgefährdet oder überschuldet sind, 
ihren finanziellen Verpflichtungen nicht nachkommen 
oder Spieleinsätze riskieren, die in keinem Verhältnis 
zu ihrem Einkommen oder Vermögen stehen (Fremd-
sperre). Im Fall der Fremdsperre ist der betroffene 
Spieler unverzüglich anzuhören. Kann der gesperrte 
Spieler glaubhaft belegen, dass die Sperre unbegrün-
det ist, ist die Sperre aufzuheben. Der gesperrte Spieler 
hat einen Anspruch auf Aufhebung der Sperre, wenn 

die Gründe, die zur Aufnahme in die Sperrdatei geführt 
haben, nicht mehr gegeben sind.

(2) Das Spielbankunternehmen kann Personen sper-
ren, denen wegen Verstoßes gegen die Spielbankord-
nung oder die Spielregeln, wegen eines begründeten 
Verdachtes eines solchen Verstoßes oder aufgrund des 
Hausrechts der Zutritt zur Spielbank untersagt wurde 
(Störersperre).

(3) Gesperrten Spielern ist die Teilnahme am Spiel-
betrieb in Spielbanken nicht erlaubt. Die Betroffenen 
sind über den Grund und die Dauer der Sperre zu in-
formieren. Bestehende Spielersperren werden durch 
Abgleich mit der Sperrdatei nach § 23 Absatz 1 Satz 1 
GlüStV und der Sperrdatei nach § 9 ermittelt.

(4) Das Spielbankunternehmen ist verpflichtet, Spie-
lersperren nach § 8 GlüStV sowie deren Änderungen 
und Aufhebungen unverzüglich zur Aufnahme an die 
zentrale Sperrdatei nach § 23 Absatz 1 Satz 1 GlüStV 
zu übermitteln. Dokumente, die zur Sperrung geführt 
haben, dürfen unbeschadet der Regelungen des § 23 
Absatz 1 Satz 3 GlüStV auch von dem Spielbankunter-
nehmen gespeichert werden.

(5) Auskunftsrechte können nach den gesetzlichen Be-
stimmungen des Landes Hessen auch gegenüber dem 
Spielbankunternehmen geltend gemacht werden. Die-
ses übermittelt die Anfragen der Betroffenen an die für 
die Führung der Sperrdatei nach § 23 Absatz 1 Satz 1 
GlüStV zuständige Stelle des Landes Hessen. Vor Ab-
lauf der in §  29 Absatz 3 Satz 1 GlüStV genannten 
Frist gilt § 9 Absatz 5 entsprechend.

(6) Vor Ablauf der in § 29 Absatz 3 Satz 1 GlüStV ge-
nannten Frist zur Übernahme der Sperrdatei nach § 23 
Absatz 1 Satz 1 GlüStV durch die zuständige Behör-
de des Landes Hessen sind die im Saarland erhobenen 
Daten der nach § 8 GlüStV gesperrten Spieler von Ver-
anstaltern, die zur Teilnahme, und von Vermittlern, die 
zur Mitwirkung am Sperrsystem nach den §§ 8 und 23 
GlüStV verpflichtet sind, an die durch das Spielbank-
unternehmen gemeinsam mit der Saarland-Sporttoto 
GmbH eingerichtete Sperrdatei zu übermitteln. Der 
dort vorhandene Datenbestand ist der zentralen Sperr-
datei des Landes Hessen nach Inbetriebnahme un-
verzüglich zuzuleiten. Die Betroffenen sind über die 
Zuleitung zu informieren. Danach hat das Spielbank-
unternehmen die bei ihm gespeicherten Spielersperren 
unverzüglich zu löschen.

§ 9 
Sperrdatei (Störersperre)

(1) Das Spielbankunternehmen führt eine Sperrdatei, 
in der Störersperren im Sinne des § 8 Absatz 2 gespei-
chert werden. Störersperren, die von den hierfür zu-
ständigen Stellen anderer Länder, von Spielbanken in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie der 
Schweiz in das Saarland übermittelt werden, können 
ebenfalls gespeichert werden.

(2) Für die in der Sperrdatei zu speichernden Daten gilt 
§ 23 Absatz 1 GlüStV entsprechend.
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(3) Die Daten sind fünf Jahre nach Aufhebung der 
Sperre zu löschen.
(4) Die Sperre soll unter Verwendung der gespeicher-
ten Daten den für Spielersperren im Sinne des § 8 Ab-
satz 2 zuständigen Stellen anderer Länder mitgeteilt 
werden, soweit dies zur Kontrolle von mit der Spiel-
bankordnung vergleichbaren, auf Störersperren be-
ruhenden Teilnahmeverboten des jeweiligen Landes-
rechts erforderlich ist.
Eine Übermittlung der Sperrdaten an Spielbanken in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie der 
Schweiz ist zulässig, soweit Gegenseitigkeit und die 
ausschließliche Verwendung zum Zwecke der Kontrol-
le von mit der Spielbankordnung vergleichbaren, auf 
Störersperren beruhenden Teilnahmeverboten gewähr-
leistet sind. Die Datenübermittlung kann auch durch 
automatisierte Abrufverfahren erfolgen; erteilte Aus-
künfte und Zugriffe im elektronischen System sind zu 
protokollieren. Sonstige Datenübermittlungen sind nur 
nach Maßgabe und in entsprechender Anwendung des 
§ 23 Absatz 3 GlüStV zulässig. Die betroffenen Spieler 
sind darüber in Kenntnis zu setzen, an welche Stellen 
die Sperre übermittelt wird.
(5) Auf Antrag erhalten gesperrte Spieler bei der ver-
antwortlichen Stelle im Sinne des § 3 Absatz 3 des 
Saarländischen Datenschutzgesetzes Auskunft über 
folgende zu ihrer Person gespeicherte Daten:
1.	 die Daten nach § 23 Absatz 1 GlüStV,
2.	 den Zweck und die Rechtsgrundlagen der Erhe-

bung, Speicherung, Verarbeitung oder Nutzung der 
Daten,

3.	 die Empfänger von Datenübermittlungen nach 
§§ 8, 23 und 29 Absatz 3 GlüStV,

4.	 sofern ein Dritter mit der Datenverarbeitung be-
auftragt wurde, Name und Anschrift des Auftrag-
nehmers.

§ 10
Auskunftsrechte, Gästedatei

(1) Das Spielbankunternehmen ist berechtigt, von den 
Gästen der Spielbank Auskunft über ihre persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse insoweit zu verlan-
gen, als konkrete Anhaltspunkte für ein problemati-
sches Spielverhalten vorliegen und dies für die Prüfung 
der Berechtigung zur Teilnahme am Spiel erforderlich 
ist. Es kann erforderlichenfalls geeignete Nachweise 
verlangen.
(2) Das Spielbankunternehmen führt eine Gästedatei, 
in der folgende Daten der Gäste gespeichert werden: 
Namen, Vornamen, Geburtsnamen, Aliasnamen, ver-
wendete Falschnamen, Geburtsdatum, Geburtsort, An-
schrift, Lichtbild sowie Grund, Beginn und Dauer von 
Spielverboten nach § 3 Nummer 2 bis 4 der Spielbank-
ordnung (SpielbO). Die Gästedatei kann automatisiert 
geführt werden.
(3) Die in der Gästedatei gespeicherten personenbezo-
genen Daten sind fünf Jahre nach dem letzten Besuch 

zu löschen. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem 
Schluss des Kalenderjahres, in dem der letzte Besuch 
des Gastes stattgefunden hat. Bei Spielverboten nach 
§ 3 Nummer 2 SpielbO sind die Daten sechs Jahre nach 
Ablauf der Sperre zu löschen. Ausnahmen von Satz 1 
sind zulässig, wenn gesetzliche Aufbewahrungsfristen 
entgegenstehen, Grund zu der Annahme besteht, dass 
durch eine Löschung schutzwürdige Belange der Be-
troffenen beeinträchtigt würden, oder eine Löschung 
wegen der Art der Speicherung nicht oder nur mit un-
verhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In die-
sen Fällen sind die betroffenen personenbezogenen 
Daten zu sperren, die Gründe hierfür zu dokumentie-
ren und eine regelmäßige Überprüfung vorzusehen.

§ 11
Videoüberwachung

(1) Das Spielbankunternehmen darf zur Sicherstellung 
eines ordnungsgemäßen Spielbetriebs, zur Unterstüt-
zung der Spielbankaufsicht und zum Schutz der Spiel-
bankgäste Videoüberwachungsanlagen mit Bildauf-
zeichnung einsetzen. Auf die Videoüberwachung ist im 
Eingangsbereich deutlich sichtbar hinzuweisen.
(2) Folgende Bereiche dürfen mit Videokameras über-
wacht werden:
1.	 Außenanlagen der Spielbank, insbesondere Fahr-

zeugstellflächen und -zufahrten sowie Zugänge für 
Gäste und Personal,

2.	 Empfangsbereich für Spielgäste, insbesondere Fo-
yer, Garderobe und Rezeption,

3.	 Spielbereich, insbesondere Spielsäle, Automaten-
säle und Kassen,

4.	 interne Sicherheitsbereiche, Abrechnungs- und 
Kassenräume.

(3) Auf den gespeicherten Bildern müssen
1.	 die am Spiel beteiligten Personen und ihre Hand-

lungen,
2.	 der Verlauf der Spiele an den Tischen und Automa-

ten,
3.	 die am Jeton-, Tronc- und Bargeldverkehr an der 

Kasse und an den Spieltischen beteiligten Perso-
nen und ihre Handlungen sowie

4.	 die Zähl- und Abrechnungsvorgänge mit den betei-
ligten Personen für die Spiele an den Tischen und 
Automaten 

erkennbar sein.
(4) Die Bildaufzeichnungen sind in einem verschlos-
senen, gegen unbefugte Einsichtnahme gesicherten 
Aufzeichnungsgerät aufzubewahren. Unbefugt ist jede 
Einsichtnahme, die nicht für die Aufgabenerfüllung der 
verantwortlichen Stelle oder der in Satz 4 genannten 
Stellen erforderlich ist. Die mithilfe der Videoüberwa-
chungsanlagen erhobenen und gespeicherten personen-
bezogenen Daten sind spätestens acht Tage nach der 
Speicherung zu löschen. Soweit Anhaltspunkte vorlie-
gen, die ein Tätigwerden der Aufsichtsbehörde, der mit 
der Steueraufsicht betrauten Bediensteten, der Polizei 
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oder der Staatsanwaltschaft erforderlich machen, oder 
eine hinreichende Wahrscheinlichkeit hierfür besteht, 
muss die Löschung erst dann erfolgen, wenn die ge-
speicherten personenbezogenen Daten nicht mehr zum 
Zweck der Aufgabenerfüllung der vorgenannten Stel-
len benötigt werden.
(5) Die Bildaufzeichnungen der Videoüberwachung 
dürfen nur bei Vorkommnissen, die von Absatz 1 
Satz 1 erfasst werden, und nur von folgenden Personen 
und Stellen ausgewertet werden:
1.	 Geschäftsführung des Spielbankunternehmens,
2.	 Leitung der Spielbank und von ihr mit der Über-

wachung des Spielbetriebs beauftragte Personen,
3.	 Aufsichtsbehörde und mit der Steueraufsicht be-

traute Bedienstete sowie
4.	 Polizei und Staatsanwaltschaft im Rahmen ihrer 

gesetzlichen Aufgaben.

§ 12
Aufsicht

(1) Die Aufsicht über das Spielbankunternehmen übt 
das für das Glücksspielwesen zuständige Ministerium 
aus. Gegenstand der Aufsicht sind insbesondere der 
Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und 
die Überwachung der Einhaltung der für den Betrieb 
der Spielbanken geltenden Rechtsvorschriften.
(2) Die Aufsichtsbehörde kann die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Anordnungen und sonstigen 
Maßnahmen nach pflichtgemäßem Ermessen treffen. 
Sie ist insbesondere berechtigt,
1.	 den gesamten Betrieb der Spielbank zu überwa-

chen und zu überprüfen,
2.	 alle dem Betrieb der Spielbank dienenden Räume 

zu betreten, Prüfungen und Besichtigungen vor-
zunehmen und die geschäftlichen Unterlagen der 
Spielbank einzusehen,

3.	 jederzeit Auskunft über den gesamten Betrieb der 
Spielbank zu verlangen,

4.	 durch Beauftragte an Sitzungen und Besprechun-
gen leitender Gremien des Spielbankunternehmens 
teilzunehmen.

Bei der Erfüllung der Aufgaben nach Satz 2 Nummer 1 
bis 3 kann sich die Aufsichtsbehörde Dritter bedienen.
(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium übt die 
Steueraufsicht über das Spielbankunternehmen aus 
und erlässt die hierfür erforderlichen Regelungen. Die 
mit der Steueraufsicht nach Satz 1 betrauten Personen 
sind insoweit gegenüber der Landesregierung, dem für 
das Glücksspielwesen zuständigen Ministerium und 
den Strafverfolgungsbehörden von der Verpflichtung 
zur Wahrung des Steuergeheimnisses befreit.

§ 13
Spielbankordnung

(1) Das für das Glücksspielwesen zuständige Ministe-
rium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für 

Finanzen zuständigen Ministerium durch Verordnung 
eine Spielbankordnung zu erlassen, in der
1.	 die tägliche Sperrzeit der Spielbank und der 

Zweigspielbetriebe, die sechs Stunden nicht unter-
schreiten darf, sowie die täglichen Öffnungszeiten 
der Spielbank und der Zweigspielbetriebe für be-
stimmte Spiele,

2.	 Spielverbote an bestimmten Tagen,
3.	 die Höhe (Mindest- und Höchstbeträge), in der die 

Spieleinsätze zu erbringen sind,
4.	 die Art und Weise, wie die Spielmarken (Jetons) 

kontrolliert werden,
5.	 die Feststellung und Auszahlung der Gewinne,
6.	 die allgemeinen Zutrittsvoraussetzungen für den 

Spielbankbesuch, insbesondere, dass sich die Gäs-
te auszuweisen und welche Personalien sie anzu-
geben haben,

7.	 Spielverbote für bestimmte Personenkreise,
8.	 ergänzende Regelungen hinsichtlich der in die 

Gästedatei nach § 10 einzutragenden Daten der 
Gäste sowie der einzelnen Aufbewahrungsfristen,

9.	 ergänzende Regelungen hinsichtlich der Mitwir-
kung der Spielbanken an der Sperrdatei nach § 23 
Absatz 1 Satz 1 GlüStV,

10.	 ergänzende Regelungen hinsichtlich der in die 
Sperrdatei nach § 9 einzutragenden Daten,

11.	 ergänzende Regelungen hinsichtlich der Zuläs-
sigkeit von optisch-elektronischen Einrichtungen 
(Videoüberwachungen), insbesondere welche Be-
schäftigten des Spielbankunternehmens und der 
zur Überwachung des Spielbetriebs zuständigen 
Behörden die durch die Videoüberwachung erho-
benen Daten verarbeiten dürfen und wann diese 
Daten zu löschen sind,

12.	 interne Sicherungsmaßnahmen zur Bekämpfung 
und Verhinderung von Geldwäsche, insbesonde-
re die Bestellung eines Geldwäschebeauftragten, 
dessen Funktion, Aufgaben und Rechte sowie die 
Identifizierungs- und die Aufbewahrungspflichten,

festgelegt werden können.
(2) In den Spielsälen sind deutlich sichtbar die Spiel-
bankordnung auszuhängen und die Spielregeln auszu-
legen.

§ 14
Spielbankabgabe

(1) Das Spielbankunternehmen ist verpflichtet, an 
das Saarland eine Spielbankabgabe zu entrichten. Die 
Spielbankabgabe beträgt bei einem Bruttospielertrag 
im Kalenderjahr bis 45 Millionen Euro 40 Prozent 
des Bruttospielertrags, bei einem Bruttospielertrag 
im Kalenderjahr über 45 Millionen Euro 50 Prozent 
für den Teil des Bruttospielertrags, der 45 Millionen 
Euro übersteigt. Die Spielbankabgabe wird um die zu 
entrichtende Umsatzsteuer aus Umsätzen, die durch 
den Betrieb der Spielbank bedingt sind, ermäßigt. Die 
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maßgeblichen Umsatzsteuerfestsetzungen gelten in-
soweit als Grundlagenbescheide im Sinne des § 171 
Absatz  10 der Abgabenordnung. Die Spielbankabga-
be ist nach Maßgabe des Haushaltsplans des Landes 
für Zwecke zu verwenden, die allgemeiner Billigung 
sicher sind.
(2) Bei der Eröffnung einer Spielbank oder eines 
Zweigspielbetriebes kann das für Finanzen zuständige 
Ministerium die Spielbankabgabe für einen Zeitraum 
von höchstens fünf Jahren bis auf 30 Prozent des Brut-
tospielertrags ermäßigen.
(3) Bruttospielertrag ist
1.	 bei den Spielen, bei denen die Spielbank ein 

Spielrisiko trägt, der Betrag, um den die täglichen 
Spieleinsätze die Gewinne der Spielenden über-
steigen, die diesen nach den Spielregeln zustehen,

2.	 bei den Spielen, bei denen die Spielbank kein 
Spielrisiko trägt, der Betrag, der der Spielbank aus 
dem Spiel zufließt.

Zum Bruttospielertrag gehören auch Zuwendungen der 
Spieler an die Spielbank, die an Glücksspielautomaten 
im Fall des Gewinns zwangsweise einbehalten werden.
(4) Nicht abgeholte Einsätze und Gewinne sowie Be-
träge, die nach dem Ende der Einsatzmöglichkeit ge-
setzt, von den Spielenden aber nicht zurückgenommen 
werden und der Spielbank verbleiben, werden dem 
Bruttospielertrag zugerechnet.
(5) Falsche Spielmarken, falsche Münzen und falsche 
Geldscheine, Münzen und Geldscheine anderer Wäh-
rungen sowie Spielmarken anderer Spielbanken min-
dern den Bruttospielertrag weder an den Spieltischen 
noch in den Spielautomaten. Sie sind mit dem Wert zu 
berücksichtigen, mit dem sie am Spiel teilgenommen 
haben. Fehlaufbuchungen an den Spielautomaten zäh-
len zum Bruttospielertrag.
(6) Spielverluste eines Spieltags werden für jede 
Spielstätte mit den im laufenden Monat erzielten 
Bruttospielerträgen, getrennt nach Großem Spiel und 
Kleinem Spiel (Automatenspiel), verrechnet; ein ver-
bleibender Verlust kann mit den Bruttospielerträgen 
der folgenden Monate verrechnet werden. Dabei wer-
den die Erträge sämtlicher in der Spielbank veranstal-
teter Spiele berücksichtigt.
(7) Zur Vermeidung unbilliger Härten kann das für Fi-
nanzen zuständige Ministerium in begründeten Einzel-
fällen den Prozentsatz herabsetzen.

§ 15
Weitere Leistung

Das Spielbankunternehmen ist verpflichtet, neben der 
Spielbankabgabe an das Saarland eine weitere Leistung 
zu entrichten. Die weitere Leistung beträgt 12 Prozent 
des jeweiligen Bruttospielertrags im Kalenderjahr.

§ 16
Zuwendungen, Tronc

(1) Den bei einer Spielbank beschäftigten Personen ist 
die Annahme von Geschenken oder ähnlichen Zuwen-

dungen, die ihnen mit Rücksicht auf ihre berufliche 
Tätigkeit gemacht werden, insbesondere die Annahme 
von Trinkgeldern, verboten.
(2) Dieses Verbot betrifft solche Zuwendungen nicht, 
die von Spielbankgästen den bei der Spielbank be-
schäftigten Personen für die Gesamtheit oder bestimm-
te Teile der Belegschaft, für die Spielbank oder ohne 
ersichtliche Zweckbestimmung gegeben und von die-
sen Personen den in der Spielbank dafür aufgestell-
ten Behältern bzw. dafür vorgesehenen Einrichtungen 
(Tronc) zugeführt werden.
(3) Das Verbot nach Absatz 1 findet auf die üblichen 
Zuwendungen an die nicht zum spieltechnischen Per-
sonal gehörenden Beschäftigten keine Anwendung.
(4) Das Spielbankunternehmen ist verpflichtet, die 
Tronceinnahmen für das bei ihm beschäftigte Perso-
nal zu verwenden. Soweit das monatliche Troncauf-
kommen der Spielbank einen Betrag übersteigt, der 
zur Deckung eines angemessenen Personalaufwandes 
erforderlich ist, ist dieser Überschuss an den Landes-
haushalt für Zwecke, die allgemeiner Billigung sicher 
sind, abzuführen.

§ 17
Abgabenrechtliche Pflichten des  

Spielbankunternehmens, Entstehung und  
Fälligkeit der Abgaben

(1) Das Spielbankunternehmen ist verpflichtet, ge-
trennt für jede Spielbank und jeden Zweigspielbetrieb 
Aufzeichnungen über den Betrieb zu führen. Insbe-
sondere hat es den im Großen Spiel erzielten Brutto-
spielertrag täglich nach Ende des Spielgeschehens und 
den im Kleinen Spiel erzielten Bruttospielertrag am 
Tag der Abrechnung, mindestens jedoch einmal wö-
chentlich, festzustellen. Daneben hat es entsprechend 
die Tronceinnahmen festzustellen.
(2) Die Spielbankabgabe und die weitere Leistung ent-
stehen beim Großen Spiel mit dem Ende des Spielge-
schehens an dem jeweiligen Spieltag und beim Klei-
nen Spiel am Tag der Abrechnung.
(3) Das Spielbankunternehmen hat die Spielbankabga-
be und die weitere Leistung jeweils für jede Spielbank 
und jeden Zweigspielbetrieb spätestens am zehnten Tag 
des Monats für den vorangegangenen Monat selbst zu 
berechnen, die Ermäßigung um die Umsatzsteuerzahl-
last, die durch den Betrieb der Spielbank bedingt ist, 
vorzunehmen, eine schriftliche Anmeldung nach amt-
lichem Vordruck abzugeben und die Spielbankabgabe 
sowie die weitere Leistung zu entrichten (Fälligkeit). 
Die Anmeldungen sind von einer zur Vertretung des 
Spielbankunternehmens berechtigten Person eigenhän-
dig zu unterschreiben. Sie gelten als Steueranmeldung 
im Sinne des § 168 der Abgabenordnung. Wird die An-
meldung nicht oder nicht rechtzeitig abgegeben oder 
ist die Anmeldung unzutreffend, setzt das Finanzamt 
die Spielbankabgabe und die weitere Leistung fest.
(4) Das Spielbankunternehmen hat am fünfzehnten Tag 
eines jeden Monats eine Vorauszahlung in Höhe von 
80 Prozent der um die Umsatzsteuer aus Umsätzen, die 
durch den Betrieb der Spielbank bedingt sind, gemin-
derten Abgaben und Leistungen des vorangegangenen 
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Monats zu entrichten. Die Vorauszahlung ist mit der 
späteren Anmeldung zu verrechnen.

§ 18
Verwaltung der Spielbankabgabe 

und der weiteren Leistung

(1) Die Spielbankabgabe und die weitere Leistung 
werden durch das Finanzamt verwaltet, in dessen Be-
zirk sich der Sitz des Spielbankunternehmens befindet.

(2) Für die Spielbankabgabe und die weitere Leistung 
gelten, soweit sich aus diesem Gesetz nichts Abwei-
chendes ergibt, die Vorschriften der Abgabenordnung 
in der jeweils geltenden Fassung entsprechend.

§ 19
Steuerbefreiung

Durch die Entrichtung der Spielbankabgabe und der 
weiteren Leistung ist das Spielbankunternehmen von 
der Zahlung derjenigen Landes- und Gemeindesteuern 
befreit, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
Betrieb einer Spielbank stehen.

§ 20
Gemeindeanteil an der Spielbankabgabe 

und der weiteren Leistung

Die Gemeinden, in denen sich eine Spielbank oder ein 
Zweigspielbetrieb befindet (Standortgemeinden), er-
halten einen Anteil von der Spielbankabgabe und der 
weiteren Leistung. Der Gemeindeanteil darf 15  Pro-
zent der Spielbankabgabe vor Ermäßigung um die zu 
entrichtende Umsatzsteuer und 15 Prozent der weiteren 
Leistung nicht übersteigen. Das für Finanzen zuständi-
ge Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem für das Glücksspielwesen zuständigen Ministeri-
um die Höhe des Gemeindeanteils durch Rechtsver-
ordnung zu regeln.

§ 21
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1.	 entgegen § 4 Absatz 3 Satz 1 GlüStV den Erforder-
nissen des Jugendschutzes zuwiderhandelt,

2.	 entgegen § 4 Absatz 3 Satz 2 GlüStV Minderjähri-
ge an öffentlichen Glücksspielen teilnehmen lässt,

3.	 entgegen § 4 Absatz 3 Satz 3 GlüStV nicht sicher-
stellt, dass Minderjährige von der Teilnahme an öf-
fentlichen Glücksspielen ausgeschlossen sind,

4.	 entgegen § 5 Absatz 1 und 2 GlüStV Werbung be-
treibt,

5.	 entgegen § 6 GlüStV seiner Verpflichtung nicht 
nachkommt, die Spieler zu verantwortungsbe-
wusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung von 
Glücksspielsucht vorzubeugen,

6.	 entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 GlüStV seinen Auf-
klärungspflichten nicht nachkommt,

7.	 entgegen § 8 GlüStV nicht am Sperrsystem teil-
nimmt,

8.	 entgegen § 8 Absatz 2 GlüStV eine notwendige 
Sperre nicht rechtzeitig ausspricht oder entgegen 
§ 8 Absatz 5 GlüStV eine Sperre vorzeitig aufhebt,

9.	 gegen Bestimmungen oder Nebenbestimmungen 
der Erlaubnis nach § 6 Absatz 1 Satz 1 verstößt 
oder

10.	 entgegen § 14 Absatz 1 Geschenke oder ähnli-
che Zuwendungen, die mit Rücksicht auf die be-
rufliche Tätigkeit gemacht werden, insbesondere 
Trinkgelder, annimmt.

(2) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann mit 
einer Geldbuße von bis zu fünfhunderttausend  Euro 
geahndet werden.
(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 began-
gen worden, so können die Gegenstände,
1.	 auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht oder
2.	 die durch sie hervorgebracht oder zu ihrer Bege-

hung oder Vorbereitung gebraucht worden oder be-
stimmt gewesen sind,

eingezogen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist anzuwenden.
(4) Zuständig für die Ahndung der Ordnungswidrig-
keiten ist das für das Glücksspielwesen zuständige Mi-
nisterium.

§ 22
Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes können das Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 der Ver-
fassung des Saarlandes) und das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund-
gesetzes, Artikel 16 der Verfassung des Saarlandes) 
eingeschränkt werden.

§ 23
Gebühren

Nach dem Saarländischen Gebührengesetz sind für alle 
Amtshandlungen der zuständigen Behörde Gebühren 
entsprechend der ab 1. Januar 2008 geltenden Anla-
ge zur Verordnung über den Erlass eines Allgemeinen 
Gebührenverzeichnisses (Allgemeines Gebührenver-
zeichnis, GebVerz) zu erheben.

Artikel 5
Saarländisches Spielhallengesetz (SSpielhG)

Inhaltsübersicht
§ 1	 Ziele und Anwendungsbereich
§ 2	 Erlaubnis
§ 3	 Versagungsgründe
§ 4	 Anforderungen an die Ausgestaltung von Spiel-  
	 hallen und Werbung
§ 5	 Jugendschutz, Sozialkonzept und Aufklärung
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§ 6	 Spielverbote

§ 7	 Sperrzeit

§ 8	 Verpflichtungen

§ 9	 Zuständigkeit, Befugnisse und Aufsicht

§ 10	 Umgehungsverbot

§ 11		 Ordnungswidrigkeiten

§ 12	 Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 1
Ziele und Anwendungsbereich

(1) Ziele dieses Gesetzes sind gleichrangig, für den 
Bereich der Spielhallen

1.	 das Entstehen von Glücksspielsucht zu verhindern 
und die Voraussetzungen für eine wirksame Sucht-
bekämpfung zu schaffen,

2.	 durch ein begrenztes, eine geeignete Alternative zu 
nicht erlaubten Angeboten darstellendes Angebot 
den natürlichen Spieltrieb der Bevölkerung in ge-
ordnete und überwachte Bahnen zu lenken sowie 
der Entwicklung und Ausbreitung von unerlaubten 
Angeboten in Schwarzmärkten entgegenzuwirken,

3.	 den Jugend- und Spielerschutz zu gewährleisten,

4.	 sicherzustellen, dass der Betrieb von Spielhallen 
ordnungsgemäß durchgeführt, die Spieler vor be-
trügerischen Machenschaften geschützt und die 
mit dem Betrieb von Spielhallen verbundene Fol-
ge- und Begleitkriminalität abgewendet werden.

(2) Eine Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen 
im Sinne dieses Gesetzes ist ein Unternehmen oder ein 
Teil eines Unternehmens im stehenden Gewerbe, das 
ausschließlich oder überwiegend der Aufstellung von 
Spielgeräten oder der Veranstaltung anderer Spiele im 
Sinne des § 33c Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung 
(GewO) oder des § 33d Absatz 1 Satz 1 GewO dient.

(3) Soweit nicht in diesem Gesetz abweichende Rege-
lungen getroffen werden, finden im Übrigen die Ge-
werbeordnung und die Verordnung über Spielgeräte 
und andere Spiele mit Gewinnmöglichkeit (Spielver-
ordnung — SpielV) sowie auf diesen Rechtsgrund-
lagen erlassene Vorschriften in der jeweils geltenden 
Fassung weiterhin Anwendung.

§ 2
Erlaubnis

(1) Der Betrieb einer Spielhalle bedarf der Erlaubnis 
nach diesem Gesetz. Im Übrigen bleiben Genehmi-
gungserfordernisse nach anderen Rechtsvorschriften 
unberührt.

(2) Die Erlaubnis ist zu befristen und kann, auch nach-
träglich, mit Nebenbestimmungen versehen werden 
oder unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden, 
wenn dies zur Erreichung der Ziele des § 1 Absatz 1 
und zum Schutz der Allgemeinheit, der Gäste oder der 
Bewohner des Betriebsgrundstücks oder der Nach-

bargrundstücke vor Gefahren, erheblichen Nachteilen 
oder erheblichen Belästigungen erforderlich ist.
(3) Unbeschadet des § 49 des Saarländischen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes kann die Erlaubnis widerru-
fen werden, insbesondere wenn
1.	 nachträglich Tatsachen eintreten, die eine Versa-

gung der Erlaubnis nach § 3 oder nach § 33c Ab-
satz 2 GewO oder § 33d Absatz 3 GewO rechtferti-
gen würden, oder

2.	 die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber 
gegen Verpflichtungen verstößt, die ihr oder ihm 
nach diesem Gesetz sowie der erteilten Erlaubnis 
obliegen.

(4) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber 
ist verpflichtet, jede Änderung der für die Erlaubnis-
erteilung maßgeblichen Tatsachen der zuständigen Be-
hörde unverzüglich anzuzeigen.

§ 3
Versagungsgründe

(1) Die Erlaubnis ist unbeschadet der in § 33c Absatz 2 
GewO oder § 33d Absatz 3 GewO genannten Gründe 
zu versagen, wenn der Betrieb einer Spielhalle
1.	 den Zielen und Bestimmungen dieses Gesetzes zu-

widerläuft oder
2.	 insbesondere eine Gefährdung der Jugend, eine 

übermäßige Ausnutzung des Spieltriebs, schädli-
che Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes in der Fassung vom 
26. September 2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 8. No-
vember 2011 (BGBl. I S. 2178), oder aus ande-
ren Gründen eine nicht zumutbare Belästigung der 
Allgemeinheit, der Nachbarn oder einer im öffent-
lichen Interesse bestehenden Einrichtung befürch-
ten lässt.

(2) Darüber hinaus ist die Erlaubnis zu versagen, wenn 
eine Spielhalle
1.	 in baulichem Verbund mit einer oder mehreren 

weiteren Spielhallen steht, insbesondere in einem 
gemeinsamen Gebäude oder Gebäudekomplex un-
tergebracht wird (Mehrfachkonzession) oder

2.	 einen Mindestabstand von 500 Metern Luftlinie zu 
einer anderen Spielhalle unterschreitet.

§ 4
Anforderungen an die Ausgestaltung  

von Spielhallen und Werbung
(1) Von der äußeren Gestaltung der Spielhalle darf kei-
ne Werbung für den Spielbetrieb oder die in der Spiel-
halle angebotenen Spiele ausgehen oder durch eine be-
sonders auffällige Gestaltung ein zusätzlicher Anreiz 
für den Spielbetrieb geschaffen werden.
(2) Werbung für eine Spielhalle darf sich nicht an Min-
derjährige oder vergleichbar gefährdete Zielgruppen 
richten. Irreführende Werbung, insbesondere solche, 
die unzutreffende Aussagen über die Gewinnchancen 
oder Art und Höhe der Gewinne enthält, ist verboten.
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(3) In der Spielhalle sind Uhren so anzubringen, dass 
sie von jedem Automaten-Spielplatz einsehbar sind. 
Ferner ist es verboten,
1.	 mit einem Jackpot zu werben,
2.	 Internet-Terminals bereitzuhalten.
3.	 entgeltlich Speisen oder Getränke zu verabreichen,
4.	 unentgeltlich alkoholische Getränke zu verabrei-

chen,
5.	 in Spielhallen zu rauchen, außer in untergeord-

neten und abgetrennten Bereichen. In diesen Be-
reichen ist die entgeltliche und die unentgeltliche 
Verabreichung von Speisen oder Getränken unter-
sagt.

§ 5
Jugendschutz, Sozialkonzept und Aufklärung

(1) Der Aufenthalt von Minderjährigen in Spielhallen 
ist unzulässig. Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaub-
nisinhaber stellt durch eine Kontrolle des amtlichen 
Ausweises oder eine vergleichbare Identitätskontrolle 
sicher, dass Minderjährige keinen Zutritt zur Spielhalle 
haben.
(2) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber 
ist verpflichtet, Spielerinnen und Spieler zu verantwor-
tungsbewusstem Spiel anzuhalten und der Entstehung 
von Glücksspielsucht vorzubeugen. Zu diesem Zweck 
hat sie oder er ein vom Suchtbeauftragten der Lan-
desregierung genehmigtes Sozialkonzept vorzulegen, 
Personal zu schulen und die Vorgaben des Anhangs 
„Richtlinien zur Vermeidung und Bekämpfung von 
Glücksspielsucht“, der Bestandteil dieses Gesetzes ist, 
zu erfüllen. In den Sozialkonzepten ist darzulegen, mit 
welchen Maßnahmen den sozialschädlichen Auswir-
kungen des Automatenspiels vorgebeugt werden kann 
und wie diese zu beheben sind.
(3) Die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber 
einer Spielhalle hat über die Wahrscheinlichkeit von 
Gewinnen und Verlusten, die Suchtrisiken der angebo-
tenen Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit und anderen 
Spiele mit Gewinnmöglichkeit, das Verbot der Teilnah-
me Minderjähriger und Möglichkeiten der Beratung 
und Therapie aufzuklären und alle spielrelevanten In-
formationen zur Verfügung zu stellen. Sie oder er hat 
auf eine Telefonberatung mit einer einheitlichen Tele-
fonnummer hinzuweisen.

§ 6
Spielverbote

Die Teilnahme am Spiel ist nicht gestattet:
1.	 Minderjährigen,
2.	 der Erlaubnisinhaberin oder dem Erlaubnisinha-

ber, Gesellschafterinnen oder Gesellschaftern der 
Spielhalle sowie deren Vertreterinnen und Vertre-
tern,

3.	 den Beschäftigten der Spielhalle und ihrer Neben-
betriebe und

4.	 Personen, die an der Aufsichtsführung mitwirken.

§ 7
Sperrzeit

(1) Die Sperrzeit für Spielhallen beginnt täglich um 
4.00 Uhr und endet um 10.00 Uhr.
(2) Bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses oder 
besonderer örtlicher Verhältnisse, insbesondere zum 
Schutz der betroffenen Anwohner, können die Ge-
meinden den Beginn der Sperrzeit vorverlegen und das 
Ende der Sperrzeit hinausschieben.

§ 8
Verpflichtungen

(1) Unbeschadet der Verpflichtungen aus der Spielver-
ordnung darf die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaub-
nisinhaber zum Zweck des Spieles insbesondere kei-
nen Kredit gewähren oder durch Beauftragte gewähren 
lassen und nicht zulassen, dass in ihrem oder seinem 
Unternehmen Beschäftigte solche Kredite gewähren.
(2) Unbeschadet der Verpflichtungen aus der Spielver-
ordnung darf der Erlaubnisinhaber oder die Erlaubnis-
inhaberin das Aufstellen von Geldautomaten oder an-
deren Geräten oder Vorrichtungen, mittels derer sich 
der Spieler Geld beschaffen kann, nicht ermöglichen, 
dulden oder begünstigen.

§ 9
Zuständigkeit, Befugnisse und Aufsicht

(1) Zuständige Behörde für die Durchführung dieses 
Gesetzes ist das Landesverwaltungsamt. Entscheidun-
gen über die Erteilung oder Versagung von Erlaubnis-
sen im Sinne von § 2 und Befreiungen im Sinne des 
§  12 trifft das Landesverwaltungsamt im Benehmen 
mit der Kommune, in deren Gebiet die betroffene 
Spielhalle belegen ist.
(2) Die zuständige Behörde kann die zur Einhaltung 
dieses Gesetzes erforderlichen Anordnungen treffen. 
Ihr stehen zu diesem Zweck die Befugnisse gemäß 
der Gewerbeordnung und die Berechtigung zu, durch 
ihre Bediensteten die Spielhallen und ähnliche Unter-
nehmen zu betreten. Durch diese Befugnisse wird das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Arti-
kel 13 des Grundgesetzes und Artikel 16 der Verfas-
sung des Saarlandes) eingeschränkt.
(3) Bei Entscheidungen und Anordnungen nach die-
sem Gesetz findet kein Vorverfahren gemäß dem Ach-
ten Abschnitt der Verwaltungsgerichtsordnung statt. 
Klagen gegen Entscheidungen und Anordnungen ha-
ben keine aufschiebende Wirkung.
(4) Fachaufsichtsbehörde ist das für Gewerberecht zu-
ständige Ministerium.

§ 10
Umgehungsverbot

Die Verpflichtungen der Erlaubnisinhaberin oder des 
Erlaubnisinhabers werden durch rechtsgeschäftliche 
oder firmenrechtliche Gestaltungen oder Tatbestände, 
die zur Umgehung der Bestimmungen dieses Gesetzes 
geeignet sind, nicht berührt.
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§ 11
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig

1.	 ohne die erforderliche Erlaubnis nach § 2 eine 
Spielhalle betreibt,

2.	 entgegen § 4 die Vorgaben zur Ausgestaltung der 
Spielhalle oder zur Werbung nicht befolgt,

3.	 entgegen § 4 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 4 mit 
einem Jackpot wirbt, Internet-Terminals bereit 
hält, entgeltlich Speisen oder Getränke oder unent-
geltlich alkoholische Getränke verabreicht,

4.	 es entgegen § 4 Absatz 3 Satz 2 Nummer 5 als Er-
laubnisinhaberin oder Erlaubnisinhaber unterlässt, 
Verstöße gegen das Rauchverbot außerhalb unter-
geordneter abgetrennter Bereiche zu verhindern 
oder das Verbot der entgeltlichen oder unentgelt-
lichen Verabreichung von Speisen oder Getränken 
in untergeordneten abgetrennten Bereichen nicht 
beachtet,

5.	 entgegen § 5 Absatz 1 die Volljährigkeit nicht 
prüft,

6.	 entgegen § 5 Absatz 2 seiner Verpflichtung nicht 
oder nicht vollständig nachkommt, die Spiele-
rinnen und Spieler zu verantwortungsbewusstem 
Spiel anzuhalten und der Entstehung von Spiel-
sucht vorzubeugen, insbesondere ein Sozialkon-
zept vorzulegen, sein Personal zu schulen und die 
Vorgaben des Anhangs „Richtlinien zur Vermei-
dung und Bekämpfung von Glücksspielsucht“ ein-
zuhalten,

7.	 entgegen § 5 seinen Aufklärungspflichten nicht 
nachkommt,

8.	 die Spielverbote nach § 6 nicht befolgt,

9.	 entgegen § 7 die Sperrzeiten nicht einhält,

10.	 entgegen § 8 Absatz 1 zum Zweck des Spielens 
Kredit gewährt, gewähren lässt oder zulässt, dass 
Beschäftigte Kredite gewähren, oder

11.	 entgegen § 8 Absatz 2 das Aufstellen von Geldau-
tomaten oder anderen Geräten oder Vorrichtungen 
ermöglicht, duldet oder begünstigt.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können 
mit Geldbußen bis zu fünfzigtausend Euro geahndet 
werden.

(3) Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 began-
gen worden, so können die Gegenstände, auf die sich 
die Ordnungswidrigkeit bezieht oder die durch sie her-
vorgebracht oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung 
gebraucht wurden oder bestimmt gewesen sind, einge-
zogen werden. § 23 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten ist anzuwenden.

(4) Zuständig für die Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten ist die Behörde gemäß § 9 dieses Gesetzes.

§ 12
Übergangs- und Schlussbestimmungen

(1) Unbeschadet der §§ 48, 49 des Saarländischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes und der Übergangsfristen 
gemäß § 29 Absatz 4 des Glücksspielstaatsvertrages er-
löschen Erlaubnisse nach § 33i GewO, aufgrund derer 
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes eine 
Spielhalle rechtmäßig betrieben wird, mit Ablauf des 
30. Juni 2017. Soll eine Spielhalle über diesen Zeit-
punkt hinaus weiter betrieben werden, ist ein Antrag 
auf Erlaubnis nach diesem Gesetz frühestens zwölf 
Monate und spätestens bis zum Ablauf von sechs Mo-
naten vor dem Erlöschen der Erlaubnis zu stellen.
(2) Die Erlaubnisbehörde kann in den Fällen des Ab-
satz 1 auf Antrag in begründeten Einzelfällen eine 
Befreiung von dem Abstandsgebot nach § 3 Absatz 2 
Nummer 2 für einen angemessenen Zeitraum ausspre-
chen, wenn
1.	 eine Erlaubnis ausschließlich wegen Unterschrei-

tung des Mindestabstandes nach § 3 Absatz 2 
Nummer 2 nicht mehr erteilt werden könnte,

2.	 die Erlaubnisinhaberin oder der Erlaubnisinhaber 
auf den Bestand der ursprünglichen Erlaubnis ver-
trauen durfte und dieses Vertrauen unter Abwä-
gung öffentlicher Interessen und der Ziele des § 1 
Absatz 1 dieses Gesetzes schutzwürdig ist und

3.	 dies zur Vermeidung unbilliger Härten erforderlich 
ist.

Das Gleiche gilt für Spielhallen in baulichem Verbund 
mit einer oder mehreren weiteren Spielhallen, insbe-
sondere in einem gemeinsamen Gebäude oder Gebäu-
dekomplex (Mehrfachkonzession) nach § 3 Absatz 2 
Nummer 1 mit der Maßgabe, dass das Vertrauen in der 
Regel nur dann schutzwürdig ist, wenn
1.	 eine unbefristete Erlaubnis nach § 33i GewO vor 

dem 28. Oktober 2011 erteilt und in Anspruch ge-
nommen wurde und

2.	 der Erlaubnisinhaber im Vertrauen auf diese Er-
laubnis Vermögensdispositionen getroffen hat, die 
er nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nach-
teilen rückgängig machen kann.

§ 48 Absatz 2 Satz 3 des Saarländischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes ist anzuwenden. Für Befreiungen 
gilt § 2 Absatz 2 entsprechend.
(3) Zur besseren Erreichung der Ziele des § 1 Absatz 1 
kann die zuständige Behörde im Zusammenhang mit 
der Erteilung einer Befreiung nach Absatz 2 die Vor-
lage und die Umsetzung von Konzepten verlangen, in 
denen nach Ablauf der Übergangsfrist nach Absatz 1 
konkrete Maßnahmen zur weiteren Anpassung des Be-
triebs der Spielhalle an die Erlaubnisvoraussetzungen 
nach diesem Gesetz aufgenommen werden, die auch 
konkrete Maßnahmen zum Rückbau umfassen können.
(4) Die Landesregierung wird ermächtigt, zur besseren 
Erreichung der Ziele des § 1 Absatz 1 durch Rechts-
verordnung nähere Bestimmungen zu Absatz 2 und 3 
zu erlassen.
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(5) Zum Nachweis von schutzwürdigen Vermögens-
dispositionen kann die Erlaubnisbehörde Einsicht 
in die erforderlichen Unterlagen, insbesondere Ge-
schäftsberichte und Bücher verlangen und sich hierzu 
auf Kosten des Antragstellers sachverständiger Perso-
nen bedienen.
(6) Die Erlaubnis nach diesem Gesetz umfasst zu-
gleich die Erlaubnis nach § 24 Absatz 1 des Glücks-
spielstaatsvertrages.

Anhang
,,Richtlinien zur Vermeidung und Bekämpfung von 

Glücksspielsucht“ gemäß § 5 Absatz 2 SSpielhG
Zur Vermeidung und Bekämpfung von Glücksspiel-
sucht gelten die folgenden Richtlinien:
1.	 Die Spielhallenbetreiberinnen und -betreiber
	 a)	 benennen Beauftragte für die Entwicklung von 

Sozialkonzepten,
	 b)	 erheben Daten über die Auswirkungen der 

von ihnen angebotenen Spiele auf die Entste-
hung von Glücksspielsucht und berichten hier-  
über sowie über den Erfolg der von ihnen zum 
Spielerschutz getroffenen Maßnahmen alle 
zwei Jahre den Aufsichtsbehörden,

	 c)	 schulen das eingesetzte Personal in der Früh-
erkennung problematischen Spielverhaltens, 
wie zum Beispiel dem plötzlichen Anstieg des 
Entgelts oder der Spielfrequenz,

	 d)	 schließen das in den Spielhallen beschäftigte 
Personal vom dort angebotenen Glücksspiel 
aus,

	 e)	 ermöglichen es den Spielern, ihre Gefährdung 
einzuschätzen und

	 f)	 richten eine Telefonberatung mit einer bundes-
weit einheitlichen Telefonnummer ein.

2.	 Eine Information über Höchstgewinne ist mit der 
Aufklärung über die Wahrscheinlichkeit von Ge-
winn und Verlust zu verbinden.

3.	 Die Vergütung der leitenden Angestellten darf 
nicht abhängig vom Umsatz berechnet werden.

Artikel 6
Änderung des Saarländischen Gaststättengesetzes 

und Änderung der Dritten Verordnung  
zur Durchführung der Gewerbeordnung

§ 1
Änderung des Saarländischen Gaststättengesetzes

Das Saarländische Gaststättengesetz (SGastG) vom 
13. April 2011 (Amtsbl. I S. 206) wird wie folgt ge-
ändert:
1.	 In § 4 Absatz 8 Satz 1 werden die Wörter „§ 4 

Absatz 1 und 2“ durch die Wörter „§ 4 Absatz 1 
und 3“ ersetzt.

2.	 § 11 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

	 a)	 In Satz 1 werden hinter der Angabe „§ 1 Ab-
satz 1“ die Wörter „und öffentliche Vergnü-
gungsstätten mit Ausnahme der Spielhallen im 
Sinne des § 1 des Saarländischen Spielhallen-
gesetzes“ eingefügt.

	 b)	 Satz 3 wird gestrichen.

§ 2
Änderung der Dritten Verordnung zur  
Durchführung der Gewerbeordnung

Die Dritte Verordnung zur Durchführung der Gewer-
beordnung (3. GewVO) vom 7. Februar 2002 (Amtsbl. 
S.  822), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.  No-
vember 2007 (Amtsbl. S. 2393), wird wie folgt geän-
dert:
1.	 In der Anlage zur 3. GewVO werden die lfd. 

Nr.  1.7 (Erlaubnis zum Betrieb von Spielhallen 
oder ähnlichen Unternehmen) und die lfd. Nr. 1.38 
(Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten (§ 33i Abs. 1)) gestrichen.

2.	 In der Anlage zur 3. GewVO wird die lfd. Nr. 1.44 
wie folgt geändert:

	 In der Spalte 3 werden im Klammerzusatz beim 
ersten Spiegelstrich nach den Wörtern „Rechtsver-
ordnungen auf Grund des § 33f Abs. 1 Nrn. 1, 2 
oder 4, § 33g Nr. 2“ ein Komma und die Wörter 
„soweit keine Zuständigkeit des Landesverwal-
tungsamtes nach § 9 in Verbindung mit § 1 Abs. 3 
des Saarländischen Spielhallengesetzes besteht“ 
eingefügt.

3.	 In der Anlage zur 3. GewVO wird die lfd. Nr. 1.47 
wie folgt geändert:

	 Im Klammerzusatz werden die Wörter „§ 33i 
Abs. 1 Satz 2 oder“ gestrichen.

Artikel 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Das Gesetz tritt am 1. Juli 2012 in Kraft.
(2) Zum gleichen Zeitpunkt treten das Gesetz über die 
Zustimmung zum Staatsvertrag zum Glücksspielwe-
sen in Deutschland vom 21. November 2007 (Amtsbl. 
S. 2427), das Gesetz zum Staatsvertrag über die NKL 
Nordwestdeutsche Klassenlotterie vom 11.  Febru-
ar 2009 (Amtsbl. S. 483), das Saarländische Gesetz zur 
Ausführung des Staatsvertrages zum Glücksspielwe-
sen in Deutschland vom 21. November 2007 (Amtsbl. 
S. 2427), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. Febru-
ar 2009 (Amtsbl. S. 982), das Saarländische Spielbank-
gesetz vom 21.  November  2007 (Amtsbl. S.  2427), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Mai 2010 (Amts-
bl. I S.  75), und die Verordnung zur Ausführung des 
Gaststättengesetzes (Gaststättenverordnung — Gast-
VO) vom 27. April 1971 (Amtsbl. S. 257), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz vom 13. April 2011 (Amtsbl. 
I S. 206), außer Kraft. Wird der Staatsvertrag über die 
Gründung der GKL Gemeinsame Klassenlotterie der 
Länder gegenstandslos, weil nicht alle Ratifikations-
urkunden nach seinem § 20 Absatz 2 Satz 2 bis zum 
30.  Juni  2012 bei der Finanzbehörde der Freien und 
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Hansestadt Hamburg hinterlegt sind, wird das Außer-
krafttreten des Gesetzes zum Staatsvertrag über die 
NKL Nordwestdeutsche Klassenlotterie vom 11. Feb-
ruar 2009 (Amtsbl. S. 483) nach Satz 1 gegenstandslos.

Saarbrücken, den 20. Juni 2012

Die Regierung des Saarlandes:

Die Ministerpräsidentin
Kramp-Karrenbauer

Der Minister für Wirtschaft, Arbeit,  
Energie und Verkehr

Maas

Der Minister für Finanzen und Europa
Toscani

Die Ministerin für Inneres und Sport
Bachmann

Der Minister für Soziales, Gesundheit, 
Frauen und Familie

Storm

Die Ministerin der Justiz
Die Ministerin für Umwelt und Verbraucherschutz

Rehlinger
Der Minister für Bildung und Kultur

Commerçon

Erster Staatsvertrag 
zur Änderung des Staatsvertrages  

zum Glücksspielwesen in Deutschland 
(Erster Glücksspieländerungsstaatsvertrag —  

Erster GlüÄndStV)1)

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,

1) � Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem 
Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die 
Dienste der Informationsgesellschaft (ABl. L 204 vom 21. Juli 1998, S. 37), die 
zuletzt durch die Richtlinie 2006/96/EG (ABl. L 363 vom 20. Dezember 2006, 
S. 81) geändert worden ist, sind beachtet worden.

der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
(im Folgenden: „die Länder” genannt)
schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Staatsvertrag zum Glücksspielwesen  

in Deutschland
(Glücksspielstaatsvertrag — GlüStV)  

vom 15. Dezember 2011
Erster Abschnitt

Allgemeine Vorschriften
§ 1

Ziele des Staatsvertrages
Ziele des Staatsvertrages sind gleichrangig
1.	 das Entstehen von Glücksspielsucht und Wettsucht 

zu verhindern und die Voraussetzungen für eine 
wirksame Suchtbekämpfung zu schaffen,

2.	 durch ein begrenztes, eine geeignete Alternati-
ve zum nicht erlaubten Glücksspiel darstellendes 
Glücksspielangebot den natürlichen Spieltrieb der 
Bevölkerung in geordnete und überwachte Bahnen 
zu lenken sowie der Entwicklung und Ausbreitung 
von unerlaubten Glücksspielen in Schwarzmärkten 
entgegenzuwirken,

3.	 den Jugend- und den Spielerschutz zu gewährleis-
ten,

4.	 sicherzustellen, dass Glücksspiele ordnungsgemäß 
durchgeführt, die Spieler vor betrügerischen Ma-
chenschaften geschützt, die mit Glücksspielen ver-
bundene Folge- und Begleitkriminalität abgewehrt 
werden und

5.	 Gefahren für die Integrität des sportlichen Wett-
bewerbs beim Veranstalten und Vermitteln von 
Sportwetten vorzubeugen.

Um diese Ziele zu erreichen, sind differenzierte Maß-
nahmen für die einzelnen Glücksspielformen vorge-
sehen, um deren spezifischen Sucht-, Betrugs-, Ma-
nipulations- und Kriminalitätsgefährdungspotenzialen 
Rechnung zu tragen.

§ 2
Anwendungsbereich

(1) Die Länder regeln mit diesem Staatsvertrag die 
Veranstaltung, die Durchführung und die Vermittlung 
von öffentlichen Glücksspielen.
(2) Für Spielbanken gelten nur die §§ 1 bis 3, 4 Abs. 1 
bis 4, §§ 5 bis 8, 20 und 23 sowie die Vorschriften des 
Neunten Abschnitts.
(3) Für Spielhallen, soweit sie Geld- oder Warenspiel-
geräte mit Gewinnmöglichkeit bereithalten, gelten nur 
die §§ 1 bis 3, 4 Abs. 1, 3 und 4, §§ 5 bis 7 sowie die 
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Vorschriften des Siebten und Neunten Abschnitts. Als 
Geld- oder Warenspielgeräte mit Gewinnmöglichkeit 
gelten auch Erprobungsgeräte.

(4) Für Gaststätten (Schank- und Speisewirtschaften 
und Beherbergungsbetriebe) und Wettannahmestellen 
der Buchmacher, soweit sie Geld- oder Warenspielge-
räte mit Gewinnmöglichkeit bereithalten, gelten nur 
die §§ 1 bis 3, 4 Abs. 3 und 4, §§ 5 bis 7 sowie die 
Vorschriften des Neunten Abschnitts.

(5) Für Pferdewetten gelten nur die §§ 1 bis 3, 5 bis 7 
sowie die Vorschriften des Achten und Neunten Ab-
schnitts.

(6) Für Gewinnspiele im Rundfunk (§ 2 Abs. 1 Satz 1 
und 2 des Rundfunkstaatsvertrages) gilt nur § 8a des 
Rundfunkstaatsvertrages.

§ 3
Begriffsbestimmungen

(1) Ein Glücksspiel liegt vor, wenn im Rahmen eines 
Spiels für den Erwerb einer Gewinnchance ein Entgelt 
verlangt wird und die Entscheidung über den Gewinn 
ganz oder überwiegend vom Zufall abhängt. Die Ent-
scheidung über den Gewinn hängt in jedem Fall vom 
Zufall ab, wenn dafür der ungewisse Eintritt oder Aus-
gang zukünftiger Ereignisse maßgeblich ist. Wetten 
gegen Entgelt auf den Eintritt oder Ausgang eines zu-
künftigen Ereignisses sind Glücksspiele. Sportwetten 
sind Wetten zu festen Quoten auf den Ausgang von 
Sportereignissen oder Abschnitten von Sportereignis-
sen. Pferdewetten sind Wetten aus Anlass öffentlicher 
Pferderennen und anderer öffentlicher Leistungsprü-
fungen für Pferde.

(2) Ein öffentliches Glücksspiel liegt vor, wenn für 
einen größeren, nicht geschlossenen Personenkreis 
eine Teilnahmemöglichkeit besteht oder es sich um 
gewohnheitsmäßig veranstaltete Glücksspiele in Verei-
nen oder sonstigen geschlossenen Gesellschaften han-
delt.

(3) Ein Glücksspiel im Sinne des Absatzes 1, bei dem 
einer Mehrzahl von Personen die Möglichkeit eröffnet 
wird, nach einem bestimmten Plan gegen ein bestimm-
tes Entgelt die Chance auf einen Geldgewinn zu erlan-
gen, ist eine Lotterie. Die Vorschriften über Lotterien 
gelten auch, wenn anstelle von Geld Sachen oder ande-
re geldwerte Vorteile gewonnen werden können (Aus-
spielung).

(4) Veranstaltet und vermittelt wird ein Glücksspiel 
dort, wo dem Spieler die Möglichkeit zur Teilnahme 
eröffnet wird.

(5) Annahmestellen und Lotterieeinnehmer sind in 
die Vertriebsorganisation von Veranstaltern nach § 10 
Abs. 2 und 3 eingegliederte Vermittler.

(6) Gewerbliche Spielvermittlung betreibt, wer, ohne 
Annahmestelle, Lotterieeinnehmer oder Wettvermitt-
lungsstelle zu sein,

1.	 einzelne Spielverträge an einen Veranstalter ver-
mittelt oder

2.	 Spielinteressenten zu Spielgemeinschaften zusam-
menführt und deren Spielbeteiligung dem Veran-
stalter — selbst oder über Dritte — vermittelt,

sofern dies jeweils in der Absicht geschieht, durch die-
se Tätigkeit nachhaltig Gewinn zu erzielen.
(7) Eine Spielhalle ist ein Unternehmen oder Teil eines 
Unternehmens, das ausschließlich oder überwiegend 
der Aufstellung von Spielgeräten im Sinne des § 33c 
Abs. 1 Satz 1, der Veranstaltung anderer Spiele im Sin-
ne des § 33d Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung in der 
Fassung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202; zu-
letzt geändert durch Art. 4 Abs. 14 des Gesetzes vom 
29. Juli 2009, BGBl I S. 2258) oder der gewerbsmä-
ßigen Aufstellung von Unterhaltungsspielen ohne Ge-
winnmöglichkeit dient.

§ 4
Allgemeine Bestimmungen

(1) Öffentliche Glücksspiele dürfen nur mit Erlaub-
nis der zuständigen Behörde des jeweiligen Landes 
veranstaltet oder vermittelt werden. Das Veranstalten 
und das Vermitteln ohne diese Erlaubnis (unerlaubtes 
Glücksspiel) sowie die Mitwirkung an Zahlungen im 
Zusammenhang mit unerlaubtem Glücksspiel sind ver-
boten.
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn das Veranstal-
ten oder das Vermitteln des Glücksspiels den Zielen 
des § 1 zuwiderläuft. Die Erlaubnis darf nicht für das 
Vermitteln nach diesem Staatsvertrag nicht erlaubter 
Glücksspiele erteilt werden. Auf die Erteilung der Er-
laubnis besteht kein Rechtsanspruch.
(3) Das Veranstalten und das Vermitteln von öffent-
lichen Glücksspielen darf den Erfordernissen des Ju-
gendschutzes nicht zuwiderlaufen. Die Teilnahme von 
Minderjährigen ist unzulässig. Die Veranstalter und 
die Vermittler haben sicherzustellen, dass Minderjäh-
rige von der Teilnahme ausgeschlossen sind. Testkäufe 
oder Testspiele mit minderjährigen Personen dürfen 
durch die Glücksspielaufsichtsbehörden in Erfüllung 
ihrer Aufsichtsaufgaben durchgeführt werden.
(4) Das Veranstalten und das Vermitteln öffentlicher 
Glücksspiele im Internet ist verboten.
(5) Abweichend von Absatz 4 können die Länder zur 
besseren Erreichung der Ziele des § 1 den Eigenver-
trieb und die Vermittlung von Lotterien sowie die Ver-
anstaltung und Vermittlung von Sportwetten im Inter-
net erlauben, wenn keine Versagungsgründe nach § 4 
Abs. 2 vorliegen und folgende Voraussetzungen erfüllt 
sind:
1.	 Der Ausschluss minderjähriger oder gesperrter 

Spieler wird durch Identifizierung und Authentifi-
zierung gewährleistet.

2.	 Der Höchsteinsatz je Spieler darf grundsätzlich ei-
nen Betrag von 1 000 Euro pro Monat nicht über-
steigen. In der Erlaubnis kann zur Erreichung der 
Ziele des § 1 ein abweichender Betrag festgesetzt 
werden. Gewinne dürfen nicht mit Einsätzen der 
Spieler verrechnet werden. Die Beachtung des 
Kreditverbots ist sichergestellt. Bei der Registrie-
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rung sind die Spieler dazu aufzufordern, ein indivi-
duelles tägliches, wöchentliches oder monatliches 
Einzahlungs- oder Verlustlimit festzulegen (Selbst-
limitierung). Darüber hinaus ist den Spielern zu 
jeder Zeit die Möglichkeit einzuräumen, tägliche, 
wöchentliche oder monatliche Einzahlungs- und 
Verlustlimits neu festzulegen. Will ein Spieler das 
Einzahlungs- oder Verlustlimit erhöhen, so wird 
die Erhöhung erst nach einer Schutzfrist von sie-
ben Tagen wirksam. Wenn Einzahlungs- oder Ver-
lustlimits verringert werden, greifen die neuen Li-
mits für neue Spieleinsätze sofort.

3.	 Besondere Suchtanreize durch schnelle Wiederho-
lung sind ausgeschlossen.

4.	 Ein an die besonderen Bedingungen des Internets 
angepasstes Sozialkonzept nach § 6 ist zu entwi-
ckeln und einzusetzen; seine Wirksamkeit ist wis-
senschaftlich zu evaluieren.

5.	 Wetten und Lotterien werden weder über dieselbe 
Internetdomain angeboten noch wird auf andere 
Glücksspiele verwiesen oder verlinkt.

(6) Die Veranstalter und Vermittler von Lotterien und 
Sportwetten im Internet haben der Geschäftsstelle und 
dem Glücksspielkollegium vierteljährlich die Zahl der 
Spieler und die Höhe der Einsätze jeweils geordnet 
nach Spielen und Ländern zum Zwecke der Evaluie-
rung zu übermitteln.

§ 4a
Konzession

(1) Soweit § 10 Abs. 6, insbesondere im Rahmen einer 
zeitlich befristeten Experimentierklausel für Sportwet-
ten, nicht anwendbar ist, dürfen die dort den Veranstal-
tern nach § 10 Abs. 2 und 3 vorbehaltenen Glücksspie-
le nur mit einer Konzession veranstaltet werden. § 4 
Abs. 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.
(2) Die Konzession wird für alle Länder von der zu-
ständigen Behörde für eine in der Bekanntmachung 
(§ 4b Abs. 1) festzulegende Dauer erteilt. Auf die Er-
teilung der Konzession besteht kein Rechtsanspruch.
(3) Die Zahl der Konzessionen ist zur Erreichung 
der Ziele des § 1 zu beschränken. Sie kann aufgrund 
von Ergebnissen der Evaluierung sowie einer wis-
senschaftlichen Untersuchung oder der Bewertung 
des Fachbeirats entsprechend § 9 Abs. 5 durch einen 
Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz mit min-
destens 13  Stimmen festgelegt, erhöht oder gesenkt 
werden, um die Erreichung der Ziele des § 1 besser zu 
gewährleisten.
(4) Die Konzession darf nur erteilt werden, wenn
1.	 (erweiterte Zuverlässigkeit)
	 a)	 die Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse 

beim Konzessionsnehmer vollständig offenge-
legt sind; bei Personengesellschaften sind die 
Identität und die Adressen aller Gesellschafter, 
Anteilseigner oder sonstiger Kapitalgeber, bei 
juristischen Personen des Privatrechts von sol-
chen, die mehr als fünf v.H. des Grundkapitals 
halten oder mehr als fünf v.H. der Stimmrechte 

ausüben, sowie generell alle Treuhandverhält-
nisse anzugeben,

	 b)	 der Konzessionsnehmer und die von ihm be-
auftragten verantwortlichen Personen die für 
die Veranstaltung öffentlicher Glücksspiele 
erforderliche Zuverlässigkeit und Sachkunde 
besitzen und die Gewähr dafür bieten, dass 
die Veranstaltung ordnungsgemäß und für die 
Spieler sowie die Erlaubnisbehörde nachvoll-
ziehbar durchgeführt wird; bei juristischen 
Personen und Personengesellschaften müssen 
alle vertretungsbefugten Personen die Voraus-
setzungen der Zuverlässigkeit und Sachkunde 
besitzen,

	 c)	 die rechtmäßige Herkunft der für die Veran-
staltung öffentlicher Glücksspiele erforderli-
chen Mittel dargelegt ist,

2.	 (Leistungsfähigkeit)
	 a)	 der Konzessionsnehmer über genügend Eigen-

mittel für eine dauerhafte Geschäftstätigkeit 
verfügt und zugleich Gewähr für ein einwand-
freies Geschäftsverhalten bietet,

	 b)	 die Wirtschaftlichkeit des beabsichtigten 
Glücksspielangebots unter Berücksichtigung 
der Abgaben dargelegt ist,

	 c)	 die erforderlichen Sicherheitsleistungen vor-
bereitet und die zum weitergehenden Schutz 
der Spieler notwendigen Versicherungen abge-
schlossen sind,

3.	 (Transparenz und Sicherheit des Glücksspiels)
	 a)	 die Transparenz des Betriebs sichergestellt so-

wie gewährleistet ist, dass eine Überwachung 
des Vertriebsnetzes jederzeit möglich ist und 
nicht durch Dritte oder am Betrieb Beteiligte 
vereitelt werden kann,

	 b)	 der Konzessionsnehmer einen Sitz in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum hat,

	 c)	 der Konzessionsnehmer, sofern er über keinen 
Sitz im Inland verfügt, der zuständigen Behör-
de einen Empfangs- und Vertretungsbevoll-
mächtigten im Inland benennt, der die Zuver-
lässigkeit im Sinne von Nummer 1 Buchst. b 
besitzt,

	 d)	 bei Angeboten im Internet auf der obersten 
Stufe eine Internetdomäne „.de“ errichtet ist,

	 e)	 der Konzessionsnehmer für alle Spiel- und 
Zahlungsvorgänge in Deutschland eine eige-
ne Buchführung einrichtet und spielbezogene 
Zahlungsvorgänge über ein Konto im Inland 
oder bei einem in einem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union beheimateten Kreditinstitut 
abwickelt,

	 f)	 der Konzessionsnehmer Schnittstellen zur Prü-
fung aller Spielvorgänge in Echtzeit zur Verfü-
gung stellt und
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	 g)	 gewährleistet ist, dass vom Spieler eingezahlte 
Beträge unmittelbar nach Eingang der Zahlung 
beim Erlaubnisinhaber auf dem Spielkonto 
gutgeschrieben werden, ein etwaiges Gutha-
ben dem Spieler auf Wunsch jederzeit ausge-
zahlt wird, die auf den Spielkonten deponier-
ten Kundengelder vom sonstigen Vermögen 
getrennt verwaltet und nicht zum Risikoaus-
gleich verwendet werden sowie das gesamte 
Kundenguthaben jederzeit durch liquide Mittel 
gedeckt ist.

§ 4 Abs. 2 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden.

§ 4b
Konzessionsverfahren, Auswahlkriterien

(1) Die Konzession wird nach Aufruf zur Bewerbung 
und Durchführung eines transparenten, diskriminie-
rungsfreien Auswahlverfahrens erteilt. Die Bekannt-
machung ist im Amtsblatt der Europäischen Union mit 
einer angemessenen Frist für die Einreichung von Be-
werbungen zu veröffentlichen.
(2) Die Bewerbung bedarf der Schriftform. Sie muss 
alle Angaben, Auskünfte, Nachweise und Unterlagen 
in deutscher Sprache enthalten, die in der Bekanntma-
chung bezeichnet sind, welche für die Prüfung der Vo-
raussetzungen nach § 4a Abs. 4 erforderlich sind und 
die Auswahl nach Absatz 5 ermöglichen. Dazu gehö-
ren insbesondere:
1.	 eine Darstellung der unmittelbaren und mittelba-

ren Beteiligungen sowie der Kapital- und Stimm-
rechtsverhältnisse bei dem Bewerber und den mit 
ihm im Sinne des Aktiengesetzes verbundenen 
Unternehmen sowie Angaben über Angehörige im 
Sinne des § 15 Abgabenordnung unter den Betei-
ligten; Gleiches gilt für Vertreter der Person oder 
Personengesellschaft oder des Mitglieds eines Or-
gans einer juristischen Person. Daneben sind der 
Gesellschaftsvertrag und die satzungsrechtlichen 
Bestimmungen des Bewerbers sowie Vereinbarun-
gen, die zwischen an dem Bewerber unmittelbar 
oder mittelbar Beteiligten bestehen und sich auf 
die Veranstaltung von Glücksspielen beziehen, 
vorzulegen,

2.	 eine Darstellung der Maßnahmen zur Gewährleis-
tung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und 
der sonstigen öffentlichen Belange unter besonde-
rer Berücksichtigung der IT und Datensicherheit 
(Sicherheitskonzept),

3.	 ein Sozialkonzept einschließlich der Maßnahmen 
zur Sicherstellung des Ausschlusses minderjähri-
ger und gesperrter Spieler,

4.	 eine Darstellung der Wirtschaftlichkeit unter Be-
rücksichtigung der Abgabenpflichten (Wirtschaft-
lichkeitskonzept),

5.	 eine Erklärung der Übernahme der Kosten für die 
Überprüfung des Sicherheits-, Sozial- und Wirt-
schaftlichkeitskonzepts und, soweit erforderlich, 
sonstiger Unterlagen durch einen von der zuständi-
gen Behörde beigezogenen Sachverständigen oder 
Wirtschaftsprüfer,

6.	 eine Verpflichtungserklärung des Bewerbers, we-
der selbst noch durch verbundene Unternehmen 
unerlaubtes Glücksspiel in Deutschland zu veran-
stalten oder zu vermitteln und

7.	 eine Erklärung des Bewerbers, dass die vorgeleg-
ten Unterlagen und Angaben vollständig sind.

Nachweise und Unterlagen aus einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum stehen inländischen Nachweisen und 
Unterlagen gleich, wenn aus ihnen hervorgeht, dass die 
Anforderungen der in Satz 2 genannten Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Die Unterlagen sind auf Kosten des 
Antragstellers in beglaubigter Kopie und beglaubigter 
deutscher Übersetzung vorzulegen.
(3) Die zuständige Behörde kann die Bewerber zur 
Prüfung der in Absatz 2 Satz 2 genannten Vorausset-
zungen unter Fristsetzung zur Ergänzung und zur Vor-
lage weiterer Angaben, Nachweise und Unterlagen in 
deutscher Sprache auffordern. Sie ist befugt, Erkennt-
nisse der Sicherheitsbehörden des Bundes und der 
Länder, insbesondere zu den Voraussetzungen nach 
§ 4a Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c, abzufragen. Ist für 
die Prüfung im Konzessionsverfahren ein Sachverhalt 
bedeutsam, der sich auf Vorgänge außerhalb des Gel-
tungsbereiches dieses Staatsvertrages bezieht, so hat 
der Bewerber diesen Sachverhalt aufzuklären und die 
erforderlichen Beweismittel zu beschaffen. Er hat da-
bei alle für ihn bestehenden rechtlichen und tatsäch-
lichen Möglichkeiten auszuschöpfen. Der Bewerber 
kann sich nicht darauf berufen, dass er Sachverhalte 
nicht aufklären oder Beweismittel nicht beschaffen 
kann, wenn er sich nach Lage des Falles bei der Ge-
staltung seiner Verhältnisse die Möglichkeit dazu hätte 
beschaffen oder einräumen lassen können.
(4) Die im Rahmen des Konzessionsverfahrens Aus-
kunfts- und Vorlagepflichtigen haben jede Änderung 
der maßgeblichen Umstände nach Bewerbung unver-
züglich der zuständigen Behörde mitzuteilen und ge-
plante Veränderungen von Beteiligungsverhältnissen 
oder sonstigen Einflüssen während des Konzessions-
verfahrens der zuständigen Behörde schriftlich anzu-
zeigen.
(5) Die Auswahl unter mehreren geeigneten Bewer-
bern ist insbesondere danach zu treffen, welcher Be-
werber nach Beurteilung der zuständigen Behörde am 
besten geeignet ist,
1.	 bei der Veranstaltung von öffentlichen Glücksspie-

len die Erreichung der Ziele des § 1, insbesondere 
den Schutz der Spieler und der Jugendlichen, zu 
gewährleisten,

2.	 weitgehende Informations-, Einwirkungs- und 
Kontrollbefugnisse der zuständigen Behörden si-
cherzustellen,

3.	 seine nachhaltige finanzielle Leistungsfähigkeit 
nachzuweisen,

4.	 einen wirtschaftlichen Betrieb zu gewährleisten 
und

5.	 eine Erfüllung der Abgabenpflichten zu gewähr-
leisten.
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§ 4c
Konzessionserteilung

(1) Die Konzession wird schriftlich erteilt. Sie darf 
nur nach Zustimmung der zuständigen Behörde einem 
Dritten übertragen oder zur Ausübung überlassen wer-
den.
(2) In der Konzession sind die Inhalts- und Nebenbe-
stimmungen festzulegen, die zur dauernden Sicher-
stellung der Konzessionsvoraussetzungen sowie zur 
Einhaltung und Überwachung der nach diesem Staats-
vertrag bestehenden und im Angebot übernommenen 
Pflichten erforderlich sind.
(3)  Die Erteilung der Konzession setzt voraus, dass 
der Konzessionsnehmer zur Sicherstellung von Aus-
zahlungsansprüchen der Spieler und von staatlichen 
Zahlungsansprüchen eine Sicherheitsleistung in Form 
einer unbefristeten selbstschuldnerischen Bankbürg-
schaft eines Kreditinstituts mit Sitz in der Europäi-
schen Union oder in einem Vertragsstaat des Abkom-
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum erbringt. 
Die Sicherheitsleistung beläuft sich auf fünf Millionen 
Euro. Sie kann von der Behörde, die die Konzession 
erteilt, bis zur Höhe des zu erwartenden Durchschnitts-
umsatzes zweier Wochen, maximal auf 25 Millionen 
Euro, erhöht werden.

§ 4d
Konzessionsabgabe

(1) Es wird eine Konzessionsabgabe erhoben. Der 
Konzessionsnehmer ist verpflichtet, diese an die zu-
ständige Behörde des Landes Hessen zu entrichten.
(2) Die Konzessionsabgabe beträgt 5 v. H. des Spielein-
satzes. Sie wird von der zuständigen Behörde nach Ab-
satz 1 vereinnahmt, gesondert ausgewiesen und nach 
dem Königsteiner Schlüssel auf die Länder verteilt. Sie 
ist in den Anlagen zum jeweiligen Haushaltsplan ge-
sondert auszuweisen.
(3) Der Konzessionsnehmer hat der zuständigen Be-
hörde nach Absatz 1 spätestens innerhalb von zehn 
Werktagen nach Ablauf eines Kalendermonats die in 
diesem Kalendermonat erzielten Spieleinsätze mitzu-
teilen und die daraus berechnete monatliche Konzessi-
onsabgabe zu entrichten.
(4) Auf Antrag eines Konzessionsnehmers kann die zu-
ständige Behörde nach Absatz 1 die Abrechnung zum 
Ende eines Quartals zulassen. Der Konzessionsnehmer 
hat zu diesem Termin die erzielten Spieleinsätze mit-
zuteilen und die daraus berechnete Konzessionsabgabe 
zu entrichten.
(5) Der Konzessionsnehmer hat der zuständigen Be-
hörde nach Absatz 1 auf Verlangen seine Bücher und 
Aufzeichnungen vorzulegen und Auskünfte zu ertei-
len, die für die Feststellung der Höhe der Konzessions-
abgabe erforderlich sind.
(6) Zur Sicherung der Ansprüche auf Zahlung der 
Konzessionsabgabe kann die zuständige Behörde nach 
Absatz 1 vom Konzessionsnehmer Sicherheit in Form 
einer unbefristeten selbstschuldnerischen Bankbürg-
schaft verlangen. Anstelle der Bürgschaft kann auch 

eine gleichwertige Sicherheit anderer Art geleistet 
werden.
(7) Vom Konzessionsnehmer in Ausübung der Konzes-
sion gezahlte Steuern auf der Grundlage des Rennwett- 
und Lotteriegesetzes sind auf die Konzessionsabgabe 
anzurechnen.
(8) Auf die Konzessionsabgabe sind ergänzend die 
Vorschriften der Abgabenordnung über die Führung 
von Büchern und Aufzeichnungen (§§ 140 bis 148), 
über Steuererklärungen (§§ 149 bis 153), über die 
Steuerfestsetzung (§§ 155 bis 168), über die Festset-
zungsverjährung (§ 169 Abs. 1, 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 
und 3, §§ 170 und 171), über die Bestandskraft (§§ 172 
bis 177), über das Erhebungsverfahren (§§ 218 bis 222, 
224, 234, 240 bis 248), über die Vollstreckung (§§ 249 
bis 346) und des Umsatzsteuergesetzes über Aufzeich-
nungspflichten (§ 22) sinngemäß anzuwenden.

§ 4e
Konzessionspflichten; Aufsichtliche Maßnahmen

(1) Der Konzessionsnehmer ist verpflichtet, jede Än-
derung der für die Erteilung der Konzession maßgebli-
chen Umstände unverzüglich der zuständigen Behörde 
mitzuteilen. § 4b Abs. 2 bis 4 finden entsprechende 
Anwendung. Die Aufhebung eines Vertretungsverhält-
nisses nach § 4a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buchst. c erlangt 
gegenüber den zuständigen Behörden erst durch die 
Bestellung eines neuen Empfangs- und Vertretungsbe-
vollmächtigten und schriftliche Mitteilung Wirksam-
keit.
(2) Bei Personengesellschaften ist jede geplante Verän-
derung von Beteiligungsverhältnissen oder sonstigen 
Einflüssen, bei juristischen Personen nur solche, die 
mehr als fünf v. H. des Grundkapitals oder des Stimm-
rechts betreffen, der zuständigen Behörde schriftlich 
anzuzeigen. Anzeigepflichtig ist der Konzessionsneh-
mer und die an ihm unmittelbar oder mittelbar Betei-
ligten. Die Veränderungen dürfen nur dann von der 
zuständigen Behörde als unbedenklich bestätigt wer-
den, wenn unter den veränderten Voraussetzungen eine 
Konzession erteilt werden könnte. Wird eine geplante 
Veränderung vollzogen, die nicht nach Satz 3 als un-
bedenklich bestätigt werden kann, ist die Konzession 
zu widerrufen; das Nähere des Widerrufs richtet sich 
nach Landesrecht. Unbeschadet der Anzeigepflichten 
nach Satz 1 ist der Konzessionsnehmer und die an ihm 
unmittelbar oder mittelbar Beteiligten jeweils nach 
Ablauf eines Kalenderjahres verpflichtet, unverzüglich 
der zuständigen Behörde gegenüber eine Erklärung da-
rüber abzugeben, ob und inwieweit innerhalb des ab-
gelaufenen Kalenderjahres bei den Beteiligungs- und 
Zurechnungstatbeständen eine Veränderung eingetre-
ten ist.
(3) Der Konzessionsnehmer hat abweichend von Num-
mer 1 Buchst. b des Anhangs („Richtlinien zur Vermei-
dung und Bekämpfung von Glücksspielsucht“) jährlich 
zu berichten. Die Richtigkeit der Erhebung und Über-
mittlung der Daten kann in regelmäßigen Abständen 
durch eine unabhängige Stelle überprüft werden. Mit 
dem Bericht ist auch der Prüfbericht einer geeigneten 
externen und unabhängigen Stelle über die Einhaltung 
der technischen Standards und die Wirksamkeit der im 
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Sicherheitskonzept vorgesehenen und in der Konzessi-
on vorgeschriebenen Sicherheitsmaßnahmen vorzule-
gen. Auf Anforderung der zuständigen Behörde hat der 
Konzessionsnehmer zudem Kontodaten zur Verfügung 
zu stellen, soweit die Umsätze nicht über ein inländi-
sches Konto abgewickelt werden.
(4) Verletzt ein Konzessionsnehmer eine nach Ab-
satz 1, Absatz 2 Satz 5 und Absatz 3 bestehende Mit-
teilungspflicht, die nach § 4c Abs. 2 festgelegten In-
halts- und Nebenbestimmungen der Konzession oder 
eine nach § 4d bestehende Pflicht, kann die zuständige 
Behörde ihn unter Setzung einer angemessenen Frist 
zur Einhaltung der Pflichten auffordern. Werden nach 
Ablauf der Frist die Pflichten nicht oder nicht vollstän-
dig erfüllt, kann die zuständige Behörde unter Berück-
sichtigung der Schwere des Verstoßes insbesondere 
folgende Maßnahmen ergreifen:
1.	 öffentliche Abmahnung mit erneuter Fristsetzung,
2.	 Aussetzung der Konzession für drei Monate,
3.	 Reduzierung der Dauer der Konzession um ein 

Viertel der gesamten Laufzeit oder
4.	 Widerruf der Konzession.
Gleiches gilt für den Fall, dass der Konzessionsneh-
mer selbst oder ein mit ihm verbundenes Unternehmen 
im Geltungsbereich dieses Staatsvertrages unerlaubte 
Glücksspiele veranstaltet oder vermittelt. Die § 49 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechenden Vor-
schriften der Verwaltungsverfahrensgesetze der Länder 
bleiben anwendbar. § 9 Abs. 4 Satz 3 ist anzuwenden.

§ 5
Werbung

(1) Art und Umfang der Werbung für öffentliches 
Glücksspiel ist an den Zielen des § 1 auszurichten.
(2) Sie darf sich nicht an Minderjährige oder vergleich-
bar gefährdete Zielgruppen richten. Irreführende Wer-
bung für öffentliches Glücksspiel, insbesondere solche, 
die unzutreffende Aussagen über die Gewinnchancen 
oder Art und Höhe der Gewinne enthält, ist verboten.
(3) Werbung für öffentliches Glücksspiel ist im Fern-
sehen (§ 7 des Rundfunkstaatsvertrages), im Internet 
sowie über Telekommunikationsanlagen verboten. Da-
von abweichend können die Länder zur besseren Er-
reichung der Ziele des § 1 Werbung für Lotterien und 
Sport- und Pferdewetten im Internet und im Fernsehen 
unter Beachtung der Grundsätze nach den Absätzen 1 
und 2 erlauben. Werbung für Sportwetten im Fernse-
hen unmittelbar vor oder während der Live-Übertra-
gung von Sportereignissen auf dieses Sportereignis ist 
nicht zulässig. § 9a ist anzuwenden.
(4) Die Länder erlassen gemeinsame Richtlinien zur 
Konkretisierung von Art und Umfang der nach den 
Absätzen 1 bis 3 erlaubten Werbung (Werberichtlinie). 
Sie stützen sich auf die vorliegenden wissenschaftli-
chen Erkenntnisse zur Wirkung von Werbung auf ju-
gendliche sowie problematische und pathologische 
Spieler. Vor Erlass und wesentlicher Änderung der 
Werberichtlinie ist den beteiligten Kreisen Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. § 9a Abs. 6 bis 8 ist ent-

sprechend anzuwenden. Die Werberichtlinie ist in allen 
Ländern zu veröffentlichen.

(5) Werbung für unerlaubte Glücksspiele ist verboten.

§ 6
Sozialkonzept

Die Veranstalter und Vermittler von öffentlichen 
Glücksspielen sind verpflichtet, die Spieler zu verant-
wortungsbewusstem Spiel anzuhalten und der Entste-
hung von Glücksspielsucht vorzubeugen. Zu diesem 
Zweck haben sie Sozialkonzepte zu entwickeln, ihr 
Personal zu schulen und die Vorgaben des Anhangs 
„Richtlinien zur Vermeidung und Bekämpfung von 
Glücksspielsucht“ zu erfüllen. In den Sozialkonzep-
ten ist darzulegen, mit welchen Maßnahmen den so-
zialschädlichen Auswirkungen des Glücksspiels vor-
gebeugt werden soll und wie diese behoben werden 
sollen.

§ 7
Aufklärung

(1) Die Veranstalter und Vermittler von öffentlichen 
Glücksspielen haben den Spielern vor der Spielteilnah-
me die spielrelevanten Informationen zur Verfügung 
zu stellen sowie über die Suchtrisiken der von ihnen 
angebotenen Glücksspiele, das Verbot der Teilnahme 
Minderjähriger und Möglichkeiten der Beratung und 
Therapie aufzuklären. Als spielrelevante Informatio-
nen kommen insbesondere in Betracht:

1.	 alle Kosten, die mit der Teilnahme veranlasst sind,

2.	 die Höhe aller Gewinne,

3.	 wann und wo alle Gewinne veröffentlicht werden,

4.	 der Prozentsatz der Auszahlungen für Gewinne 
vom Einsatz (Auszahlungsquote),

5.	 Informationen zu den Gewinn- und Verlustwahr-
scheinlichkeiten,

6.	 der Annahmeschluss der Teilnahme,

7.	 das Verfahren, nach dem der Gewinner ermittelt 
wird, insbesondere die Information über den Zu-
fallsmechanismus, der der Generierung der zu-
fallsabhängigen Spielergebnisse zugrunde liegt,

8.	 wie die Gewinne zwischen den Gewinnern aufge-
teilt werden,

9.	 die Ausschlussfrist, bis wann Gewinner Anspruch 
auf ihren Gewinn erheben müssen,

10.	der Name des Erlaubnisinhabers sowie seine Kon-
taktdaten (Anschrift, E-Mail, Telefon),

11.	 die Handelsregisternummer (soweit vorhanden),

12.	wie der Spieler Beschwerden vorbringen kann und

13.	das Datum der ausgestellten Erlaubnis.

Spieler und Behörden müssen leichten Zugang zu die-
sen Informationen haben.
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(2) Lose, Spielscheine, Spielquittungen und vergleich-
bare Bescheinigungen müssen Hinweise auf die von 
dem jeweiligen Glücksspiel ausgehende Suchtgefahr 
und Hilfsmöglichkeiten enthalten.

§ 8
Spielersperre

(1) Zum Schutz der Spieler und zur Bekämpfung der 
Glücksspielsucht wird ein übergreifendes Sperrsystem 
(§ 23) unterhalten.
(2) Spielbanken und Veranstalter von Sportwetten und 
Lotterien mit besonderem Gefährdungspotenzial sper-
ren Personen, die dies beantragen (Selbstsperre) oder 
von denen sie aufgrund der Wahrnehmung ihres Per-
sonals oder aufgrund von Meldungen Dritter wissen 
oder aufgrund sonstiger tatsächlicher Anhaltspunkte 
annehmen müssen, dass sie spielsuchtgefährdet oder 
überschuldet sind, ihren finanziellen Verpflichtungen 
nicht nachkommen oder Spieleinsätze riskieren, die in 
keinem Verhältnis zu ihrem Einkommen oder Vermö-
gen stehen (Fremdsperre).
(3) Die Sperre beträgt mindestens ein Jahr. Die Veran-
stalter teilen die Sperre dem betroffenen Spieler unver-
züglich schriftlich mit.
(4) Die Veranstalter haben die in § 23 Abs. 1 genannten 
Daten in eine Sperrdatei einzutragen. Ein Eintrag ist 
auch zulässig, wenn nicht alle Daten erhoben werden 
können.
(5) Eine Aufhebung der Sperre ist frühestens nach ei-
nem Jahr und nur auf schriftlichen Antrag des Spielers 
möglich. Über diesen entscheidet der Veranstalter, der 
die Sperre verfügt hat.
(6) Zum Schutz der Spieler und zur Bekämpfung der 
Glücksspielsucht sind die Vermittler von öffentlichen 
Glücksspielen verpflichtet, an dem übergreifenden 
Sperrsystem (§ 23) mitzuwirken. Zu diesem Zweck 
übermitteln die Vermittler die bei ihnen eingereichten 
Anträge auf Selbstsperren unverzüglich an den Veran-
stalter nach § 10 Abs. 2, in dessen Geltungsbereich der 
Spieler seinen Wohnsitz hat.

Zweiter Abschnitt
Aufgaben des Staates

§ 9
Glücksspielaufsicht

(1) Die Glücksspielaufsicht hat die Aufgabe, die Erfül-
lung der nach diesem Staatsvertrag bestehenden oder 
aufgrund dieses Staatsvertrages begründeten öffent-
lich-rechtlichen Verpflichtungen zu überwachen sowie 
darauf hinzuwirken, dass unerlaubtes Glücksspiel und 
die Werbung hierfür unterbleiben. Die zuständige Be-
hörde des jeweiligen Landes kann die erforderlichen 
Anordnungen im Einzelfall erlassen. Sie kann insbe-
sondere
1.	 jederzeit Auskunft und Vorlage aller Unterla-

gen und Nachweise verlangen, die zur Prüfung 
im Rahmen des Satzes 1 erforderlich sind, sowie 
zum Zwecke dieser Prüfung während der üblichen 
Geschäfts- und Arbeitszeiten die Geschäftsräume 

und -grundstücke betreten, in denen öffentliches 
Glücksspiel veranstaltet oder vermittelt wird,

2.	 Anforderungen an die Veranstaltung, Durchfüh-
rung und Vermittlung öffentlicher Glücksspiele 
und die Werbung hierfür sowie an die Entwicklung 
und Umsetzung des Sozialkonzepts stellen,

3.	 die Veranstaltung, Durchführung und Vermittlung 
unerlaubter Glücksspiele und die Werbung hierfür 
untersagen und

4.	 den am Zahlungsverkehr Beteiligten, insbesonde-
re den Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten, 
nach vorheriger Bekanntgabe unerlaubter Glücks-
spielangebote die Mitwirkung an Zahlungen für 
unerlaubtes Glücksspiel und an Auszahlungen aus 
unerlaubtem Glücksspiel untersagen.

Sofern unerlaubtes Glücksspiel in mehreren Ländern 
veranstaltet oder vermittelt wird oder dafür in mehre-
ren Ländern geworben oder in sonstiger Weise gegen 
öffentlich-rechtliche Verpflichtungen im Sinne des 
Satzes 1 verstoßen wird, kann jedes betroffene Land 
die zuständige Behörde eines anderen Landes ermäch-
tigen, auch mit Wirkung für das betroffene Land die 
erforderlichen Anordnungen im Einzelfall zu erlassen 
und zu vollstrecken. Die Vollstreckung richtet sich 
nach dem Recht des ermächtigten Landes.

(2) Widerspruch und Klage gegen diese Anordnun-
gen haben keine aufschiebende Wirkung. Im Falle der 
Vollstreckung von Anordnungen nach Absatz 1 mittels 
Zwangsgeld soll dieses das wirtschaftliche Interesse, 
das der Pflichtige an der Vornahme oder am Unterblei-
ben der Handlung hat, erreichen. Reicht das gesetzliche 
Höchstmaß hierzu nicht aus, so kann es überschritten 
werden. Das wirtschaftliche Interesse des Pflichtigen 
ist nach pflichtgemäßem Ermessen zu schätzen.

(3) Die Länder arbeiten bei der Glücksspielaufsicht 
zusammen; sie können auch mit den zuständigen Auf-
sichtsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union und der Vertragsstaaten des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum zusammenarbeiten 
und zu diesem Zweck Daten austauschen, soweit dies 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Soweit 
nach diesem Staatsvertrag nichts anderes bestimmt 
ist, stimmen die Länder die Erlaubnisse für die in § 10 
Abs. 2 genannten Veranstalter im Benehmen ab.

(4) Die Erlaubnis wird von der zuständigen Behörde 
für das Gebiet des jeweiligen Landes oder einen Teil 
dieses Gebietes erteilt. Sie ist widerruflich zu erteilen 
und zu befristen. Sie kann, auch nachträglich, mit Ne-
benbestimmungen versehen werden. Die Erlaubnis ist 
weder übertragbar noch kann sie einem anderen zur 
Ausübung überlassen werden.

(5) Die Erlaubnis zur Einführung neuer Glücksspielan-
gebote durch die in § 10 Abs. 2 und 3 genannten Veran-
stalter setzt voraus, dass

1.	 der Fachbeirat (§ 10 Abs. 1 Satz 2) zuvor die Aus-
wirkungen des neuen Angebotes unter Berücksich-
tigung der Ziele des § 1 auf die Bevölkerung unter-
sucht und bewertet hat und
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2.	 der Veranstalter im Anschluss an die Einführung 
dieses Glücksspiels der Erlaubnisbehörde über die 
sozialen Auswirkungen des neuen Angebotes be-
richtet.

Neuen Glücksspielangeboten steht die Einführung neu-
er oder die erhebliche Erweiterung bestehender Ver-
triebswege durch Veranstalter oder Vermittler gleich.
(6) Angaben über persönliche und sachliche Verhält-
nisse einer natürlichen oder juristischen Person oder 
einer Personengesellschaft sowie Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse, die den zuständigen Behörden, 
ihren Organen, ihren Bediensteten oder von ihnen be-
auftragten Dritten im Rahmen der Durchführung ihrer 
Aufgabenerfüllung anvertraut oder sonst bekannt ge-
worden sind, dürfen nicht unbefugt offenbart werden. 
Soweit personenbezogene Daten verarbeitet werden, 
finden die landesrechtlichen Datenschutzbestimmun-
gen Anwendung.
(7) Die Glücksspielaufsicht darf nicht durch eine Be-
hörde ausgeübt werden, die für die Finanzen des Lan-
des oder die Beteiligungsverwaltung der in § 10 Abs. 2 
und 3 genannten Veranstalter zuständig ist.

§ 9a
Ländereinheitliches Verfahren

(1) Der Anstalt nach § 10 Abs. 3 sowie deren Lotterie-
Einnehmern wird die Erlaubnis von der zuständigen 
Glücksspielaufsichtsbehörde des Landes, in dessen 
Gebiet die Anstalt ihren Sitz hat, für das Gebiet aller 
Länder erteilt (Freie und Hansestadt Hamburg).
(2) Unbeschadet des Absatzes 1 erteilt die Glücks-
spielaufsichtsbehörde eines Landes für alle Länder
1.	 die Erlaubnis für Werbung für Lotterien und Sport-

wetten im Internet und im Fernsehen nach § 5 
Abs. 3 das Land Nordrhein-Westfalen,

2.	 die Erlaubnisse für eine gemeinsam geführte An-
stalt nach § 10 Abs. 2 Satz 1 das Land Baden-
Württemberg,

3.	 die Konzession nach § 4a und die Erlaubnis nach 
§ 27 Abs. 2 das Land Hessen und

4.	 die Erlaubnis nach § 12 Abs. 3 Satz 1 das Land 
Rheinland-Pfalz.

Bei unerlaubten Glücksspielen, die in mehr als einem 
Land angeboten werden, ist für Maßnahmen nach § 9 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 die Glücksspielaufsichtsbehörde 
des Landes Niedersachsen zuständig.
(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 zuständigen Behör-
den üben gegenüber den Erlaubnis- und Konzessions-
nehmern auch die Aufgaben der Glücksspielaufsicht 
nach § 9 Abs. 1 mit Wirkung für alle Länder aus; sie 
können die erforderlichen Anordnungen im Einzel-
fall erlassen und nach ihrem jeweiligen Landesrecht 
vollstrecken sowie dazu Amtshandlungen in anderen 
Ländern vornehmen. Die zuständige Behörde nach Ab-
satz 2 Satz 1 überwacht insbesondere die Einhaltung 
der Inhalts- und Nebenbestimmungen der Konzession 
und entscheidet über Maßnahmen nach §§ 4a bis 4e. 
§ 9 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Die nach den Absätzen 1 und 2 zuständigen Behör-
den erheben für Amtshandlungen in Erfüllung der Auf-
gaben nach den Absätzen 1 bis 3 Kosten (Gebühren 
und Auslagen). Für die Erteilung einer Erlaubnis oder 
Konzession für das Veranstalten eines Glücksspiels 
wird bei genehmigten oder voraussichtlichen Spiel- 
oder Wetteinsätzen
a)	 bis zu 30 Millionen Euro eine Gebühr in Höhe von 

1,0 v.T. der Spiel- oder Wetteinsätze, mindestens 
50 Euro,

b)	 über 30 Millionen Euro bis 50 Millionen Euro 
eine Gebühr in Höhe von 30 000 Euro zuzüglich 
0,8  v.T. der 30 Millionen Euro übersteigenden 
Spiel- oder Wetteinsätze,

c)	 über 50 Millionen Euro bis 100 Millionen Euro 
eine Gebühr in Höhe von 46 000 Euro zuzüglich 
0,5 v.T. der 50 Millionen Euro übersteigenden 
Spiel- oder Wetteinsätze,

d)	 über 100 Millionen Euro eine Gebühr in Höhe von 
71 000 Euro zuzüglich 0,3 v.T. der 100 Millionen 
Euro übersteigenden Spiel- oder Wetteinsätze

erhoben; zugrunde zu legen ist die Summe der geneh-
migten oder voraussichtlichen Spiel- oder Wetteinsätze 
in allen beteiligten Ländern. Wird die Erlaubnis oder 
Konzession für mehrere aufeinanderfolgende Jahre 
oder Veranstaltungen erteilt, erfolgt die Berechnung 
gesondert für jedes Jahr und jede Veranstaltung, wo-
bei sich die Gebühr nach Satz 2 für jedes Folgejahr 
oder jede Folgeveranstaltung um 10 v.H. ermäßigt. Für 
die Erteilung einer Erlaubnis für das Vermitteln eines 
Glücksspiels wird eine Gebühr in Höhe von 50 v.H. 
der Gebühr nach Satz 2 erhoben; Satz 3 ist entspre-
chend anzuwenden. Für Anordnungen zur Beseitigung 
oder Beendigung rechtswidriger Zustände sowie für 
sonstige Anordnungen der Glücksspielaufsichtsbehör-
den wird eine Gebühr von 500 Euro bis 500 000 Euro 
erhoben; dabei sind der mit der Amtshandlung verbun-
dene Verwaltungsaufwand aller beteiligten Behörden 
und Stellen zu berücksichtigen. Im Übrigen gelten die 
Kostenvorschriften des jeweiligen Sitzlandes der han-
delnden Behörde.
(5) Zur Erfüllung der Aufgaben nach den Absätzen 1 
bis 3 besteht das Glücksspielkollegium der Länder. 
Dieses dient den nach den Abs. 1 bis 3 zuständigen 
Behörden als Organ bei der Erfüllung ihrer Aufgaben.
(6) Das Glücksspielkollegium der Länder besteht aus 
16 Mitgliedern. Jedes Land benennt durch seine obers-
te Glücksspielaufsichtsbehörde je ein Mitglied sowie 
dessen Vertreter für den Fall der Verhinderung. Das 
Glücksspielkollegium gibt sich einvernehmlich eine 
Geschäftsordnung. § 9 Abs. 6 gilt entsprechend.
(7) Die Länder bilden für das Glücksspielkollegium 
eine Geschäftsstelle im Land Hessen. Die Finanzie-
rung der Behörden nach Absatz 2, des Glücksspielkol-
legiums und der Geschäftsstelle sowie die Verteilung 
der Einnahmen aus Verwaltungsgebühren nach § 9a 
werden in einer Verwaltungsvereinbarung der Länder 
geregelt.
(8) Das Glücksspielkollegium fasst seine Beschlüsse 
mit einer Mehrheit von mindestens zwei Drittel der 
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Stimmen seiner Mitglieder. Die Beschlüsse sind zu 
begründen. In der Begründung sind die wesentlichen 
tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen. Die 
Beschlüsse sind für die nach den Absätzen 1 bis  3 
zuständigen Behörden und die Geschäftsstelle bin-
dend; sie haben die Beschlüsse innerhalb der von dem 
Glücksspielkollegium gesetzten Frist zu vollziehen.

§ 10
Sicherstellung eines ausreichenden  

Glücksspielangebotes
(1) Die Länder haben zur Erreichung der Ziele des § 1 
die ordnungsrechtliche Aufgabe, ein ausreichendes 
Glücksspielangebot sicherzustellen. Sie werden dabei 
von einem Fachbeirat beraten. Dieser setzt sich aus 
Personen zusammen, die im Hinblick auf die Ziele des 
§ 1 über besondere wissenschaftliche oder praktische 
Erfahrungen verfügen.

(2) Auf gesetzlicher Grundlage können die Länder die-
se öffentliche Aufgabe selbst, durch eine von allen Ver-
tragsländern gemeinsam geführte öffentliche Anstalt, 
durch juristische Personen des öffentlichen Rechts 
oder durch privatrechtliche Gesellschaften, an denen 
juristische Personen des öffentlichen Rechts unmittel-
bar oder mittelbar maßgeblich beteiligt sind, erfüllen. 
Auf der Grundlage eines Verwaltungsabkommens ist 
auch eine gemeinschaftliche Aufgabenerfüllung oder 
eine Aufgabenerfüllung durch die Unternehmung eines 
anderen Landes möglich, das die Voraussetzungen des 
Satzes 1 erfüllt.

(3) Klassenlotterien dürfen nur von einer von allen 
Vertragsländern gemeinsam getragenen Anstalt des öf-
fentlichen Rechts veranstaltet werden.

(4) Die Länder begrenzen die Zahl der Annahmestellen 
zur Erreichung der Ziele des § 1.

(5) Es ist sicherzustellen, dass ein erheblicher Teil der 
Einnahmen aus Glücksspielen zur Förderung öffentli-
cher oder gemeinnütziger, kirchlicher oder mildtätiger 
Zwecke verwendet wird.

(6) Anderen als den in den Absätzen 2 und 3 Genannten 
darf nur die Veranstaltung von Lotterien und Ausspie-
lungen nach den Vorschriften des Dritten Abschnitts 
erlaubt werden.

§ 10a
Experimentierklausel für Sportwetten

(1) Um eine bessere Erreichung der Ziele des § 1, ins-
besondere auch bei der Bekämpfung des in der Eva-
luierung festgestellten Schwarzmarktes, zu erproben, 
wird § 10 Abs. 6 auf das Veranstalten von Sportwetten 
für einen Zeitraum von sieben Jahren ab Inkrafttreten 
des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages nicht 
angewandt.

(2) Sportwetten dürfen in diesem Zeitraum nur mit ei-
ner Konzession (§§ 4a bis 4e) veranstaltet werden.

(3) Die Höchstzahl der Konzessionen wird auf 20 fest-
gelegt.

(4) Die Konzession gibt dem Konzessionsnehmer nach 
Maßgabe der gemäß § 4c Abs. 2 festgelegten Inhalts- 
und Nebenbestimmungen das Recht, abweichend 
vom Verbot des § 4 Abs. 4 Sportwetten im Internet 
zu veranstalten und zu vermitteln. § 4 Abs. 5 und  6 
ist entsprechend anzuwenden. Der Geltungsbereich 
der Konzession ist auf das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland und der Staaten, die die deutsche Erlaub-
nis für ihr Hoheitsgebiet anerkennen, beschränkt.
(5) Die Länder begrenzen die Zahl der Wettvermitt-
lungsstellen zur Erreichung der Ziele des § 1. Die Ver-
mittlung von Sportwetten in diesen Stellen bedarf der 
Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 Satz 1; § 29 Abs. 2 Satz 2 ist 
entsprechend anzuwenden.

§ 11
Suchtforschung

Die Länder stellen die wissenschaftliche Forschung 
zur Vermeidung und Abwehr von Suchtgefahren durch 
Glücksspiele sicher.

Dritter Abschnitt
Lotterien mit geringerem Gefährdungspotenzial

§ 12
Erlaubnis

(1) Die Erlaubnis gemäß § 4 Abs. 1 darf nur erteilt wer-
den, wenn
1.	 der Veranstaltung keine Versagungsgründe nach 

§ 13 entgegenstehen,
2.	 die in §§ 14, 15 Abs. 1 und 2, § 16 Abs. 3 genann-

ten Voraussetzungen vorliegen,
3.	 mit der Veranstaltung keine wirtschaftlichen Zwe-

cke verfolgt werden, die über den mit dem Hinweis 
auf die Bereitstellung von Gewinnen verbundenen 
Werbeeffekt hinausgehen, und

4.	 nicht zu erwarten ist, dass durch die Veranstaltung 
selbst oder durch die Verwirklichung des Veran-
staltungszwecks oder die Verwendung des Rein-
ertrages die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährdet wird oder die Beziehungen der Bundes-
republik Deutschland zu anderen Staaten beein-
trächtigt werden.

Satz 1 Nr. 3 gilt nicht für Lotterien in der Form des 
Gewinnsparens, wenn von einem Teilnahmebetrag ein 
Teilbetrag von höchstens 25 v.H. als Losanteil für die 
Gewinnsparlotterie verwendet wird.
(2) In der Erlaubnis ist auch zu entscheiden, inwieweit 
die Anforderungen der §§ 6 und 7 zu erfüllen sind.
(3) Soll eine Lotterie mit einem einheitlichen länder-
übergreifenden Spielplan in allen Ländern veranstaltet 
werden, so wird die Erlaubnis zu deren Durchführung 
ländereinheitlich erteilt. Soll eine Lotterie mit einem 
einheitlichen länderübergreifenden Spielplan nur in ei-
nigen Ländern veranstaltet werden, so kann das Land, 
in dem der Veranstalter seinen Sitz hat, die Erlaubnis 
auch mit Wirkung für die Länder erteilen, die dazu er-
mächtigt haben.
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§ 13
Versagungsgründe

(1) Eine Erlaubnis darf nicht erteilt werden, wenn die 
Veranstaltung § 4 Abs. 2 bis  6 widerspricht. Dies ist 
vor allem der Fall, wenn nicht auszuschließen ist, dass 
die Veranstaltung der Lotterie wegen des insgesamt 
bereits vorhandenen Glücksspielangebotes, insbeson-
dere im Hinblick auf die Zahl der bereits veranstalteten 
Glücksspiele oder deren Art oder Durchführung, den 
Spieltrieb in besonderer Weise fördert.

(2) Eine Erlaubnis darf insbesondere nicht erteilt wer-
den, wenn

1.	 der Spielplan vorsieht, dass

	 a)	 die Bekanntgabe der Ziehungsergebnisse öfter 
als zweimal wöchentlich erfolgt,

	 b)	 der Höchstgewinn einen Wert von 2 Millionen 
Euro übersteigt oder

	 c)	 Teile des vom Spieler zu entrichtenden Ent-
geltes zu dem Zweck angesammelt werden, 
Gewinne für künftige Ziehungen zu schaffen 
(planmäßiger Jackpot), oder

2.	 eine interaktive Teilnahme in Rundfunk und Tele-
medien mit zeitnaher Gewinnbekanntgabe ermög-
licht wird.

§ 14
Veranstalter

(1) Eine Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der 
Veranstalter

1.	 die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Kör-
perschaftsteuergesetzes erfüllt und

2.	 zuverlässig ist, insbesondere die Gewähr dafür bie-
tet, dass die Veranstaltung ordnungsgemäß und für 
die Spieler sowie die Erlaubnisbehörde nachvoll-
ziehbar durchgeführt und der Reinertrag zweck-
entsprechend verwendet wird.

Satz 1 Nr. 1 gilt nicht für die von den in § 10 Abs. 2 
und  3 genannten Veranstaltern und von der Körper-
schaft des öffentlichen Rechts „Bayerisches Rotes 
Kreuz“ veranstalteten Lotterien und für Veranstal-
tungen in der Form des Gewinnsparens (§ 12 Abs. 1 
Satz 2).

(2) Soll die Veranstaltung ganz oder überwiegend von 
einem Dritten durchgeführt werden, darf die Erlaubnis 
nur erteilt werden, wenn nicht die Gefahr besteht, dass 
durch die Durchführung die Transparenz und Kontrol-
lierbarkeit der Veranstaltung beeinträchtigt wird und 
der Dritte

1.	 die Anforderungen des Absatzes 1 Nr. 2 erfüllt und

2.	 hinsichtlich der Durchführung der Veranstaltung 
den Weisungen des Veranstalters unterliegt und 
keinen maßgeblichen rechtlichen oder tatsächli-
chen Einfluss auf den Veranstalter hat.

§ 15
Spielplan, Kalkulation und Durchführung  

der Veranstaltung
(1) Nach dem Spielplan müssen der Reinertrag, die 
Gewinnsumme und die Kosten in einem angemessenen 
Verhältnis zueinander stehen; die Kosten der Veranstal-
tung sind so gering wie möglich zu halten. Reinertrag 
ist der Betrag, der sich aus der Summe der Entgelte 
nach Abzug von Kosten, Gewinnsumme und Steuern 
ergibt. Für den Reinertrag und die Gewinnsumme sol-
len im Spielplan jeweils mindestens 30 v.H. der Ent-
gelte vorgesehen sein, und es darf kein Grund zu der 
Annahme bestehen, dass diese Anteile nicht erreicht 
werden. Bei der Antragstellung ist eine Kalkulation 
vorzulegen, aus der sich die voraussichtlichen Kosten 
der Veranstaltung, die Gewinnsumme, die Steuern und 
der Reinertrag ergeben. Zeigt sich nach Erteilung der 
Erlaubnis, dass die kalkulierten Kosten voraussichtlich 
überschritten werden, ist dies der Erlaubnisbehörde 
unverzüglich anzuzeigen und eine neue Kalkulation 
vorzulegen.
(2) In den Kosten der Lotterie dürfen Kosten von Drit-
ten im Sinne des § 14 Abs. 2 nach Art und Umfang nur 
insoweit berücksichtigt werden, als sie den Grundsät-
zen wirtschaftlicher Betriebsführung entsprechen. Die 
Vergütung des Dritten soll nicht abhängig vom Umsatz 
berechnet werden.
(3) Der Veranstalter hat der zuständigen Behörde alle 
Unterlagen vorzulegen und alle Auskünfte zu erteilen, 
die zur Überprüfung der ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung der Lotterie erforderlich sind. Insbesondere hat 
er eine Abrechnung vorzulegen, aus der sich die tat-
sächliche Höhe der Einnahmen, des Reinertrages, der 
Gewinnausschüttung und der Kosten der Veranstaltung 
ergibt.
(4) Die zuständige Behörde kann auf Kosten des Ver-
anstalters einen staatlich anerkannten Wirtschaftsprü-
fer beauftragen oder dessen Beauftragung vom Veran-
stalter verlangen, damit ein Gutachten zur Überprüfung 
der ordnungsgemäßen Planung oder Durchführung der 
Lotterie, insbesondere zur Angemessenheit der Kosten 
der Lotterie, erstattet und der Behörde vorgelegt wird. 
Die Kosten des Gutachtens sind Kosten der Lotterie.

§ 16
Verwendung des Reinertrages

(1) Der Reinertrag der Veranstaltung muss zeitnah für 
den in der Erlaubnis festgelegten Zweck verwendet 
werden.
(2) Will der Veranstalter den Reinertrag für einen an-
deren als den in der Erlaubnis festgelegten gemeinnüt-
zigen, kirchlichen oder mildtätigen Zweck verwenden 
oder kann der Verwendungszweck nicht oder nicht 
zeitnah verwirklicht werden, hat der Veranstalter dies 
der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. 
Diese kann nach Anhörung des Veranstalters den Ver-
wendungszweck neu festlegen.
(3) Ein angemessener Anteil des Reinertrages soll in 
dem Land verwendet werden, in dem die Lotterie ver-
anstaltet wird.
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§ 17
Form und Inhalt der Erlaubnis

Die Erlaubnis wird schriftlich erteilt. In ihr sind insbe-
sondere festzulegen
1.	 der Veranstalter sowie im Fall des § 14 Abs. 2 der 

Dritte,
2.	 Art, Ort oder Gebiet sowie Beginn und Dauer der 

Veranstaltung,
3.	 der Verwendungszweck des Reinertrages, die Art 

und Weise des Nachweises der Verwendung und 
der Zeitpunkt, zu dem der Nachweis zu erbringen 
ist,

4.	 der Spielplan und
5.	 die Vertriebsform.

§ 18
Kleine Lotterien

Die Länder können von den Regelungen des Staatsver-
trages für Lotterien abweichen, bei denen
1.	 die Summe der zu entrichtenden Entgelte den Be-

trag von 40 000 Euro nicht übersteigt,
2.	 der Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für 

gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke 
verwandt wird und

3.	 der Reinertrag und die Gewinnsumme jeweils 
mindestens 25 v.H. der Entgelte betragen.

Vierter Abschnitt
Gewerbliche Spielvermittlung

§ 19
Gewerbliche Spielvermittlung

(1) Neben den §§ 4 bis 8 und unbeschadet sonstiger ge-
setzlicher Regelungen gelten für die Tätigkeit des ge-
werblichen Spielvermittlers folgende Anforderungen:
1.	 Der gewerbliche Spielvermittler hat mindestens 

zwei Drittel der von den Spielern vereinnahmten 
Beträge für die Teilnahme am Spiel an den Veran-
stalter weiterzuleiten. Dies hat er durch einen zur 
unabhängigen Ausübung eines rechts- oder steu-
erberatenden Berufs befähigten Beauftragten zur 
Vorlage bei der Erlaubnisbehörde bestätigen zu 
lassen. Er hat die Spieler vor Vertragsabschluss 
in Textform klar und verständlich auf den für die 
Spielteilnahme an den Veranstalter weiterzuleiten-
den Betrag hinzuweisen sowie ihnen unverzüglich 
nach Vermittlung des Spielauftrages den Veran-
stalter mitzuteilen.

2.	 Gewerbliche Spielvermittler und von ihnen oder 
den Spielinteressenten im Sinne des § 3 Abs. 6 be-
auftragte Dritte sind verpflichtet, bei jeder Spiel-
teilnahme dem Veranstalter die Vermittlung offen-
zulegen.

3.	 Gewerbliche Spielvermittler sind verpflichtet, da-
für Sorge zu tragen, dass bei Vertragsabschluss 
ein zur unabhängigen Ausübung eines rechts- oder 
steuerberatenden Berufes befähigter Treuhänder 

mit der Verwahrung der Spielquittungen und der 
Geltendmachung des Gewinnanspruches gegen-
über dem Veranstalter beauftragt wird. Dem Spie-
ler ist bei Vertragsabschluss ein Einsichtsrecht an 
den Spielquittungen, die in seinem Auftrag vermit-
telt worden sind, einzuräumen. Wird ein Gewinn-
anspruch vom Spieler nicht innerhalb einer Frist 
von drei Monaten beim Treuhänder geltend ge-
macht, so ist der Gewinnbetrag an den Veranstalter 
abzuführen.

(2) Werden gewerbliche Spielvermittler in allen oder 
mehreren Ländern tätig, so werden die Erlaubnisse 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 gebündelt von der zuständigen 
Glücksspielaufsichtsbehörde des Landes Niedersach-
sen erteilt. § 9a Abs. 3, 5 bis 8 ist hierbei anzuwenden.
(3) § 4 Abs. 6 ist entsprechend anzuwenden.

Fünfter Abschnitt
Besondere Vorschriften

§ 20
Spielbanken

(1) Zur Erreichung der Ziele des § 1 ist die Anzahl der 
Spielbanken in den Ländern zu begrenzen.
(2) Gesperrte Spieler dürfen am Spielbetrieb in Spiel-
banken nicht teilnehmen. Die Durchsetzung des Ver-
bots ist durch Kontrolle des Ausweises oder eine ver-
gleichbare Identitätskontrolle und Abgleich mit der 
Sperrdatei zu gewährleisten.

§ 21
Sportwetten

(1) Wetten können als Kombinationswetten oder Ein-
zelwetten auf den Ausgang von Sportereignissen oder 
Abschnitten von Sportereignissen erlaubt werden. In 
der Erlaubnis sind Art und Zuschnitt der Sportwetten 
im Einzelnen zu regeln.
(2) In einem Gebäude oder Gebäudekomplex, in dem 
sich eine Spielhalle oder eine Spielbank befindet, dür-
fen Sportwetten nicht vermittelt werden.
(3) Die Veranstaltung und Vermittlung von Sportwet-
ten muss organisatorisch, rechtlich, wirtschaftlich und 
personell getrennt sein von der Veranstaltung oder 
Organisation von Sportereignissen und dem Betrieb 
von Einrichtungen, in denen Sportveranstaltungen 
stattfinden. Beteiligte, die direkt oder indirekt auf den 
Ausgang eines Wettereignisses Einfluss haben, sowie 
von diesen Personen beauftragte Dritte, dürfen keine 
Sportwetten auf den Ausgang oder den Verlauf des 
Sportereignisses abschließen, noch Sportwetten durch 
andere fördern. Die zuständige Behörde kann weitere 
geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von Wettmani-
pulationen wie die Einrichtung eines Frühwarnsystems 
verlangen.
(4) Die Verknüpfung der Übertragung von Sporter-
eignissen in Rundfunk und Telemedien mit der Ver-
anstaltung oder Vermittlung von Sportwetten ist nicht 
zulässig. Wetten während des laufenden Sportereignis-
ses sind unzulässig. Davon abweichend können Sport-
wetten, die Wetten auf das Endergebnis sind, während 
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des laufenden Sportereignisses zugelassen werden 
(Endergebniswetten); Wetten auf einzelne Vorgänge 
während des Sportereignisses (Ereigniswetten) sind 
ausgeschlossen.
(5) Gesperrte Spieler dürfen an Wetten nicht teilneh-
men. Die Durchsetzung des Verbots ist durch Kontrolle 
des Ausweises oder eine vergleichbare Identitätskont-
rolle und Abgleich mit der Sperrdatei zu gewährleisten.

§ 22
Lotterien mit planmäßigem Jackpot

(1) Die Höhe planmäßiger Jackpots ist zur Erreichung 
der Ziele des § 1 in der Erlaubnis zu begrenzen. Lot-
terien mit planmäßigem Jackpot dürfen nicht häufiger 
als zweimal pro Woche veranstaltet werden. Die Ver-
anstaltung von Lotterien mit planmäßigem Jackpot ist 
auch in Kooperation mit anderen Lotterieveranstaltern 
grenzüberschreitend zulässig. Die Auswirkungen auf 
die Bevölkerung sind mit einer wissenschaftlichen Be-
gleituntersuchung zu evaluieren.
(2) Gesperrte Spieler dürfen an Lotterien der in § 10 
Abs. 2 genannten Veranstalter, die häufiger als zwei-
mal pro Woche veranstaltet werden, nicht teilnehmen. 
Die Durchsetzung dieses Verbots ist durch Kontrolle 
des Ausweises oder eine vergleichbare Identitätskont-
rolle und Abgleich mit der Sperrdatei zu gewährleisten.

Sechster Abschnitt
Datenschutz

§ 23
Sperrdatei, Datenverarbeitung

(1) Mit der Sperrdatei, die zentral von der zuständigen 
Behörde des Landes Hessen geführt wird, werden die 
für eine Sperrung erforderlichen Daten verarbeitet und 
genutzt. Es dürfen folgende Daten gespeichert werden:
1.	 Familiennamen, Vornamen, Geburtsnamen,
2.	 Aliasnamen, verwendete Falschnamen,
3.	 Geburtsdatum,
4.	 Geburtsort,
5.	 Anschrift,
6.	 Lichtbilder,
7.	 Grund der Sperre,
8.	 Dauer der Sperre und
9.	 meldende Stelle.
Daneben dürfen die Dokumente, die zur Sperrung ge-
führt haben, gespeichert werden.
(2) Die gespeicherten Daten sind im erforderlichen 
Umfang an die Stellen zu übermitteln, die Spielverbo-
te zu überwachen haben. Die Datenübermittlung kann 
auch durch automatisierte Abrufverfahren erfolgen.
(3) Datenübermittlungen an öffentliche Stellen, ins-
besondere an Strafverfolgungsbehörden und Gerichte, 
sind nach den gesetzlichen Vorschriften zulässig.
(4) Erteilte Auskünfte und Zugriffe im elektronischen 
System sind zu protokollieren.

(5) Die Daten sind sechs Jahre nach Ablauf der Sperre 
zu löschen. Es ist zulässig, die Löschung am Ende des 
sechsten Jahres vorzunehmen.
(6) Soweit in diesem Staatsvertrag nichts anderes be-
stimmt ist, sind die jeweiligen Vorschriften für den 
Schutz personenbezogener Daten anzuwenden, auch 
wenn die Daten nicht in Dateien verarbeitet oder ge-
nutzt werden.

Siebter Abschnitt
Spielhallen

§ 24
Erlaubnisse

(1) Unbeschadet sonstiger Genehmigungserfordernisse 
bedürfen die Errichtung und der Betrieb einer Spiel-
halle einer Erlaubnis nach diesem Staatsvertrag.
(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Errich-
tung und der Betrieb einer Spielhalle den Zielen des 
§ 1 zuwiderlaufen. Sie ist schriftlich zu erteilen und zu 
befristen. Die Erlaubnis kann, auch nachträglich, mit 
Nebenbestimmungen versehen werden.
(3) Das Nähere regeln die Ausführungsbestimmungen 
der Länder.

§ 25
Beschränkungen von Spielhallen

(1) Zwischen Spielhallen ist ein Mindestabstand ein-
zuhalten (Verbot von Mehrfachkonzessionen). Das Nä-
here regeln die Ausführungsbestimmungen der Länder.
(2) Die Erteilung einer Erlaubnis für eine Spielhalle, 
die in einem baulichen Verbund mit weiteren Spielhal-
len steht, insbesondere in einem gemeinsamen Gebäu-
de oder Gebäudekomplex untergebracht ist, ist ausge-
schlossen.
(3) Die Länder können die Anzahl der in einer Ge-
meinde zu erteilenden Erlaubnisse begrenzen.

§ 26
Anforderungen an die Ausgestaltung  

und den Betrieb von Spielhallen
(1) Von der äußeren Gestaltung der Spielhalle darf kei-
ne Werbung für den Spielbetrieb oder die in der Spiel-
halle angebotenen Spiele ausgehen oder durch eine be-
sonders auffällige Gestaltung ein zusätzlicher Anreiz 
für den Spielbetrieb geschaffen werden.
(2) Die Länder setzen für Spielhallen zur Sicherstel-
lung der Ziele des § 1 Sperrzeiten fest, die drei Stun-
den nicht unterschreiten dürfen.

Achter Abschnitt
Pferdewetten

§ 27
Pferdewetten

(1) Pferdewetten dürfen nur mit einer Erlaubnis nach 
dem Rennwett- und Lotteriegesetz veranstaltet oder 
vermittelt werden. Für die Vermittlung von Pferdewet-



188	 Amtsblatt des Saarlandes vom 28. Juni 2012	

ten darf eine Erlaubnis nur erteilt werden, wenn die 
zuständigen deutschen Behörden den Abschluss dieser 
Pferdewetten im Inland oder den Betrieb eines Totali-
sators für diese Pferdewetten im Inland erlaubt haben. 
§ 4 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 sind anwendbar.
(2) § 4 Absatz 4 ist anwendbar. Abweichend von Satz 1 
kann das Veranstalten und Vermitteln von nach Ab-
satz 1 erlaubten Pferdewetten im Internet unter den in 
§ 4 Abs. 5 genannten Voraussetzungen im länderein-
heitlichen Verfahren erlaubt werden.
(3) Auf Festquotenwetten finden § 8 Abs. 6 und § 21 
Abs. 5 entsprechende Anwendung.

Neunter Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 28
Regelungen der Länder

Die Länder erlassen die zur Ausführung dieses Staats-
vertrages notwendigen Bestimmungen. Sie können 
weitergehende Anforderungen insbesondere zu den 
Voraussetzungen des Veranstaltens und Vermittelns 
von Glücksspielen festlegen. In ihren Ausführungsge-
setzen können sie auch vorsehen, dass Verstöße gegen 
die Bestimmungen dieses Staatsvertrages mit Geldbu-
ße oder Strafe geahndet werden.

§ 29
Übergangsregelungen

(1) Die bis zum Inkrafttreten dieses Staatsvertrages er-
teilten Erlaubnisse der Veranstalter im Sinne des § 10 
Abs. 2 und 3 und die ihnen nach Landesrecht gleichste-
henden Befugnisse gelten — auch wenn im Bescheid 
eine kürzere Frist festgelegt ist — bis zum 31. Dezem-
ber 2012 als Erlaubnis mit der Maßgabe fort, dass die 
Regelungen dieses Staatsvertrages — abgesehen vom 
Erlaubniserfordernis nach § 4 Abs. 1 Satz 1 — Anwen-
dung finden. Die Veranstalter nach § 10 Abs. 2 und 3 
haben spätestens zum 1. Januar 2013 eine neue Erlaub-
nis nach § 4 Abs. 1 einzuholen. Abweichend von § 10a 
Abs.  2 und 5 ist das gemeinsame Sportwettangebot 
der Veranstalter nach § 10 Abs. 2 und dessen Vermitt-
lung durch Annahmestellen ein Jahr nach Erteilung der 
Konzessionen nach § 10a in Verbindung mit § 4c zu-
lässig.
(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung auf die 
Vermittler von erlaubten öffentlichen Glücksspielen 
(einschließlich der Lotterie-Einnehmer der Klassenlot-
terien und der gewerblichen Spielvermittler). Soweit 
Vermittler in die Vertriebsorganisation eines Veranstal-
ters eingegliedert sind, stellt der Veranstalter den An-
trag auf Erteilung der Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 für die 
für ihn tätigen Vermittler.
(3) Die zuständige Behörde übernimmt die Führung 
der Sperrdatei nach § 23 Abs. 1 Satz 1 spätestens zum 
1. Juli 2013. Zu diesem Zweck übermitteln die bislang 
für die Führung der Sperrdatei der Veranstalter nach 
§ 10 Abs. 2 zuständigen Stellen die bei ihnen gespei-
cherten Spielersperren im Sinne des § 8 Abs. 2. Bis zur 
Übernahme bleiben deren bislang bestehende Aufga-
ben unberührt; die Veranstalter nach § 10 Abs. 2 stellen 

die Berücksichtigung der nach § 8 Abs. 6 übermittelten 
Anträge auf Selbstsperren sicher. Die Veranstalter nach 
§ 10 Abs. 2 übernehmen jeweils hinsichtlich der Spie-
ler, deren Wohnsitz in ihrem Geltungsbereich liegt, die 
Aufgabe nach § 8 Abs. 5 Satz 2, wenn der Veranstalter, 
der die Sperre verfügt hat, seine Erlaubnis oder Kon-
zession nicht mehr nutzt.
(4) Die Regelungen des Siebten Abschnitts finden ab 
Inkrafttreten dieses Staatsvertrags Anwendung. Spiel-
hallen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Staatsvertrags bestehen und für die bis zum 28. Okto-
ber 2011 eine Erlaubnis nach § 33i Gewerbeordnung 
erteilt worden ist, deren Geltungsdauer nicht innerhalb 
von fünf Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrages en-
det, gelten bis zum Ablauf von fünf Jahren nach In-
krafttreten dieses Vertrags als mit §§ 24 und 25 ver-
einbar. Spielhallen, für die nach dem 28. Oktober 2011 
eine Erlaubnis nach § 33i Gewerbeordnung erteilt 
worden ist, gelten bis zum Ablauf von einem Jahr nach 
Inkrafttreten dieses Staatsvertrags als mit §§ 24 und 25 
vereinbar. Die für die Erteilung einer Erlaubnis nach 
§ 24 zuständigen Behörden können nach Ablauf des in 
Satz 2 bestimmten Zeitraums eine Befreiung von der 
Erfüllung einzelner Anforderungen des § 24 Abs. 2 so-
wie § 25 für einen angemessenen Zeitraum zulassen, 
wenn dies zur Vermeidung unbilliger Härten erforder-
lich ist; hierbei sind der Zeitpunkt der Erteilung der Er-
laubnis gemäß § 33i Gewerbeordnung sowie die Ziele 
des § 1 zu berücksichtigen. Das Nähere regeln die Aus-
führungsbestimmungen der Länder.
(5) Buchmachererlaubnisse nach dem Rennwett- und 
Lotteriegesetz gelten im bisherigen Umfang bis zum 
Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Staats-
vertrages fort.

§ 30
Weitere Regelungen

(1) Die zuständige Behörde kann eine Lotterie, die bei 
Inkrafttreten dieses Vertrages von mehreren Veranstal-
tern in allen Ländern durchgeführt wird und bei der 
der Reinertrag ausschließlich zur Erfüllung der in § 10 
Abs. 5 genannten Zwecke verwandt wird, abweichend 
von § 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, § 13 Abs. 2, § 14 Abs. 1 
Nr. 1 und § 15 Abs. 1 Satz 3 erlauben.
(2) Der Reinertrag von Veranstaltungen in der Form 
des Gewinnsparens muss mindestens 25 v.H. der Ent-
gelte betragen. Der Reinertrag ist für gemeinnützige, 
kirchliche oder mildtätige Zwecke zu verwenden. Er-
laubnisse können allgemein erteilt werden.

§ 31
Verhältnis zu weiteren staatsvertraglichen  

Regelungen für die Klassenlotterien
(1) Soweit die Regelungen des Staatsvertrages zwi-
schen den Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Hes-
sen, Rheinland-Pfalz, Sachsen und Thüringen über 
eine Staatliche Klassenlotterie vom 26. Mai 1992 
(SKL-Staatsvertrag) oder die Regelungen des Staats-
vertrages zwischen den Ländern Nordrhein-Westfalen, 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Freie und Hanse-
stadt Hamburg, Freie Hansestadt Bremen, Saarland, 
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Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern und 
Sachsen-Anhalt über eine Staatliche Klassenlotterie 
vom 30. Juni/1. September 2008 (NKL-Staatsvertrag) 
sowie die Regelungen des Staatsvertrages der Länder 
über die Gemeinsame Klassenlotterie vom […] (GKL-
Staatsvertrag) im Widerspruch zu Regelungen dieses 
Staatsvertrags stehen, sind die Regelungen dieses 
Staatsvertrags vorrangig anzuwenden.
(2) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages gehen die 
der Süddeutschen Klassenlotterie und der Nordwest-
deutschen Klassenlotterie erteilten Erlaubnisse zur 
Veranstaltung von Klassenlotterien auf die Gemein-
same Klassenlotterie über. Erlaubnisse nach § 4 wer-
den Klassenlotterien abweichend von den jeweiligen 
Staatsverträgen von der nach diesem Staatsvertrag zu-
ständigen Behörde erteilt.

§ 32
Evaluierung

Die Auswirkungen dieses Staatsvertrages, insbesonde-
re der §§ 4a bis 4e, 9, 9a und 10a, auf die Entwicklung 
und Ausbreitung von unerlaubten Glücksspielen in 
Schwarzmärkten, sind von den Glücksspielaufsichts-
behörden der Länder unter Mitwirkung des Fachbei-
rats zu evaluieren. Ein zusammenfassender Bericht ist 
fünf Jahre nach Inkrafttreten des Staatsvertrages vor-
zulegen.

§ 33
Revision zum Bundesverwaltungsgericht

In einem gerichtlichen Verfahren kann die Revision 
zum Bundesverwaltungsgericht auch darauf gestützt 
werden, dass das angefochtene Urteil auf der Verlet-
zung der Bestimmungen dieses Staatsvertrages beruhe.

§ 34
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem 
Staatsvertrag gelten jeweils in männlicher und weib-
licher Form.

§ 35
Befristung, Fortgelten

(1) Die Ministerpräsidentenkonferenz kann aufgrund 
der Ergebnisse der Evaluierung (§ 32) mit mindestens 
13 Stimmen die Befristung der Experimentierklausel 
in § 10a Abs. 1 aufheben.
(2) Dieser Staatsvertrag tritt mit Ablauf des 
30.  Juni 2021 außer Kraft, sofern nicht die Minister-
präsidentenkonferenz mit mindestens 13 Stimmen das 
Fortgelten des Staatsvertrages beschließt. In diesem 
Fall gilt der Staatsvertrag unter den Ländern fort, die 
dem Beschluss zugestimmt haben.
(3) Der Staatsvertrag kann von jedem der Länder, in 
denen er fortgilt, zum Schluss eines Kalenderjahres ge-
kündigt werden. Die Kündigung ist schriftlich gegen-
über dem Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkon-
ferenz zu erklären. Die Kündigung eines Landes lässt 
das zwischen den übrigen Ländern bestehende Ver-
tragsverhältnis unberührt, jedoch kann jedes der üb-

rigen Länder das Vertragsverhältnis binnen einer Frist 
von drei Monaten nach Eingang der Benachrichtigung 
über die gegenüber dem Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz erfolgte Kündigungserklärung zum 
selben Zeitpunkt kündigen.

Artikel 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,  

Neubekanntmachung
(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Juli 2012 in Kraft. 
Sind bis zum 30. Juni 2012 nicht mindestens 13 Ra-
tifikationsurkunden bei der Staatskanzlei des Landes 
Sachsen-Anhalt hinterlegt, wird der Staatsvertrag ge-
genstandslos.
(2) Die Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt teilt 
den Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsurkun-
den mit.
(2a) Andere Länder können diesem Vertrag beitreten. 
Der Beitritt erfolgt durch schriftliche Erklärung des 
Beitritts gegenüber der Staatskanzlei des Landes Sach-
sen-Anhalt und, soweit die Zustimmung der gesetzge-
benden Körperschaft des beitretenden Landes erfor-
derlich ist, mit deren Zustimmung. Über den Eingang 
der Beitrittserklärung unterrichtet die Staatskanzlei des 
Landes Sachsen-Anhalt die übrigen vertragsschließen-
den Länder. Die Regelungen dieses Vertrags treten für 
das beitretende Land am Tage nach dem Eingang der 
Beitrittserklärung bei der Staatskanzlei des Landes 
Sachsen-Anhalt in Kraft. Soweit die Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaft des beitretenden Landes 
erforderlich ist, treten die Regelungen für das beitre-
tende Land am Tag nach dem Eingang der Anzeige 
dieser Zustimmung bei der Staatskanzlei des Landes 
Sachsen-Anhalt in Kraft.
(3) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages tritt der 
Staatsvertrag über die Regionalisierung von Teilen der 
von den Unternehmen des Deutschen Lotto- und To-
toblocks erzielten Einnahmen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. Juni 2004 außer Kraft.
(4) Mit Inkrafttreten dieses Staatsvertrages endet die 
Fortgeltung der Regelungen des Staatsvertrages zum 
Glücksspielwesen in Deutschland (Glücksspielstaats-
vertrag — GlüStV) vom 30. Januar 2007/31. Juli 2007 
nach den Ausführungsgesetzen der Länder.

Anhang
„Richtlinien zur Vermeidung und  

Bekämpfung von Glücksspielsucht”
Zur Vermeidung und Bekämpfung von Glücksspiel-
sucht gelten die folgenden Richtlinien:
1.	 Die Veranstalter
	 a)	 benennen Beauftragte für die Entwicklung von 

Sozialkonzepten,
	 b)	 erheben Daten über die Auswirkungen der von 

ihnen angebotenen Glücksspiele auf die Entste-
hung von Glücksspielsucht und berichten hier-
über sowie über den Erfolg der von ihnen zum 
Spielerschutz getroffenen Maßnahmen alle 
zwei Jahre den Glücksspielaufsichtsbehörden,
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	 c)	 schulen das für die Veranstaltung, Durchfüh-
rung und gewerbliche Vermittlung öffentli-
chen Glücksspiels eingesetzte Personal in der 
Früherkennung problematischen Spielverhal-
tens, zum Beispiel dem plötzlichen Anstieg 
des Entgelts oder der Spielfrequenz,

	 d)	 schließen das in den Annahmestellen beschäf-
tigte Personal vom dort angebotenen Glücks-
spiel aus,

	 e)	 ermöglichen es den Spielern, ihre Gefährdung 
einzuschätzen, und

	 f)	 richten eine Telefonberatung mit einer bundes-
weit einheitlichen Telefonnummer ein.

2.	 Eine Information über Höchstgewinne ist mit der 
Aufklärung über die Wahrscheinlichkeit von Ge-
winn und Verlust zu verbinden.

3. Die Vergütung der leitenden Angestellten von 
Glücksspielveranstaltern darf nicht abhängig vom 
Umsatz berechnet werden.

Für das Land Baden-Württemberg
Berlin, den 15. Dezember 2011

Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern
Berlin, den 15. Dezember 2011

Horst Seehofer

Für das Land Berlin
Berlin, den 15. Dezember 2011

Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg
Berlin, den 15. Dezember 2011

Matthias Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen
Berlin, den 15. Dezember 2011

Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Berlin, den 15. Dezember 2011

Olaf Scholz

Für das Land Hessen
Berlin, den 15. Dezember 2011

Volker Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Berlin, den 15. Dezember 2011

Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen
Berlin, den 15. Dezember 2011

David McAllister

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Berlin, den 15. Dezember 2011

Hannelore Kraft

Für das Land Rheinland-Pfalz
Berlin, den 15. Dezember 2011

Kurt Beck

Für das Saarland
Berlin, den 15. Dezember 2011

Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen
Berlin, den 15. Dezember 2011

Stanislaw Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt
Berlin, den 15. Dezember 2011

Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein
……… den ………........... 

………………………………………

Für den Freistaat Thüringen
Berlin, den 15. Dezember 2011

Christine Lieberknecht

Staatsvertrag über die Gründung der  
GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder 

(GKL-StV)
Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
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das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen
(im Folgenden: „die Vertragsländer“ genannt)
schließen nachstehenden Staatsvertrag:

§ 1
Errichtung, Rechtsform, Sitz

Die Vertragsländer errichten mit Wirkung zum 
1. Juli 2012 eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts unter der Bezeichnung

„GKL Gemeinsame Klassenlotterie der Länder“
(im Folgenden „Anstalt“).

Sie hat das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen der 
nachfolgenden Bestimmungen.
Die Anstalt hat einen Sitz in der Freien und Hansestadt 
Hamburg und einen Sitz in München. Der für den Ge-
richtsstand und die Bestimmung der zuständigen Be-
hörden maßgebliche Sitz befindet sich in der Freien 
und Hansestadt Hamburg.
Für die Anstalt gilt das Recht der Freien und Hanse-
stadt Hamburg, soweit in diesem Staatsvertrag oder in 
der Satzung der Anstalt nichts anderes bestimmt ist.

§ 2
Zweck der Anstalt

(1) Aufgabe der Anstalt ist die Wahrnehmung der ord-
nungsrechtlichen Aufgabe der Sicherstellung eines 
ausreichenden Glücksspielangebotes durch Veranstal-
tung von staatlichen Klassenlotterien und ähnlichen 
Spielangeboten (Glücksspiele).
(2) Die Anstalt darf sich an anderen Unternehmen be-
teiligen oder mit solchen kooperieren, soweit es der 
Erfüllung ihrer Aufgaben aus diesem Vertrag dient.

§ 3
Organe

Die Organe der Anstalt sind:
1.	 die Versammlung der Trägerländer,
2.	 der Vorstand.

§ 4
Versammlung der Trägerländer

(1) In der Versammlung der Trägerländer (Gewähr-
trägerversammlung) nehmen die Vertragsländer ihre 
Rechte als Träger der Anstalt wahr.
(2) Jedes Vertragsland entsendet eine Vertreterin oder 
einen Vertreter in die Gewährträgerversammlung. Je-
des Vertragsland verfügt über so viele Stimmen, wie 
ihm nach dem bis 31. Dezember des Vorjahres im Bun-

desanzeiger veröffentlichten Königsteiner Schlüssel 
Prozentpunkte zustehen.

(3) Die Gewährträgerversammlung überwacht die Ge-
schäftsführung und bestimmt die Grundzüge der Ge-
schäftspolitik. Sie vertritt die Anstalt gerichtlich und 
außergerichtlich gegenüber dem Vorstand sowie dem 
Abschlussprüfer und Prüfern für außerordentliche 
Prüfungen bei der Erteilung des Prüfungsauftrags und 
dem Abschluss der Honorarvereinbarung.

(4) Die Mitglieder der Gewährträgerversammlung 
wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter für jeweils zwei Jahre. Der Vorsitzende 
bereitet die Sitzungen der Gewährträgerversammlung 
vor.

(5) Die Gewährträgerversammlung beschließt über:

1.	 die Satzung und deren Änderung,

2.	 Änderungen des Verteilungsschlüssels für Gewinn 
und Verlust der Anstalt und für die Einnahmen aus 
der Lotteriesteuer auf die Vertragsländer,

3.	 den Abschluss von Unternehmensverträgen,

4.	 die Feststellung des Jahresabschlusses,

5.	 die Ergebnisverwendung,

6.	 die Wahl des Abschlussprüfers und von Prüfern für 
außerordentliche Prüfungen,

7.	 den Erwerb oder die vollständige oder teilweise 
Veräußerung von Beteiligungen an anderen Unter-
nehmen,

8.	 die Geschäftsordnung für den Vorstand,

9.	 die Bestellung, Anstellung, Abberufung und Kün-
digung der Mitglieder des Vorstandes,

10.	die Entlastung der Vorstandsmitglieder,

11.	 den Wirtschaftsplan,

12.	neue Glücksspielangebote, die bei der Erlaubnis-
behörde beantragt werden sollen,

13.	Grundsatzfragen der Produktentwicklung, des Ver-
triebs und der Werbung,

14.	die Aufnahme von Krediten,

15.	 andere Angelegenheiten nach Bestimmung der 
Satzung.

Beschlüsse der Gewährträgerversammlung bedürfen 
der Mehrheit der bei der Abstimmung vertretenen 
Stimmen und der Mehrheit der an der Abstimmung 
teilnehmenden Vertragsländer. Beschlüsse nach Satz 1 
Nummern  1, 2 und 3 sind einstimmig zu treffen; 
Stimmenthaltungen stehen der Einstimmigkeit nicht 
entgegen.

(6) Die Gewährträgerversammlung kann sich für wei-
tere Arten von Geschäften die Zustimmung vorbehal-
ten.

(7) Die Gewährträgerversammlung bildet Ausschüsse 
nach Maßgabe der Satzung.
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§ 5
Vorstand

(1) Die Anstalt wird von einem Vorstand geleitet, der 
die Geschäfte der Anstalt in eigener Verantwortung 
nach kaufmännischen Grundsätzen unter Beachtung 
der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiters führt. Er ist an die Beschlüsse der 
Gewährträgerversammlung gebunden. Der Vorstand 
hat der Gewährträgerversammlung nach Maßgabe der 
Satzung regelmäßig über die beabsichtigte Geschäfts-
politik und den Gang der Geschäfte zu berichten. Er 
vertritt die Anstalt gerichtlich und außergerichtlich; § 4 
Absatz 3 Satz 2 bleibt unberührt.
(2) § 93 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und 2 sowie Ab-
satz 6 des Aktiengesetzes ist in Bezug auf den Vorstand 
entsprechend anzuwenden.

§ 6
Glücksspielaufsicht

(1) Die Anstalt unterliegt der Glücksspielaufsicht der 
zuständigen Behörde der Freien und Hansestadt Ham-
burg, sofern dies glücksspielrechtlich zulässig ist.
(2) Die Veranstaltungen der Anstalt bedürfen jeweils 
der Erlaubnis der Glücksspielaufsicht nach Absatz 1, 
soweit dies gesetzlich erforderlich ist. Soweit glücks-
spielrechtliche Regelungen nicht entgegenstehen, gilt 
die Erlaubnis für das Gebiet aller Vertragsländer.

§ 7
Staatsaufsicht

Die Anstalt unterliegt der Staatsaufsicht. Die Staats-
aufsicht ist Rechtsaufsicht. Sie wird im Benehmen mit 
den anderen Vertragsländern von der Finanzbehörde 
der Freien und Hansestadt Hamburg ausgeübt.

§ 8
Vertriebsstruktur

(1) Die Anstalt kann die von ihr veranstalteten Glücks-
spiele selbst vertreiben.
(2) Soweit glücksspielrechtliche Regelungen nicht ent-
gegenstehen, kann die Anstalt mit dem Vertrieb ihrer 
Glücksspiele auch geeignete Dritte (Vermittler) beauf-
tragen, insbesondere die von der NKL Nordwestdeut-
sche Klassenlotterie (NKL) und der SKL Süddeutsche 
Klassenlotterie (SKL) beauftragten Staatlichen Lot-
terie-Einnehmer und Amtlichen Verkaufsstellen. Die 
Anstalt stellt sicher, dass hierdurch die Transparenz 
und Kontrollierbarkeit der Veranstaltung nicht beein-
trächtigt wird und der beauftragte Dritte an Weisungen 
der Anstalt als Veranstalterin gebunden ist. Ungeach-
tet sonstiger Weisungen sind die beauftragten Dritten 
verpflichtet, der Anstalt die durch den Losabsatz er-
zielten Umsätze aufgeschlüsselt nach dem Wohnsitz 
der Spielteilnehmer in den einzelnen Vertragsländern 
nachzuweisen. Beauftragt die Anstalt Dritte, kann sie 
sich bestimmte Kundengruppen und Vertriebswege 
vorbehalten.
(3) § 17 Absatz 2 bleibt unberührt.

§ 9
Gewinn- und Lotteriesteuerverteilung

(1) Die Gewinne und die Einnahmen aus der Lotterie-
steuer sind angemessen unter den Vertragsländern auf-
zuteilen.
(2) Der Gewinn aus der Veranstaltung der Glücksspiele 
und die Lotteriesteuer werden unter den Vertragslän-
dern nach dem Verhältnis der Umsätze, die durch den 
Losabsatz an Spielteilnehmer mit Wohnsitz in dem je-
weiligen Vertragsland erzielt wurden, zu den aus dem 
Losabsatz erzielten Umsätzen im gesamten Lotteriege-
biet verteilt (Lotteriepotenzial).

§ 10
Haftung

(1) Die Vertragsländer haften als Gewährträger für die 
Verbindlichkeiten der Anstalt, soweit für Gläubiger aus 
dem Vermögen der Anstalt Befriedigung nicht zu er-
langen ist.
(2) Der auf das jeweilige Vertragsland entfallende 
Anteil an der Gewährträgerhaftung entspricht dem 
durchschnittlichen Anteil des jeweiligen Vertragslan-
des im Rahmen der Gewinn- und Lotteriesteuervertei-
lung nach § 9 in den letzten drei Jahren vor Eintritt 
des Haftungsfalls nach Absatz 1. Sind bei Eintritt des 
Haftungsfalls weniger als drei Jahre seit Inkrafttreten 
dieses Staatsvertrags vergangen, bestimmt sich die 
Haftung nach dem durchschnittlichen Anteil des jewei-
ligen Vertragslandes seit Gründung der Anstalt.

§ 11
Satzung

(1) Im Übrigen werden die Aufgaben und Geschäfte 
der Anstalt, ihre Vertretung, die Rechtsverhältnisse der 
Anstalt und ihrer Organe sowie die Grundlagen der 
Buchführung, Rechnungslegung und Prüfung durch 
Satzung geregelt.
(2) Die Satzung und jede Änderung ist in den Amts-
blättern der Vertragsländer bekannt zu machen.

§ 12
Gesamtrechtsnachfolge und Auflösung  

von NKL und SKL
(1) Mit Gründung der Anstalt zum 1. Juli 2012 gehen 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge sämtliche Ge-
genstände des Aktiv- und Passivvermögens, Rechte, 
Verbindlichkeiten und Pflichten, insbesondere auch 
behördliche Genehmigungen und Erlaubnisse, Arbeits-
verhältnisse und Vertriebsverträge von der NKL und 
der SKL auf die Anstalt über; NKL und SKL sind mit 
Errichtung der Anstalt ohne Abwicklung aufgelöst.
(2) Für Rechtshandlungen, die bei der Übertragung des 
Vermögens und der Übertragung der Rechte, Verbind-
lichkeiten und Pflichten nach Absatz 1 auf die Anstalt 
erforderlich sind, werden Abgaben und Kosten der 
Vertragsländer und der ihrer Aufsicht unterstehenden 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts 
nicht erhoben.
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§ 13
Aufbringung der Mittel

(1) Die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erfor-
derlichen Mittel erhält die Anstalt aus der Einbringung 
der mit Ablauf des 30. Juni 2012 aufgelösten Anstalten 
NKL und SKL (Altanstalten) im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge gemäß § 12 Absatz 1.
(2) Die Vertragsländer werden sicherstellen, dass die 
Anstalt zum 1.  Juli  2012 über ein Nettovermögen 
(Summe der Aktiva abzüglich Verbindlichkeiten ein-
schließlich Rückstellungen) von mindestens 25 Milli-
onen Euro verfügt.
(3) Der von den Trägerländern der jeweiligen Altan-
stalten im Wege der Gesamtrechtsnachfolge nach § 12 
Absatz  1 einzubringende Anteil am Nettovermögen 
der Anstalt bemisst sich nach Absatz  5. Weicht der 
tatsächlich auf diesem Weg eingebrachte Anteil am 
Nettovermögen der Anstalt von den Vorgaben des Ab-
satzes  5 ab, findet im Innenverhältnis zwischen den 
Vertragsländern ein Ausgleich nach Maßgabe der Ab-
sätze 6 und 7 statt.
(4) Im Folgenden gilt:
1.	 „Soll-Anteil“ ist der von den Trägerländern der 

jeweiligen Altanstalt nach Absatz 5 im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge nach §  12 Absatz  1 zum 
1. Juli 2012 einzubringende Anteil an dem Netto-
vermögen der Anstalt.

2.	 „Ist-Anteil“ ist der Anteil der Trägerländer der je-
weiligen Altanstalt an dem im Wege der Gesamt-
rechtsnachfolge nach § 12 Absatz  1 auf die An-
stalt übergegangenen Nettovermögen zum Stand 
1. Juli 2012.

3.	 „Differenz-Anteil“ ist der Anteil am Nettovermö-
gen der Anstalt, um den ein Ist-Anteil den Soll-
Anteil übersteigt oder hinter ihm zurückbleibt.

4.	 „Ausgleichsbetrag“ ist das Produkt des Differenz-
Anteils mit dem Nettovermögen der Anstalt zum 
1. Juli 2012.

(5) Der Soll-Anteil der Trägerländer der NKL an der 
Aufbringung der Mittel nach Absatz  1 entspricht der 
Summe der Anteile der Trägerländer der NKL an dem 
für 2011 gültigen Königsteiner Schlüssel. Satz 1 gilt 
für den Soll-Anteil der Trägerländer der SKL entspre-
chend.
(6) Unterschreitet der Ist-Anteil der Trägerländer einer 
Altanstalt den Soll-Anteil nach Absatz 5, so steht der 
Anstalt ein Anspruch auf Erstattung des Ausgleichsbe-
trages zuzüglich Zinsen in Höhe von einem Prozent-
punkt über dem Basiszinssatz ab dem 1. Juli 2012 gegen 
die Trägerländer der jeweiligen Altanstalt als Gesamt-
schuldner zu. Die Verteilung im Innenverhältnis zwi-
schen den Trägerländern dieser Altanstalt erfolgt nach 
dem für 2011 gültigen Königsteiner Schlüssel. Der An-
spruch der Anstalt wird ab dem 1. Januar 2015 durch 
Verrechnung mit den Anteilen der Trägerländer der Alt-  
anstalt am Ergebnis der Anstalt gemäß § 9 Absatz 2 ab-
gegolten.
(7) Übersteigt der Ist-Anteil der Trägerländer einer Alt-  
anstalt den Soll-Anteil nach Absatz 5, so wird ab dem 

1. Januar 2015 der Ausgleichsbetrag an die Trägerlän-
der dieser Altanstalt aus dem Ergebnis der Anstalt vor 
Verteilung des Gewinns nach § 9 bezahlt, zuzüglich 
Zinsen in Höhe von einem  Prozentpunkt über dem 
Basiszinssatz seit 1. Juli 2012. Im Innenverhältnis der 
Trägerländer dieser Altanstalt gilt der Verteilungsmaß-
stab nach Absatz 6 Satz 2.

§ 14
Grundkapital

Die Anstalt wird mit einem Grundkapital von 2 Milli-
onen Euro ausgestattet. Die Vertragsländer leisten die 
Einlagen auf das Grundkapital durch Sacheinlage des 
Vermögens der Altanstalten gemäß § 12 Absatz 1.

§ 15
Personalvertretung

(1) Für die Anstalt finden das Bundespersonalvertre-
tungsgesetz und die dazu ergangenen Rechtsverord-
nungen entsprechende Anwendung.
(2) Die beiden Standorte der Anstalt in der Freien 
und Hansestadt Hamburg und München sind jeweils 
Dienststellen im Sinne des § 6 Absatz 1 des Bundes-
personalvertretungsgesetzes.
(3) In den Fällen des § 71 Absatz 1 Satz 4 des Bundes-
personalvertretungsgesetzes ist der für die betroffene 
Dienststelle örtlich zuständige jeweilige Präsident des 
Oberverwaltungsgerichts oder ein von ihm Beauftrag-
ter, der die Befähigung zum Richteramt haben muss, 
Vorsitzender der Einigungsstelle.

§ 16
Institutionelle Übergangsregelungen

(1) Bis zur Beschlussfassung über die Satzung nach 
§ 11 gilt die als Anlage beigefügte Gründungssatzung.
(2) Der Erste Vorstand der Anstalt besteht aus den je-
weils zwei Personen, die für die Altanstalten bis zum 
Ablauf des 30.  Juni  2012 Geschäftsleitungsaufgaben 
wahrgenommen haben. Die Mitglieder des Ersten Vor-
stands sind nicht einzelvertretungsberechtigt.
(3) Die Vertragsländer tragen dafür Sorge, dass spätes-
tens bis zum 31. Juli 2012 die konstituierende Sitzung 
der Gewährträgerversammlung stattfinden wird. Sie 
wird vorbereitet und geleitet vom Vertreter des Landes, 
das bei Vertragsschluss den Vorsitz in der Finanzminis-
terkonferenz führt.
(4) Nach der Gründung der Anstalt werden unverzüg-
lich Personalvertretungen in den Dienststellen Ham-
burg und München gewählt. Bis zur konstituierenden 
Sitzung des neuen Personalrats, längstens jedoch bis 
zum 31.  Dezember  2012, führen die bisherigen Per-
sonalräte von NKL und SKL kommissarisch die Ge-
schäfte einer Personalvertretung für ihren jeweiligen 
Betrieb.

§ 17
Besondere Regelungen

(1) Die Lotteriesteuerverteilung für die Glückspiele, 
die vor Inkrafttreten dieses Staatsvertrages von einer 
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Altanstalt veranstaltet wurden, richtet sich bis ein-
schließlich Geschäftsjahr 2014 nach der Regelung im 
Staatsvertrag dieser Altanstalt (§  11 NKL-StV; Arti-
kel 8 SKL-StV).
(2) Lotterien nach Absatz  1 werden wie bisher von 
Lotterie-Einnehmern und Verkaufsstellen vertrieben. 
Die bisherigen Lotterie-Einnehmer der NKL werden 
mit Ablauf des 30. Juni 2012 Lotterie-Einnehmer der 
Anstalt für den Vertrieb von Lotterien, die vor Inkraft-
treten dieses Staatsvertrages von der NKL veranstal-
tet worden sind. Die dazu mit der NKL vereinbarten 
Vertriebsverträge und die den Lotterie-Einnehmern er-
teilten glücksspielrechtlichen Erlaubnisse gelten fort. 
Die Sätze 2 und 3 gelten für die Staatlichen Lotterie-
Einnehmer und Amtlichen Verkaufsstellen der SKL 
entsprechend.

§ 18
Kündigung und Vermögensauseinandersetzung

(3) Dieser Vertrag ist für unbestimmte Zeit abgeschlos-
sen.
(4) Er kann von jedem der Vertragsländer mit einer 
Frist von einem Jahr zum Ende eines Geschäftsjahres, 
erstmals jedoch zum Ende des im Jahr 2014 auslaufen-
den Geschäftsjahres gekündigt werden. Die Kündigung 
ist gegenüber den übrigen Vertragsländern schriftlich 
zu erklären. Die Kündigung wird erst wirksam, wenn 
für das kündigende Vertragsland der Staatsvertrag zum 
Glücksspielwesen in Deutschland oder ein ihm nach-
folgender Vertrag nicht mehr gilt.
(5) Im Falle der Kündigung durch ein Vertragsland 
bleibt der Vertrag zwischen den übrigen Ländern in 
Kraft. Eine Anschlusskündigung ist nicht zulässig.
(6) Scheidet ein Vertragsland aus diesem Vertrag aus, 
erhält es als Abfindung den Anteil am Grundkapital 
und an den Rücklagen der Anstalt, der seinem Anteil 
am Gewinn nach § 9 im Durchschnitt der letzten drei 
Geschäftsjahre entspricht.
(7) Wird die Anstalt aufgelöst, so wird ihr Vermögen 
nach Ablösung etwa bestehender Lasten und Verbind-
lichkeiten unter den Vertragsländern im Verhältnis ih-
rer Teilnahme am Gewinn nach § 9 im Durchschnitt 
der letzten drei Geschäftsjahre verteilt.

§ 19
Ergänzende Vereinbarungen

Soweit zur Durchführung des Vertrages ergänzende 
Bestimmungen und Regelungen erforderlich werden, 
sind die Finanzministerinnen und Finanzminister der 
Vertragsländer ermächtigt, diese gemeinsam zu treffen.

§ 20
Ratifizierung, Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Der Vertrag tritt zum 1. Juli 2012 in Kraft.
(2) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Rati-
fikationsurkunden sind bis zum 30. Juni 2012 bei der 
Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg zu 
hinterlegen.

(3) Der Staatsvertrag über die NKL Nordwestdeutsche 
Klassenlotterie in der Fassung vom 27. Juni 2008 bis 
1. September 2008 (NKL-StV) und der Staatsvertrag 
über eine Staatliche Klassenlotterie in der Fassung 
vom 30. März 1992 bis 26. Mai 1992 (SKL-StV) treten 
mit Ablauf des 30. Juni 2012 außer Kraft.

Für das Land Baden-Württemberg
Berlin, den 15. Dezember 2011

Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern
Berlin, den 15. Dezember 2011

Horst Seehofer

Für das Land Berlin
Berlin, den 15. Dezember 2011

Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg
Berlin, den 15. Dezember 2011

Matthias Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen
Berlin, den 15. Dezember 2011

Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Berlin, den 15. Dezember 2011

Olaf Scholz

Für das Land Hessen
Berlin, den 15. Dezember 2011

Volker Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Berlin, den 15. Dezember 2011

Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen
Berlin, den 15. Dezember 2011

David McAllister

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Berlin, den 15. Dezember 2011

Hannelore Kraft

Für das Land Rheinland-Pfalz
Berlin, den 15. Dezember 2011

Kurt Beck
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Für das Saarland
Berlin, den 15. Dezember 2011

Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen
Berlin, den 15. Dezember 2011

Stanislaw Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt
Berlin, den 15. Dezember 2011

Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein
Kiel, den 19. Januar 2012

Peter Harry Carstensen

Für den Freistaat Thüringen
Berlin, den 15. Dezember 2011

Christine Lieberknecht

34	 Gesetz Nr. 1775 
	 zur Anpassung von Besoldungs-  
	 und Versorgungsbezügen im Jahr 2012  
	 und zur Änderung besoldungs-  
	 und versorgungsrechtlicher Vorschriften

	 Vom 20. Juni 2012

Der Landtag des Saarlandes hat folgendes Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird:

Artikel 1
Besoldungs- und Versorgungsanpassung 2012

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für
1.	 Beamtinnen und Beamte des Landes, der Gemein-

den, der Gemeindeverbände sowie der sonstigen 
der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts,

2.	 Richterinnen und Richter des Landes,
3.	 Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-

empfänger, denen laufende Versorgungsbezüge 
zustehen, die das Land, eine Gemeinde, ein Ge-
meindeverband oder eine sonstige der Aufsicht des 
Landes unterstehende Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts zu tragen hat.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für Ehrenbeamtinnen und 
Ehrenbeamte, Beamtinnen und Beamte auf Wider-
ruf, die nebenbei verwendet werden, und ehrenamtli-
che Richterinnen und Richter. Es gilt ferner nicht für 
öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften und ihre 
Verbände.

§ 2
Anpassung der Besoldung

(1) Ab 1. Juli 2012 erhöhen sich um 1,9 vom Hundert
1.	 die Grundgehaltssätze und die Anwärtergrundbe-

träge,
2.	 der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erhö-

hungsbeträge für die Besoldungsgruppen A  2 bis 
A 5,

3.	 die Amtszulagen sowie die allgemeine Stellenzu-
lage nach Nummer 27 der Vorbemerkungen der 
Anlage I des in Landesrecht übergeleiteten Bun-
desbesoldungsgesetzes.

(2) Die Erhöhung nach Absatz 1 gilt entsprechend für
1.	 die Grundgehaltssätze (Gehaltssätze) in den fort-

geltenden Besoldungsordnungen und Besoldungs-
gruppen der Hochschullehrer,

2.	 die Grundgehaltssätze in den Regelungen über 
künftig wegfallende Ämter,

3.	 die Höchstbeträge für Sondergrundgehälter sowie 
festgesetzte Sondergrundgehälter nach fortgelten-
den Besoldungsordnungen der Hochschullehrer,

4.	 die in der Anlage des Saarländischen Besoldungs-
gesetzes geregelten Amtszulagen,

5.	 die Zuschüsse zum Grundgehalt und Zuschüs-
se nach fortgeltenden Besoldungsordnungen der 
Hochschullehrer,

6.	 die in festen Beträgen ausgewiesenen Zuschüsse 
zum Grundgehalt nach den Nummern 1 und 2 und 
die allgemeine Stellenzulage nach Nummer 2 b der 
Vorbemerkungen der Anlage II des Bundesbesol-
dungsgesetzes in der bis zum 22.  Februar 2002 
geltenden Fassung,

7.	 die Leistungsbezüge nach § 10 Absatz 1 bis 3 des 
Saarländischen Besoldungsgesetzes, soweit sie als 
dynamisch erklärt worden sind,

8.	 die Beträge nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 und § 17 
der in Landesrecht übergeleiteten Erschwerniszu-
lagenverordnung, zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 4. Februar 2011 (Amtsbl. I S. 56),

9.	 die Beträge nach § 4 Absatz 1 und 3 der in Lan-
desrecht übergeleiteten Verordnung über die Ge-
währung von Mehrarbeitsvergütung für Beamte, 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 24. No-
vember 2009 (Amtsbl. I S. 1814),

10.	die Bemessungsgrundlagen der Zulagen, Auf-
wandsentschädigungen und anderen Bezüge nach 
Artikel 14 § 5 des Reformgesetzes vom 24. Feb-
ruar 1997 (BGBl. I S. 322), geändert durch Gesetz 
vom 19. Februar 2006 (BGBl. I S. 334),

11.	 die Beträge der Amtszulagen nach Anlage 2 der 
Verordnung zur Überleitung in die im Zweiten 
Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung 
des Besoldungsrechts in Bund und Ländern gere-
gelten Ämter und über die künftig wegfallenden 
Ämter vom 1. Oktober 1975 (BGBl. I S. 2608), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. März 1997 
(BGBl. I S. 590).

(3) Die mit Gesetz vom 6. Mai 2009 (Amtsbl. S. 834) 
erhöhten Beträge des Auslandszuschlages und des 
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Auslandskinderzuschlages nach den Anlagen VIa bis 
VIi des in Landesrecht übergeleiteten Bundesbesol-
dungsgesetzes werden ab 1.  Juli 2012 um 1,62 vom 
Hundert erhöht.

§ 3
Anpassung der Versorgung

(1) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grund-
gehalt der Besoldungsordnungen des in Landesrecht 
übergeleiteten Bundesbesoldungsgesetzes zugrunde 
liegt, treten an die Stelle der bisherigen Grundgehälter 
die nach § 2 Absatz 1 erhöhten Sätze.
(2) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grundge-
halt (Gehalt) im Sinne des § 2 Absatz 2 zugrunde liegt, 
treten an die Stelle der bisherigen Grundgehaltssätze 
(Gehaltssätze) die nach § 2 Absatz 1 erhöhten Sätze.
(3) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grundge-
halt (Gehalt) nach einer früheren Besoldungsregelung 
zugrunde liegt, werden die Grundgehaltssätze (Ge-
haltssätze), der Ortszuschlag und die ruhegehaltfähi-
gen Stellenzulagen entsprechend § 2 Absatz 1 erhöht.
(4) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versor-
gungsempfängern, deren Versorgungsbezügen eine 
Grundvergütung sowie ein Ortszuschlag nach dem 
Bundesbesoldungsgesetz zugrunde liegen, wird die 
Grundvergütung entsprechend § 2 Absatz 1 erhöht.
(5) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen Amtszulagen 
zugrunde liegen, deren Höhe sich aus der mit Gesetz 
vom 6. Mai 2009 (Amtsbl. S. 834) bekannt gegebenen 
Anlage 9 ergibt, treten an die Stelle der Amtszulagen 
die nach § 2 Absatz 1 erhöhten Sätze. Soweit den Ver-
sorgungsbezügen Amtszulagen zugrunde liegen, die 
nicht in dieser Anlage aufgeführt sind, werden diese 
um den in § 2 Absatz 1 genannten Vomhundertsatz er-
höht.
(6) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen die in § 2 Ab-
satz 2 Nummer 5, 6 und 10 genannten Stellenzulagen 
und Bezüge zugrunde liegen, treten an die Stelle der 
bisherigen Stellenzulagen und Bezüge die nach § 2 
Absatz 1 erhöhten Sätze.
(7) Versorgungsbezüge, deren Berechnung ein Ortszu-
schlag nach dem Bundesbesoldungsgesetz in der bis 
zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung nicht zugrunde 
liegt, werden ab dem 1. Juli 2012 um 1,8 vom Hundert 
erhöht, wenn der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1997 
eingetreten ist. Satz 1 gilt entsprechend für
1.	 Hinterbliebene einer vor dem 1. Juli 1997 vor-

handenen Versorgungsempfängerin oder eines vor 
dem 1. Juli 1997 vorhandenen Versorgungsemp-
fängers,

2.	 Versorgungsbezüge, die in festen Beträgen festge-
setzt sind.

(8) Bei Versorgungsempfängerinnen und Versorgungs-
empfängern, deren Versorgungsbezügen ein Grundge-

halt der Besoldungsgruppen A 1 bis A 8 zugrunde liegt, 
vermindert sich das Grundgehalt ab 1. Juli 2012 um 
52,14 Euro, wenn ihren ruhegehaltfähigen Dienstbezü-
gen die Stellenzulage nach Vorbemerkung Nummer 27 
Absatz 1 Buchstabe a oder b der Anlage I des Bundes-
besoldungsgesetzes bei Eintritt in den Ruhestand nicht 
zugrunde gelegen hat.

§ 4
Bekanntmachung der neuen Beträge

(1) Die ab 1. Juli 2012 geltenden Beträge der Grund-
gehälter, der Anwärtergrundbeträge, der Amtszulagen 
und der allgemeinen Stellenzulage, des Familienzu-
schlags, der Erschwerniszulagen nach § 4 Absatz 1 
Nummer 1 und § 17 der Erschwerniszulagenverord-
nung und der Mehrarbeitsvergütung nach § 4 Absatz 1 
und 3 der Verordnung über die Gewährung von Mehr-
arbeitsvergütung für Beamte ergeben sich aus den An-
lagen 1 bis 5 dieses Gesetzes.
(2) Die Beträge des Auslandszuschlages und des Aus-
landskinderzuschlages in der ab 1. Juli 2012 geltenden 
Höhe sind jeweils rechnerisch zu ermitteln.

Artikel 2
Änderung des Saarländischen Besoldungsgesetzes

In § 3 b Absatz 1 des Saarländischen Besoldungsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Ja-
nuar 1989 (Amtsbl. S. 301), zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Mai 2012 (Amtsbl. I 
S. 136), wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:
„Satz 1 gilt nicht für Beamte des höheren Dienstes mit 
der Befähigung für das Lehramt an beruflichen Schu-
len bei entsprechender Verwendung.“

Artikel 3
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes

Das mit Gesetz vom 1. Oktober 2008 (Amtsbl. S. 1755) 
in Landesrecht übergeleitete Bundesbesoldungsgesetz, 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
17. Februar 2011 (Amtsbl. I S. 130), wird wie folgt ge-
ändert:
1.	 § 46 wird aufgehoben.
2.	 § 49 wird wie folgt geändert:
	 a)	 In Absatz 1 werden die Wörter „Gerichtsvoll-

zieher und andere im Vollstreckungsdienst 
tätige Beamte“ durch die Wörter „im Vollstre-
ckungsdienst tätige Beamte mit Ausnahme der 
Gerichtsvollzieher“ ersetzt.

	 b)	 Absatz 3 wird aufgehoben.
3.	 Nach § 49 wird folgender § 50 eingefügt:

„§ 50
Vergütung für Gerichtsvollzieher

(1) Das Ministerium der Justiz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Minis-
terium für Inneres und Sport und dem Ministerium für 
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Finanzen und Europa die Gewährung einer Vergütung 
für Gerichtsvollzieher zu regeln. Die Gerichtsvoll-
zieher erhalten die Vergütung zusätzlich zu der ihnen 
sonst zustehenden Besoldung. Maßstab für die Festset-
zung der Vergütung sind die vereinnahmten Gebühren 
und Dokumentenpauschalen.
(2) Für die Vergütung können Höchstsätze für die ein-
zelnen Vollstreckungsaufträge sowie für das Kalen-
derjahr festgesetzt werden. Es kann bestimmt werden, 
inwieweit mit der Vergütung auch die besonderen, 
für die Gerichtsvollziehertätigkeit typischen Aufwen-
dungen mit abgegolten sind und eine zusätzliche Auf-
wandsentschädigung ganz oder teilweise ausgeschlos-
sen ist. Typische Aufwendungen sind insbesondere die 
Aufwendungen für die Einrichtung und den Betrieb 
des Büros sowie für Nachtdienst. Es kann ferner be-
stimmt werden, inwieweit im Einzelfall eine besondere 
Vergütung gewährt wird, wenn die regelmäßig zuste-
henden Vergütungsbeträge zur Deckung der typischen 
Aufwendungen nicht ausreichen. Ein Teil der Vergü-
tung kann für ruhegehaltfähig erklärt werden.
(3) Die Vergütungsregelung wird bei wesentlichen Än-
derungen der für ihre Festsetzung maßgeblichen Um-
stände, längstens jedoch nach einem Erfahrungszeit-
raum von jeweils drei Jahren durch das Ministerium 
der Justiz im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Inneres und Sport und dem Ministerium für Finanzen 
und Europa unter besonderer Beachtung der Belange 
des Haushalts überprüft.“

Artikel 4
Änderung des Beamtenversorgungsgesetzes

In § 66 Absatz 2 Satz 1 des mit Gesetz vom 
14. Mai 2008 (Amtsbl. S. 1062) in Landesrecht überge-
leiteten Beamtenversorgungsgesetzes, zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 1. Dezember 2011 
(Amtsbl. I S. 556), wird die Angabe „fünfunddreißig“ 
durch die Angabe „33,48345“ ersetzt.

Artikel 5

Übergangsregelungen

(1) Beamte, die am Tage vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Anspruch auf eine Zulage nach § 46 Absatz 1 
des in Landesrecht übergeleiteten Bundesbesoldungs-
gesetzes haben, erhalten eine Ausgleichszulage in 
Höhe der bisherigen Zulage, solange die bisherigen 
Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung der Zu-
lage erfüllt sind. Die Ausgleichszulage vermindert sich 
um ein Drittel des Betrages, um den sich das jeweilige 
Grundgehalt aufgrund allgemeiner Besoldungsanpas-
sungen erhöht.

(2) Bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach 
§ 50 Absatz 1 Satz 1 des in Landesrecht übergeleite-
ten Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung des Ar-
tikels  3 dieses Gesetzes erhalten Gerichtsvollzieher 
Vollstreckungsvergütung und Bürokostenentschädi-
gung nach den Bestimmungen der nach § 49 Absatz 1 
und 3 des in Landesrecht übergeleiteten Bundesbesol-
dungsgesetzes erlassenen Rechtsverordnungen.

Artikel 6

Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Saarbrücken, den 20. Juni 2012

Die Ministerpräsidentin
Kramp-Karrenbauer

Der Minister für Finanzen und Europa
Toscani

Die Ministerin für Inneres und Sport
Bachmann



198	 Amtsblatt des Saarlandes vom 28. Juni 2012	

G
ül
tig

ab
1.
Ju
li

20
12

A
nl
ag
e
1

1.
B
es
ol
du
ng
so
rd
nu
ng

A

G
ru
nd
ge
ha
lts
sä
tz
e

(M
on
at
sb
et
rä
ge
in
E
ur
o)

Be
so
l‐

2‐
Ja
hr
es
‐R
hy
th
m
us

3‐
Ja
hr
es
‐R
hy
th
m
us

4‐
Ja
hr
es
‐R
hy
th
m
us

du
ng
s‐

E
r
fa

h
r
u
n
g
s
s
tu

fe
gr
up

pe
1

2
3

4
5

6
7

8
9

10
11

12
A
2

17
54

,2
7

17
93

,2
0

18
32

,1
2

18
71

,0
4

19
09

,9
6

19
48

,9
1

19
87

,8
3

A
3

18
21

,5
0

18
62

,9
2

19
04

,3
2

19
45

,7
3

19
87

,1
6

20
28

,5
9

20
70

,0
2

A
4

18
59

,6
2

19
08

,4
0

19
57

,1
4

20
05

,9
2

20
54

,6
8

21
03

,4
5

21
52

,1
9

A
5

18
73

,5
0

19
35

,9
4

19
84

,4
5

20
32

,9
6

20
81

,4
7

21
29

,9
9

21
78

,5
0

22
27

,0
1

A
6

19
14

,4
9

19
67

,7
6

20
21

,0
2

20
74

,2
9

21
27

,5
5

21
80

,8
2

22
34

,1
0

22
87

,3
7

23
40

,6
2

A
7

19
92

,3
6

20
40

,2
3

21
07

,2
6

21
74

,2
8

22
41

,3
1

23
08

,3
3

23
75

,3
7

24
23

,2
2

24
71

,1
1

25
18

,9
9

A
8

21
08

,2
5

21
65

,5
1

22
51

,4
0

23
37

,3
0

24
23

,1
8

25
09

,1
0

25
66

,3
6

26
23

,6
1

26
80

,9
0

27
38

,1
4

A
9

22
22

,6
4

22
78

,9
9

23
70

,6
6

24
62

,3
3

25
54

,0
1

26
45

,6
9

27
08

,7
0

27
71

,7
4

28
34

,7
6

28
97

,7
8

A
10

23
84

,9
5

24
63

,2
6

25
80

,7
0

26
98

,1
7

28
15

,6
2

29
33

,0
9

30
11

,3
8

30
89

,6
8

31
67

,9
7

32
46

,2
8

A
11

27
12

,4
4

28
32

,7
8

29
53

,1
2

30
73

,5
0

31
93

,8
5

32
74

,0
8

33
54

,3
0

34
34

,5
6

35
14

,8
0

35
95

,0
2

A
12

29
08

,7
2

30
52

,2
1

31
95

,6
9

33
39

,1
8

34
82

,6
6

35
78

,3
1

36
73

,9
6

37
69

,6
3

38
65

,3
0

39
60

,9
4

A
13

34
14

,9
8

35
69

,9
3

37
24

,8
6

38
79

,8
1

39
83

,1
1

40
86

,4
0

41
89

,6
9

42
93

,0
2

43
96

,3
1

A
14

35
89

,3
6

37
90

,2
7

39
91

,1
9

41
92

,1
2

43
26

,0
5

44
60

,0
2

45
93

,9
7

47
27

,9
3

48
61

,8
8

A
15

43
77

,9
3

45
98

,8
4

47
75

,5
7

49
52

,3
0

51
29

,0
2

53
05

,7
7

54
82

,5
0

A
16

48
23

,6
7

50
79

,1
3

52
83

,5
6

54
87

,9
6

56
92

,3
3

58
96

,7
4

61
01

,1
3



	 Amtsblatt des Saarlandes vom 28. Juni 2012� 199

Gültig ab 1. Juli 2012

2. Besoldungsordnung B

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungs‐
gruppe
B 1 5482,50
B 2 6359,72
B 3 6731,10
B 4 7120,06
B 5 7566,32
B 6 7987,73
B 7 8397,65
B 8 8824,90
B 9 9355,38
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Gültig ab 1. Juli 2012
Anlage 2

F a m i l i e n z u s c h l a g
(Monatsbeträge in Euro)

Stufe 1 Stufe 2
(§ 40 Absatz 1) (§ 40 Absatz 2)

Besoldungsgruppen
A 2 bis A 8 109,55 225,17

übrige Besoldungsgruppen 115,07 230,69

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag für das zweite zu berücksichtigende
Kind um 115,62 Euro, für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 323,86 Euro.

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den
Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 um je 5,11 Euro, ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende
Kind
in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 3 um je 25,56 Euro,
in der Besoldungsgruppe A 4 um je 20,45 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,34 Euro.

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren
Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.
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Anlage 3

Gültig ab 1. Juli 2012

Anwärtergrundbetrag
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter nach Abschluß des
Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

Grundbetrag

A 2 bis A 4 838,72
A 5 bis A 8 954,01
A 9 bis A 11 1005,56
A 12 1139,03
A 13 1169,39
A 13 + Zulage
(Nummer 27 Absatz 1 Buchstabe c
der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B)
oder R 1 1202,75
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Gültig ab 1. Juli 2012
Anlage

4

Amtszulagen und allgemeine Stellenzulage
(Monatsbeträge)

‐ in der Reihenfolge der Gesetzesstellen ‐

Betrag in Euro,

Dem Grunde nach geregelt in Vomhundert, Bruchteil

B e s o l d u n g s g r u p p e n F u ß n o t e

A 2 1 33,43

2 18,28

3 61,67

A 3 1, 5 61,67

2 33,43

A 4 1, 4 61,67

2 33,43

A 5 3 33,43

4, 6 61,67

A 6 6 33,43

A 7 5 50 v. H. des

jeweiligen Unter-

schiedsbetrages

zum Grundgehalt

der Besoldungs-

gruppe A 8

A 9 3, 6 248,94

7 8 v. H. des

Endgrund-

gehalts der

Besoldungs-

gruppe A 9

A 12 7, 8 144,59

A 13 7 173,44

11, 12, 13 252,98

A 14 5 173,44

A 15 7 173,44

R 1 1, 2 191,77

R 2 3 bis 8, 10 191,77

R 3 3 191,77

R 8 2 383,44
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Nummer 21 193,99

Nummer 27

Absatz 1

Buchstabe a

Doppelbuchstabe aa 17,91

Doppelbuchstabe bb 70,05

Buchstabe b 77,85

Buchstabe c 77,85

Absatz 2

Buchstabe a

Doppelbuchstabe bb 52,15

Buchstabe b und c 77,85

Gültig ab 1. Juli 2012 Anlage 5

Sätze der Mehrarbeitsvergütung und bestimmter Erschwerniszulagen

Mehrarbeitsvergütung

1. § 4 Abs. 1 MVergV

A 1 bis A 4 10,89 Euro
A 5 bis A 8 12,86 Euro
A 9 bis A 12 17,66 Euro
A 13 bis A 16 24,34 Euro

2. § 4 Abs. 3 MVergV

Nummer 1 16,43 Euro
Nummer 2 20,35 Euro
Nummer 3 24,16 Euro
Nummer 4 und 5 28,24 Euro

Erschwerniszulagen

1. § 4 Abs. 1 Nr. 1 EZulV 2,97 Euro

2. § 17 EZulV 1,42 Euro
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